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STARK IM NORDEN.
 

DIE POLITISCHE ARBEIT DER  
SPD SCHLESWIG-HOLSTEIN 2013-2015

BERICHT ZUM ORDENTLICHEN LANDESPARTEITAG  
AM 14. UND 15. MÄRZ 2015 IN NEUMÜNSTER
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Demokratie 

braucht 

Bildung !
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Einfach schöner arbeiten!
Ob - Vorbereitung der nächsten Wahlen oder
 - Beratung des bevorstehenden Haushaltes,

ob - Konstituierung der neu gewählten Fraktion oder
 - Zukunftsworkshop des Ortsvereins:

Bei uns tagt Ihr entspannt und umsorgt!

Ob Ein- oder Mehrtagesveranstaltung,
wir richten Eure Tagung nach Euren Wünschen aus!

Ruft uns an oder schreibt uns,
wir freuen uns auf Euch!

Und beachtet auch unser Seminarprogramm im Internet!
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Politischer Bericht für die Jahre 2013-2015 
des Landesvorsitzenden Ralf Stegner und 
der stellvertretenden Landesvorsitzenden 
Bettina Hagedorn

LIEBE GENOSSINNEN UND GENOSSEN,
die mit dieser Broschüre vorgelegten Rechen-
schaftsberichte des Landesvorstandes, der Ar-
beitsgemeinschaften und Foren, der Landtags-
fraktion, unserer Abgeordneten in Bund und 
Europa zeigen, dass die SPD Schleswig-Holstein 
ein aktiver, lebendiger und intensiv arbeitender 
Landesverband ist. Wir sind bei allem was wir 
tun fest fokussiert auf den sozialdemokratischen 
Grundwert der sozialen Gerechtigkeit. Wir wis-
sen: Die SPD hat nur als Gerechtigkeitspartei 
Zukunftsperspektive. Die Bevölkerungsmehrheit 
braucht eine Politik und eine Partei, die ihre 
Interessen und ihre Zukunft gegen die Strategien 
neoliberaler Wirtschaftspolitik, gegen die Spe-
kulationen auf den Finanzmärkten und gegen 
solche Unternehmen verteidigt, deren Geschäfts-
modell vor allem auf niedrigen Löhnen basiert.
Die konsequente Ausrichtung auf soziale Gerech-
tigkeit und die Erfolge der SPD-Landesregierung 
und der Landtagsfraktion in der ersten Hälfte der 
Legislaturperiode sind die Gründe dafür, dass die 
SPD Schleswig-Holstein bei der Kommunalwahl 
und der Bundestagswahl im Jahr 2013 und bei 
der Europawahl in 2014 Wahlergebnisse erzielt 
hat, die über den Bundesergebnissen der SPD 
liegen.

Allerdings hat uns die desaströse Wahlbeteili-
gung bei der Kommunalwahl 2013 alarmiert. 
Der Landesvorstand hat eine Studie „Die SPD 
und ihre Nichtwähler“ von tns infratest Berlin 
eingehend diskutiert. Denn die Ergebnisse sind 
eine Herausforderung an die SPD: je geringer der 
Bildungsgrad, je geringer das Einkommen und 
je jünger die Wähler, desto schwächer die Wahl-
beteiligung. Und da erkennt man auf den ersten 
Blick: Hier geht es um einen Teil der SPD-Kern-
wählerschaft, der nicht mehr zur Wahl geht. Und 
tatsächlich gilt die Faustformel: Je höher die 
Wahlbeteiligung, desto besser das SPD-Wahler-
gebnis.

Die Demokratie ist nur so stark wie sich Men-
schen an Wahlen beteiligen und sich politisch 
engagieren. Der Lübecker Landesparteitag im 
September 2014 hat auf Vorschlag des Landes-
vorstandes eine Reihe guter Anträge beschlos-
sen, die sich eignen die Wahlbeteiligung künftig 
wieder zu steigern. Auf Initiative der SPD-Land-
tagsfraktion haben sich die Spitzen der Parteien, 
die im Landtag vertreten sind, und der Fraktio-
nen Ende August und im Oktober 2014 getroffen, 
um über das Thema Wahlbeteiligung zu beraten. 
Der interfraktionelle Antrag „Demokratie lebt 
von Beteiligung“ listet ein umfangreiches Maß-
nahmenbündel zur Prüfung auf, um eventuelle 
formale Hürden weiter abzubauen. Dazu gehört 
z. B. die längere Öffnung der Wahllokale mehr als 
einen Wahltag lang, die gezielte Information zu 
Wahlen auch in Schulen, weniger Restriktionen 
für Wahlwerbung und Wahlkampfveranstaltun-
gen seitens der Kommunen. (Der Antrag ist hier 
nachzulesen: http://www.landtag.ltsh.de/info-
thek/wahl18/drucks/2500/drucksache-18-2532.
pdf )

VERSPROCHEN. GEHALTEN! 

Grundlage für die Wahlerfolge in Schleswig- 
Holstein war zweifellos der entschlossene und 
glaubwürdige Politikwechsel, den die SPD-ge-
führte Landesregierung und die Landtagsfraktion 
seit 2012 in Schleswig-Holstein durchgesetzt 
haben. Wir haben Meilensteine auf dem Weg 
zu einem gerechten Bildungssystem und mehr 
Chancengleichheit durchgesetzt. Diese Landesre-
gierung löst die Probleme des Landes. 
 
Wir bringen die Wirtschaft und die Infrastruk-
tur voran: Mehr Investitionen in Arbeitsplätze, 
Verkehrsprojekte, Wohnungsbau, Bildung, und 
Energiewende. Wir haben unter Beweis gestellt, 
dass Investitionen in die Zukunft auch unter den 
Bedingungen der Schuldenbremse möglich sind. 
Wir stehen für ein liberales und weltoffenes 
Schleswig-Holstein und gehen die Herausforde-
rungen gemeinsam mit den Kommunen an. 
 
Diese Landesregierung und unsere Landtagsfrak-
tion stehen für den Dialog mit den Menschen im 
Lande (siehe www.spd.ltsh.de).

GERECHTIGKEITSPARTEI - DEMOKRATIEPARTEI -  
FRIEDENSPARTEI
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150 JAHRE SPD
Das Jahr 2013 stand nicht nur im Zeichen der 
Kommunal- und Bundestagswahlen, es wurde 
auch geprägt durch die Feiern und Veranstaltun-
gen anlässlich der Gründung der SPD vor 150 
Jahren. In Schleswig-Holstein hatten wir auf un-
serer zentralen Veranstaltung im März 2013 den 
SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel zu Gast, der in 
einer beeindruckenden Rede, die Geschichte der 
deutschen Sozialdemokratie nachzeichnete. Das 
Jubiläumsjahr haben wir mit einer emotiona-
len Veranstaltung in der vollbesetzten Lübecker 
Petri-Kirche beendet. Hier haben Egon Bahr und 
Björn Engholm ihrer Partei ins Gewissen geredet. 
Soziale Gerechtigkeit und Friedenspolitik müs-
sen die tragenden Säulen der Sozialdemokratie 
bleiben.

FRIEDENSPOLITIK HEUTE 

Die vergangenen zwei Jahre waren in der interna-
tionalen Politik überschattet von der Ukraine-Kri-
se und den gewaltsamen Auseinandersetzungen 
in der arabischen Welt. Seit der Zeitenwende 
von 1989/90 lebten wir in der Gewissheit, dass 
Krieg in Europa nicht vorstellbar sei. Nach den 
Jugoslawien-Kriegen Anfang der 90er Jahre ist 
nun erneut der Krieg mit den Auseinanderset-
zungen auf der Krim und in der Ostukraine nach 
Europa zurückgekehrt. Im Juni 2014 haben wir 
auf einem friedenspolitischen Kongress in Kiel 
eine vom Landesvorstand erarbeitete Positions-
beschreibung der SPD Schleswig-Holstein mit 
dem Titel „Friedenspolitik heute“ vorgestellt und 
diskutiert. Das Interesse und der Diskussionsbe-
darf waren groß. Der Landesparteitag hat das 
Positionspapier nach ausführlichen Diskussionen 
in den Kreisverbänden und Ortsvereinen am 27. 
September 2014 in Lübeck beschlossen.  

Die Kernpunkte unseres friedenspolitischen Be-
schlusses:
     •Krieg löst keine Konflikte.
     •Sicherheit und Frieden in Europa gehen nicht             
       ohne Russland, sondern nur mit Russland.
     •Wir wollen das Recht des Stärkeren durch     
       die Stärke des Rechts ersetzen und deshalb     
       die Vereinten Nationen stärken.
     •Wir treten für eine gerechtere Weltwirt-                       
        schaftsordnung und mehr Entwicklungszu-             
        sammenarbeit ein.
     •Wir lehnen Rüstungsexporte in Kriegs- und   
       Spannungsgebiete ab.
     •Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik muss  
       Motor sein bei der Abrüstung und der Durch-  
       setzung der Prinzipien des Gewaltver- 
       zichts, der gemeinsamen Sicherheit und des   
       Völkerrechts.

Der Landesvorstand hat beschlossen analog zu 
„Friedenspolitik heute“ im Jahr 2015 eine aus-
führliche Positionsbeschreibung zum Thema 
„Gerechtigkeit heute“ zu erarbeiten und auf 
einem Kongress im September dieses Jahres zur 
Diskussion zu stellen. Die Arbeitsgemeinschaf-
ten, Kreisverbände und Ortsvereine sind herzlich 
eingeladen sich auch daran inhaltlich zu beteili-
gen.

FIT MACHEN FÜR NEUE  
HERAUSFORDERUNGEN
Der Landesparteitag am 27. September 2014 hat 
einen weitreichenden Beschluss zur Weiterent-
wicklung der Parteiarbeit in den nächsten Jahren 
beschlossen. Dieser Beschluss wird die Grund-
lage für die Arbeit des neuen Landesvorstandes 
sein. Denn die wahlkampffreien Jahre 2015 und 
2016 müssen wir dazu nutzen die hier beschrie-
benen Vorhaben voranzubringen.  

Björn Engholm auf der Veranstaltung „100. Geburtstag von 
Willy Brandt“ in der St. Petrikirche zu Lübeck

Frank-Walter Steinmeier auf der Friedenskonferenz der SPD 
Schleswig-Holstein in Kiel
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Dazu zählen vor allem:
     •Unsere neuen Mitglieder besser in die Partei-    
       arbeit zu integrieren
     •Unsere Ortsvereine zu stärken
     •Unsere jungen Mitglieder zu fördern

Dabei ist eines klar: Dies ist eine Gemeinschafts-
aufgabe aller Gliederungen der Partei. Landes-
vorstand, Kreisverbände, Arbeitsgemeinschaften 
und Ortsvereine sind hier gemeinsam gefordert. 
Nur gemeinsamen kommen wir hier voran. Nur 
gemeinsam werden wir stärker.

STRATEGIE 2017
Unser Blick ist bereits fest auf die nächsten Wahl-
kämpfe gerichtet: Die Landtagswahl im Frühjahr 
2017 und die Bundestagswahl 2017 sowie die 
Kommunalwahl 2018.

Der Landesvorstand hat für die kommenden 
Wahlkämpfe nach Diskussionen mit den Kreis-
vorsitzenden, den MdBs und MdLs sowie den 
SPD-Minister/innen der Landesregierung und 
unserer Europaabgeordneten unter dem Titel 
„Strategie 2017“ den Weg festgelegt.
 

Für die Politik und das Profil der SPD sind drei 
Themenkreise von überragender Bedeutung:
1. Soziale Gerechtigkeit im Verbund mit guter 
Familienpolitik und Kinderbetreuung.
2. Die Bildung voranbringen - das bedeutet die 
Minimierung von Unterrichtsausfall und die  
Qualität an den Schulen verbessern. 
3. Die Probleme des Landes lösen -  
Also: Moderne und aktive Industriepolitik als 
Grundlage der Wirtschaftskraft Schleswig-Hol-
steins, Verkehrsinfrastruktur und Netzpolitik.

Auf diesen Feldern wird die SPD, was die politi-
schen Inhalte betrifft, die Wahl für sich entschei-
den. Das Ziel heißt: Meinungsführerschaft auf 
diesen drei Wahlkampf entscheidenden Feldern 
erringen.

Die größte Wählergruppe sind die Nichtwähler/
innen. Die Wahlbeteiligung der Ärmeren, Be-
nachteiligten, Abgehängten und Deklassierten 
ist niedrig. Das wollen wir ändern. Die SPD
als Partei der sozialen Gerechtigkeit muss in 
dieser Bevölkerungsschicht neues Vertrauen und 
Wähler/innen gewinnen. Die Herausforderung 
heißt, eine politische Vor-Ort-Arbeit zu entwi-
ckeln, die unsere soziale und kulturelle Entfer-
nung zu dieser Bevölkerungsschicht überbrückt.

Unser Leitmotto bleibt: „Politik taugt nur et-
was, wenn sie das Leben der Menschen besser 
macht.“ (Willy Brandt)

Ralf Stegner            Bettina Hagedorn

PS: Im September 2014 ist Andreas Breitner auch 
als stellvertretender Landesvorsitzender zurück-
getreten. Auch wenn wir diesbezüglich nicht 
einer Meinung waren, respektieren wir seine 
Entscheidung, bedanken uns herzlich für die gute 
Zusammenarbeit und sein langjähriges Engage-
ment im Landesvorstand. 

Landesvorstandsklausur 2014 in Neumünster

Egon Bahr und Ralf Stegner auf der Veranstaltung zu Willy 
Brandts 100. Geburtstag
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BERICHTE DER BEISITZER/INNEN  
IM SPD-LANDESVORSTAND 
KRISTIN ALHEIT
Die SPD Schleswig-Holstein inhaltlich weiter 
voran zu bringen, sie besser zu vernetzen und 
weiter als Gerechtigkeitspartei zu profilieren sind 
Aufgaben, die wir uns als Landesvorstand in den 
vergangenen zwei Jahren gestellt haben. Grund-
legend dafür war eine gemeinsame Betrachtung 
gesellschaftlicher Entwicklungen, die uns ver-
deutlicht hat wie wichtig es ist, inhaltlich wie 
personell die richtige Ansprache zu finden, um 
Menschen dafür zu gewinnen sich für die SPD 
zu entscheiden. Enttäuschung und Resignation 
vieler Bürgerinnen und Bürger zeigt sich in ihrem 
Wahlverhalten, bzw. in ihrer Nichtteilnahme an 
Wahlen. Diesen Menschen müssen wir konkrete 
Anlässe bieten, sich an Wahlen wieder zu betei-
ligen. Es muss erfahrbar sein, dass Sozialdemo-
kraten regieren und das Leben der Menschen 
verbessert.

Gerechte Familienpolitik sowie ein quantitativer 
und qualitativer Ausbau von Betreuungsange-
boten spielen dabei eine wesentliche Rolle. Als 
Ministerin stelle ich mich dieser Aufgabe tagtäg-
lich – als Landesvorstandsmitglied ist es mir ein 
Anliegen, die SPD mit Blick auf zukünftige Ent-
wicklungen gut aufzustellen. Daher war es mir 
persönlich sehr wichtig, dass wir im vergangenen 
September unsere Vorstellungen zur Einführung 
einer Kindergrundsicherung mit einem Landes-
parteitagsbeschluss konkretisiert haben. Auf 
dieser Grundlage werden wir zukünftig innerhalb 
der Partei, aber auch in Regierungsverantwor-
tung im Land, die Diskussion ein ganzes Stück 
voranbringen können.

Mit dem U3-Aktionstag am 1. August 2013 
konnte das Forum Familie, welches ich gemein-
sam mit Sönke Rix und Simone Lange leite, eine 
Aktion starten, die in ihrer fröhlichen und positi-
ven Ausrichtung an vielen Orten und bei vielen 
Eltern im Land ganz toll angekommen ist. Ich 
bedanke mich bei allen, die an dieser Aktion teil-
genommen haben. Sie war ein super Auftakt für 
einen bisher sehr gut funktionierenden Aufbau 
von Betreuungsplätzen für unter Dreijährige in 
Schleswig-Holstein. Selbstbewusst können wir 
sagen: Das macht die SPD! 
Ausbau und Qualität in KiTas kommen bei uns 

gleichermaßen gut voran. Überall im Land wird 
dies wahrgenommen – und wir bleiben am Ball, 
denn es gibt noch viel zu tun. Die Kolleginnen 
und Kollegen in unseren Einrichtungen brau-
chen unsere Unterstützung für Ihre wichtige und 
qualitativ hochwertige Leistung! Wichtig dabei 
ist, dass wir Ansätze gerechter Familienpolitik 
und die Weiterentwicklung unserer KiTas nicht 
gegeneinander stellen. Daher ist klar: Den Ein-
stieg in die Beitragsfreiheit in KiTas - der junge 
Familien deutlich entlasten wird - und mehr 
KiTa-Qualität werden wir im Gleichklang organi-
sieren müssen. 
Diese Themen werden uns auch bis zu den Wah-
len 2017 und darüber hinaus begleiten. Gerne 
werde ich an ihrer Weiterentwicklung und Um-
setzung innerhalb der SPD Führungsverantwor-
tung übernehmen. 

Der Familiensommer 2014 war ein echtes High-
light! Er fand erstmals im Tierpark Arche Warder 
statt, der auch einen ganz eigenen Reiz hat und 
als „Kulisse“ richtig gut zu unserer Veranstaltung 
passt. Für mich ist klar: Der Familiensommer hat 
einen festen Platz in unserer Partei. Er hat eine 
gute Außen- und Innenwirkung. Wir werden ihn 
fortsetzen. Dank an alle, die zum Gelingen des 
Familiensommers immer wieder ganz viel Zeit 
und Begeisterung investieren!

Den Austausch zwischen Regierung und Partei 
zu unterstützen ist auch eine meiner Aufgaben 
im Landesvorstand. Den direkten Kontakt zu den 
thematisch passenden Landesarbeitsgemein-
schaften habe ich im Rahmen meiner zeitlichen 
Möglichkeiten daher stets gehalten. Der Dialog 
und Schriftwechsel mit der AsF, der ASG, der 
AfB, der AGS und der AG Selbst Aktiv ist für mich 
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immer ein Gewinn, denn er ermöglicht mir den 
Blick auf manche Themen von einer ganz ande-
ren Seite. 

Bei diversen Parteiveranstaltungen und im Rah-
men von Wahlkampfunterstützungen habe ich 
wieder unsere Partei neu kennenlernen dürfen. 
Diese Erfahrungen in den Ortsvereinsversamm-
lungen, bei den Sommerfesten, den Neujahrs-
empfängen und Jubiläen sind es, die mir bei der 
Arbeit in und für die Partei besonders Freude 
machen. Es ist toll zu sehen, wie lebendig unsere 
Partei vielerorts ist, wie intensiv sie an Themen - 
vor allem sozialen Themen - arbeitet.

Ich danke dem Team des Landesvorstandes für 
diese zwei guten Jahre der Vorstandsarbeit. Ger-
ne möchte ich diese Arbeit in den kommenden 
Jahren fortsetzen und vor allem den Weg der SPD 
in den Landtagswahlkampf mitgestalten.

WOLFGANG BAASCH

 
Soziale Gerechtigkeit stärken 

Soziale Gerechtigkeit durch den Ausbau der 
Kinderbetreuung und eine gute Familienpolitik 
sind Schwerpunkte meiner politischen Arbeit im 
SPD-Landesvorstand. Die Betreuung für Kinder 
unter drei Jahren ist in Schleswig-Holstein aus-
gebaut worden. Im Bereich der KiTa-Kinder ist 
neben der Quantität auch die Verbesserung der 
Qualität der Betreuung gestärkt. 

So entwickeln sich KiTas zu Familienzentren, die 
Fachberatung in den Einrichtungen wird weiter 
entwickelt, die Sozialstaffel ausgeweitet und es 
gibt einen breiten Konsens zwischen allen Be-
teiligten in Land und Kommunen, die KiTas als 
Bildungseinrichtungen zu fördern und stärken.

Arbeitslosigkeit ist nach wie vor eine der wich-
tigsten Ursachen, warum Menschen in Armut ge-
raten. Arbeitslosigkeit führt zu finanzieller Not, 

dem Verlust sozialer Sicherheit und dem Gefühl 
nicht gebraucht zu werden. Armut vorzubeugen 
und Armut zu bekämpfen ist eines der wichtigs-
ten politischen Ziele der SPD. Soziale Spaltung in 
unserer Gesellschaft dürfen wir nicht zulassen. 
Wir benötigen soziale Mindeststandards und 
eine soziale Absicherung, die Armut verhindert. 
Dazu gehört die Einführung des flächendecken-
den Mindestlohns. 2015 wird das Jahr des Min-
destlohns! Damit verbessern sich die Chancen 
von vielen Arbeitnehmer/innen auf ein existenz-
sicherndes Einkommen. Auch die Themen „Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“ und die Eindäm-
mung/ Abschaffung von prekärer Beschäftigung 
müssen weiterhin auf unserer Agenda stehen!

In der SPD Landtagsfraktion bin ich wieder zum 
sozialpolitischen Sprecher gewählt worden. Ich 
bin damit Vorsitzender des Arbeitskreises Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Familie, Gleichstellung der 
SPD Landtagsfraktion. Ich habe aktiv im „Ge-
werkschaftsrat“ der Landespartei mitgearbeitet. 
Seit der Gründung der neuen AG „Selbst Aktiv“ 
für Menschen mit Behinderungen habe ich die 
Arbeit der AG aktiv unterstützt. Nicht erst seit 
Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonventi-
on ist das Ziel einer inklusiven Gesellschaft auch 
eine politische Herausforderung für die SPD. Mit 
Gründung der AG „Selbst Aktiv“ wird auch in der 
SPD die Forderung „Nicht ohne uns, über uns!“ 
Realität.

Seit Oktober 2011 bin ich Landesvorsitzender der 
Arbeiterwohlfahrt Schleswig-Holstein. Die AWO 
als Mitgliederverband und wertegebundenes Un-
ternehmen mit sozialdemokratischen Wurzeln 
ist dabei für die Politik der SPD ein wichtiger aber 
auch kritischer Ratgeber in allen gesellschaftli-
chen und sozialen Fragen. Darüber hinaus halte 
ich für die SPD Schleswig-Holstein weiter Kon-
takt zu vielen sozialen Initiativen und Verbänden.

Im Oktober 2013 hat mich eine schwere Erkran-
kung für gut ½ Jahr von der aktiven Parteiarbeit 
ferngehalten. Nach Krankenhausaufenthalt und 
einer Reha bin ich aber wieder voll belastbar und 
die politische Arbeit macht wieder richtig Spaß. 
Auf diesem Weg möchte ich mich bei Euch für 
die vielen, lieben Genesungswünsche danken, sie 
waren richtig gut und haben vor allem gut ge-
wirkt. Danke!
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SERPIL MIDYATLI

Soziale Gerechtigkeit durch den Ausbau der  
Wahlen und Wahlbeteiligung
In den Wahljahren 2013 und 2014 haben sich 
die Aktivitäten im Landesvorstand naturgemäß 
stark auf die Vermittlung unserer politischen 
Inhalte bezogen. Trotz des guten Ergebnisses bei 
der Bundestagswahl für unseren Landesverband 
ist es uns nicht gelungen, die Bundesregierung 
abzulösen. Viel Zeit für Diskussion und Nachlese 
des Wahlergebnisses blieb uns nicht. Wegen der 
Konstellation im Bundestag stand die SPD vor 
der Frage einer Regierungsbeteiligung mit der 
CDU oder möglichen Neuwahlen, die uns mögli-
cherweise in eine größere Krise gestürzt hätten. 

Ich bin überzeugt: Inwieweit unsere Juniorpart-
nerschaft uns schaden oder nutzen wird, hängt 
auch an der Umsetzung unserer politischen 
Inhalte, die das Leben der Menschen konkret 
verbessern. Die vielzitierte erste Bilanz kann sich 
aus meiner Sicht zumindest sehen lassen. Nur 
wenn wir das Leben der Menschen verbessern, 
gewinnen wir ihr Vertrauen zurück.

Denn wir haben im Landesvorstand auch sehr 
intensiv den Rückgang der Wahlbeteiligung dis-
kutiert, um hier Maßnahmen zu ergreifen. Schon 
bei der Kommunal- aber leider eben auch bei der 
Europa- und Bundestagswahl haben wir keine 
Trendwende bei der Wahlbeteiligung erreichen 
können oder unser Wähler/innenpotential aus-
schöpfen können. Der von unserer Projektgruppe 
entwickelte erste Aufschlag: „Demokratie stär-
ken- Die SPD als Volkspartei“, den Bettina Hage-
dorn und ich auf dem Landesparteitag in Lübeck 
am 27. September 2014 als Antrag eingebracht 
haben, enthielt eine Reihe konkreter Vorschläge 
und Maßnahmen.

Wir werden uns auch in den kommenden zwei 
Jahren weiter darum kümmern müssen:

• wie wir als SPD insbesondere bei unseren 
Stammwähler/innen wieder Zugewinne erzielen 
können,
• konkrete Vorschläge für die Arbeit von Parteior-
ganisation und Mandatsträger/innen umsetzen,
• mit „Landesvorstand vor Ort-Veranstaltungen“ 
Präsenz in Städten und Stadtteilen mit sozialen 
Problemen zeigen,
• die Sichtbarkeit der SH-Abgeordneten besser 
koordinieren
• und neue Formen von Beteiligung und Veran-
staltungen entwickeln und durchführen.

Solidarisch und weltoffen - SPD in Schleswig- 
Holstein
Ein weiteres Thema wird auch in den nächsten 
Jahren vollumfänglich auf allen Ebenen unsere 
Solidarität und Unterstützung einfordern. Die 
Krisen und Kriege in Syrien, Irak aber auch in 
der Ukraine haben zur Folge, dass Millionen von 
Menschen auf der Flucht sind und auch hier bei 
uns in Schleswig-Holstein Zuflucht suchen. Mit 
großer Bewunderung und ganz großem Respekt 
stelle ich fest, dass insbesondere Genossinnen 
und Genossen hier auf allen Ebenen solidarisch, 
offen und willkommen auf Flüchtlinge zugehen 
und ganz praktische Hilfe leisten.

Ich erlebe eine weltoffene SPD, die sich in Freun-
deskreisen und runden Tischen für Flüchtlinge 
einsetzt oder Sammlungen durchführt, um 
Flüchtlingskindern einen guten Start in den 
Schulalltag zu ermöglichen.

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister mit 
SPD-Parteibuch arbeiten geräuschlos, besonnen 
und transparent in den Städten, Gemeinden und 
Kreisen um eine gute Unterbringung und Betreu-
ung der Flüchtlinge zu gewährleisten. Das macht 
Mut. Das zeigt eine SPD, die für eine sichtbare 
humanitäre Flüchtlingspolitik in Schleswig-Hol-
stein steht. Und, liebe Genossinnen und Genos-
sen, dies macht mich auch stolz, dieser Partei 
anzugehören. Daher unterstützen wir im Lan-
desvorstand dieses Engagement mit allen Kräf-
ten. Es gilt aber auch hier aus Landessicht das 
gesellschaftliche Klima zu schaffen. Wir müssen 
geschlossen gegen Bewegungen wie PEGIDA 
und AfD auftreten. Die Rechtspopulisten sind 
leicht argumentativ zu entkräften aber die Mühe 
müssen wir uns alle und zu jedem Zeitpunkt und 
überall machen. Für ein weltoffenes, für ein soli-
darisches und gerechtes Schleswig-Holstein.
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BIRTE PAULS

 

Dänemark – Minderheiten- Pflege – Demografie
Die Zusammenarbeit mit Dänemark hat wieder 
neuen Schwung bekommen.
Wir haben die Scherben, die CDU/ FDP auch an 
dieser Stelle hinterlassen haben, wieder kitten 
können. Das gilt für die Minderheitenpolitik 
genauso, wie für die vielen anderen Themen, die 
uns mit Dänemark verbinden. Schleswig-Hol-
stein hat seine Vorreiterrolle in Sachen Minder-
heitenpolitik wieder eingenommen. Respekt, 
Toleranz und Gleichstellung bestimmen den of-
fenen, gegenseitigen, freundschaftlichen Dialog 
und die wertschätzende Zusammenarbeit mit 
Dänen, Deutschen, Friesen und Sinti und Roma.

Für viele Menschen besteht die Landesgrenze 
nach Dänemark tatsächlich nur noch auf der Kar-
te. Viele pendeln regelmäßig, sogar täglich über 
die Grenze (12.308 EU-Bürger, davon ca. 8.700 
aus Deutschland und aus Dänemark kommend, 
Richtung Deutschland ca. 1.300 mit steigender 
Tendenz).

Und obwohl die Pendlerzahlen sich nach den Jah-
ren eines Negativtrends jetzt wieder nach oben 
stabilisiert haben, gibt es nach wie vor bürokrati-
sche Hemmnisse für den grenzüberschreitenden 
Arbeitsmarkt, die meist in der Unterschiedlich-
keit von sozial-, versicherungs- oder steuerrecht-
lichen Systemen liegen. So wünschenswert die 
Ansiedlung dänischer Betriebe in Deutschland 
ist, müssen wir aufpassen, dass sich Deutsch-
land, trotz Einführung des Mindestlohnes, nicht 
zum Niedriglohnland für Dänemark entwickelt. 
Bei den vielen Gesprächen, Treffen, Konferenzen 
und Veranstaltungen mit dänischen Sozialdemo-
krat/innen sowie mit Kommunal-, Regions- und 
Folketingvertreter/innen ist der gemeinsame 
Arbeits- und Wirtschaftsmarkt immer wieder als 
eines der gemeinsamen Hauptarbeitsfelder iden-
tifiziert worden. Im direkten Zusammenhang 

dazu stehen natürlich die Verkehrsentwicklung 
und die Sprachkompetenz.
Die Fehmarnbelt-Region wird künftig durch die 
feste Fehmarnbelt-Querung zunehmend in den 
Fokus von Arbeitnehmer/innen und Wirtschaft 
rücken. Auch da gilt es, eine gute nachhaltige 
Nachbarschaft aufzubauen und die ersten Tref-
fen zwischen Sozialdemokrat/innen aus Osthol-
stein und von Lolland haben stattgefunden.
Bei allen Plänen im östlichen Teil der deutsch-dä-
nischen Verkehrsanbindung, ist und bleibt aller-
dings die Jütlandroute die wichtigste Verkehrs- 
achse. 80% der Exportgüter werden über diese 
Route transportiert. Deswegen bleibt sie auch 
nach Fertigstellung des Tunnels Hauptverkehrs- 
ader zwischen Deutschland und Dänemark und 
nach Nordeuropa. Dabei spielt die Rader Hoch-
brücke natürlich eine zentrale Rolle.
Das neue INTERREG-Programm ist jetzt größer 
und verbindet die Regionen Schleswig-Holstein, 
Syddänemark und Seeland. Das bietet auch 
mehr Chancen, die Kooperation insgesamt für 
Dänemark auszuweiten. So erhält Schleswig-Hol-
stein eine ganz besondere Rolle in der gesamt 
deutsch-dänischen Zusammenarbeit. Sprache, 
Kultur, Minderheiten, Bildung, Ausbildung, 
Arbeit, Verkehr, Gesundheit, Tourismus - es gibt 
viele gemeinsame Themen. Deshalb freut mich 
der aktive Austausch, der in den letzten zwei Jah-
ren stattgefunden hat und u.a. auch von Jusos, 
Fraktion, Regierung, einigen Kreisverbänden und 
Ortsvereinen und vom Europaforum mit den dä-
nischen Partnern gestaltet und begleitet worden 
ist. Das zeigt uns: Auch wir können Dänemark. 
Der „kurze Draht“ funktioniert.

Die Sicherung der Pflegeberufe ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe und gehört für mich zu 
meinen wichtigsten politischen Arbeitsfeldern.
Ich bin froh, dass wir in unserem Koalitionsver-
trag sehr klare Zeichen gesetzt und diese auch 
schon neben anderen Aktivitäten im Bereich 
Pflege alle auf den Weg gebracht haben.  
Dazu gehören:
- Die Einrichtung eines pflegewissenschaftlichen 
Studienganges an der Uni Lübeck und eine damit 
verbundene Attraktivitätssteigerung 
- Die Schaffung von 600 zusätzlichen kostenfrei-
en Ausbildungsplätzen in der Altenpflege. Nie-
mand soll diese wichtige Berufsausbildung selber 
zahlen müssen.
- Der Abbau von Bürokratie und doppelten Kon-
trollstrukturen. Dadurch wird mehr Zeit für die 
eigentliche Pflege frei.
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- Einen Antrag, der die gesetzlichen Personalbe-
messungsschlüssel und die zügige Änderung des 
Pflegebedürftigkeitsbegriffes fordert, haben wir 
Richtung Berlin auf den Weg gebracht
- Die generalisierte Ausbildung ist in Arbeit.
- Die Einrichtung einer Pflegekammer befindet 
sich seit Januar 2015, nach langen Diskussionen 
und unter Einbindung der verschiedenen Akteure 
der Pflege, im Gesetzgebungsverfahren.
- Weitere Pflegestützpunkte konnten eingerich-
tet werden, es fehlen nur noch zwei damit eine 
flächendeckende trägerunabhängige Beratung 
gewährleistet ist.

Besonders die Pflegekammer hat zu Diskussio-
nen geführt. Unsere Landespartei hat die Pflege-
kammer jetzt insgesamt vier Mal seit 2009 auf 
Parteitagen für Regierungsprogramm und Koali-
tionsvertrag beschlossen und bestätigt. Die Pfle-
ge braucht eine starke eigene Interessenvertre-
tung und muss raus aus der Fremdbestimmung. 
Die Pflege braucht eine starke Gewerkschaft, sie 
braucht verantwortungsvolle Arbeitgeber und sie 
braucht eine verlässliche Politik. Jeder hat dabei 
seine Aufgaben zu machen. Wir wollen, dass 
diejenigen, die am meisten von Pflege verstehen, 
nämlich die beruflichen Pflegenden, selbst ent-

scheiden, was gute Pflege wirklich ist.
Wir brauchen ein breites Bündnis für die Pflege 
und dafür setze ich mich auch weiterhin ein.
Pflege und Demografie ist natürlich auch ein 
wichtiges Thema unserer Arbeitsgruppe „Soziale 
Gerechtigkeit“.

Der demografische Wandel hat viele Facetten: 
Geringe Geburtenzahlen und eine immer älter 
werdende Bevölkerung bedeuten Veränderungen 
auf allen Gebieten. Angefangen von der Situati-
on in der Geburtshilfe, über Schule und Bildung, 
Arbeitsmarkt und Fachkräftemangel, Verbrau-
cherschutz, Wohnungssituationen, Verkehr, 
Sozialversicherungssysteme bis hin zur Pflege- 
und Gesundheitsversorgung. Hier bedarf es einer 
engen Zusammenarbeit aller Fachgebiete. In der 
Fraktion haben wir eine solche Arbeitsgruppe 
eingerichtet.

Ich bedanke mich herzlich bei den Arbeitsge-
meinschaften und Kreisverbänden, aber auch 
bei den hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Landesverbandes und den Kolle-
ginnen und Kollegen im Landesvorstand für die 
gute Zusammenarbeit auch in den letzten zwei 
Jahren. Mir hat es Spaß gemacht.
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MATHIAS STEIN

Die letzten beiden Jahre im SPD Landesvorstand 
erlebte ich als ereignisreich und spannend.
Dabei kümmerte ich mich im Wesentlichen um 
Fragen der Parteiorganisation. Es bewegt mich 
dabei die Frage, wie die SPD in Schleswig-Hol-
stein attraktiver für ihre Mitglieder sein kann 
und wie wir mit vielen neuen Mitgliedern unsere 
Zukunft als Mitgliederpartei sichern können.
Letztlich geht es darum, die ehrenamtliche Gre-
mienarbeit und gleichzeitig die Mitgliederrech-
te zu stärken. Beides ist aus meiner Sicht kein 
Widerspruch. 

Erstmals arbeitet der Landesvorstand an den 
Fragen der Organisationsentwicklung in einer 
Projektgruppe. Stefan Bolln, Alexander Wagner 
und ich entwickelten den Antrag zum letzten 
Landesparteitag „Starke Mitglieder - Starkes 
Team - Starke Partei - Stark im Norden“. Dabei 
unterstützten uns Christian Kröning und Her-
mann Bock. Der Antrag wurde in der Partei breit 
diskutiert, ergänzt, auf dem Landesparteitag 
beschlossen und wird nun umgesetzt. 

Als Mitgliederbeauftragter des Landesverbandes 
liegt mein besonderer Schwerpunkt auf allen 
Fragen unsere Mitglieder betreffend. Gemeinsam 
mit den Kreisverbänden und Ortsvereinen gelang 
es, die Fragen der Mitgliedergewinnung und der 
Mitgliederbindung stärker zu thematisieren. Mir 
liegt dabei eine streitbare Parteikultur am Her-
zen, die jedem einzelnen Mitglied mehr Selbst-
bewusstsein und Wertschätzung verleiht. Unsere 
Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und Solida-
rität gilt es als Kompass für unser Parteileben zu 
nutzen. Die direkte Beteiligung der Mitglieder, 
wie z. B. durch das Mitgliedervotum zur Großen 
Koalition, kann hierzu ein Beitrag leisten.

In der Organisationspolitischen Kommission des 
Bundesparteivorstandes vertrete ich den Landes-
verband. Dort bringe ich die Erfahrungen unse-

res Landesverbandes ein und arbeite mit an der 
digitalen Modernisierung der Parteiarbeit. Mit 
unserem Organisationsentwicklungsprozess gel-
ten wir ebenso als Vorreiter wie bei der Nutzung 
des Internets für die politische Arbeit.
Ich betreue und begleite die Arbeitsgemeinschaft 
für Arbeitnehmerfragen (AfA), den Arbeitskreis 
„Digitale Gesellschaft“ und den gerade gegrün-
deten Arbeitskreis „Neue Mitglieder“.
Im Gewerkschaftsrat des Landesverbandes ar-
beite ich ebenso mit sowie als Delegierter zum 
Parteikonvent.

ALEXANDER WAGNER

Seit dem Landesparteitag im April 2013 in Bü-
delsdorf gehöre ich dem SPD-Landesvorstand 
als Beisitzer an. Als ehemaliger Juso-Landesvor-
sitzender (bis März 2014) war und bleibt es für 
mich eine wichtige Aufgabe, die Interessen der 
Arbeitsgemeinschaften im Landesvorstand zu 
vertreten und sie an der Arbeit des SPD-Landes-
verbands zu beteiligen. So besuchte ich regel-
mäßig die Koordinierungstreffen der Arbeitsge-
meinschaften, informierte über die Arbeit des 
Landesvorstands und verfasste gemeinsame 
Pressemitteilungen, unter anderem mit Chris-
topher Schmidt zum Winterabschiebestopp und 
Ulf Daude zur Lehramtsausbildung. Verständ-
licherweise war vor allem der Kontakt zu den 
Jusos nicht nur während meiner Zeit als AG-Vor-
sitzender sondern auch danach sehr eng. 

Die ersten Monate der Wahlzeit wurden dabei 
stark vom Kommunal- und Bundestagswahl-
kampf geprägt, in dem auch ich an einigen Podi-
umsdiskussionen im ganzen Land teilgenommen 
habe, um für unsere inhaltlichen Forderungen 
zu werben. Im anschließenden Mitgliederent-
scheid über den Koalitionsvertrag im Bund habe 
ich mich dafür ausgesprochen, dass es für eine 
offene und konstruktive Debatte keine Entschei-
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dungsempfehlungen der Parteiführung geben 
solle.  

Im Landesvorstand war ich gemeinsam mit 
Stefan Bolln und Mathias Stein verantwortlich 
für die Projektgruppe zur Partei- und Organisati-
onsentwicklung - als eine von drei Arbeitsgrup-
pen im Vorstand, die nach der Bundestagswahl 
eingerichtet wurden. Im Mittelpunkt unserer 
Bemühungen stand die Erarbeitung von konkre-
ten Maßnahmen für die nächsten Jahre, um die 
Partei in ihrer Organisationsstruktur zukunftsfest 
zu machen und die Arbeit in den Ortsvereinen 
wieder zu stärken bzw. zu beleben. Ein von uns 
erarbeiteter Antrag zur Grundausrichtung un-
serer Bemühungen in diesem Bereich wurde 
auf dem außerordentlichen Landesparteitag im 
September 2014 beschlossen und bildet die Basis 
unserer weiteren Arbeit zur Parteientwicklung. 
Vorausgegangen war ein offener Diskussions-
prozess zum Konzeptpapier in der Partei, zum 
Beispiel bei einem gemeinsamen Workshop von 
Landesparteirat und Landesvorstand im Vorfeld, 
sowie durch viele Gesprächstermine in Kreisver-
bänden und Gliederungen vor und nach dem 
Parteitag. So wurde ich unter anderem von den 
Kreisverbänden Ostholstein und Herzogtum-Lau-
enburg zu Mitgliederversammlungen bzw. Orts-
vereinskonferenzen eingeladen, um das Konzept 
zu erläutern. 

Auch auf den Weg gebracht haben wir das Nach-
wuchsqualifizierungsprogramm, in dem wir ca. 
50 Nachwuchstalente im Landesverband in ver-
schiedenen Bereichen (von Mentoring-Programm 
über Projektmanagement bis Kampagnenma-

nagement) für verschiedene Aufgaben in der Par-
tei qualifizieren. So vertrat ich gemeinsam mit 
Stefan und Mathias den Landesvorstand beim 
Kick-Off-Seminar im November 2014 und leitete 
als Teamer und Landesvorstandsmitglied das 
Seminar „Führung, Verantwortung und politische 
Ethik“ im Januar 2015. Weiterhin erarbeitete ich 
zuletzt für den Landesvorstand ein Konzept zur 
Ortsvereinsentwicklung, das der Landesvorstand 
in der kommenden Amtszeit umsetzen will. 
Außerdem wurde ich im Jahr 2014 zum Teamer 
ausgebildet und sehe mich als Schnittstelle zwi-
schen dem Landesvorstand und den Aktiven in 
der Bildungsarbeit im Landesverband und beglei-
te den neuen Arbeitskreis „Neue Mitglieder“.

Inhaltlich trug ich zudem meinen Teil zum frie-
denspolitischen Antrag bei, bei dem mir vor 
allem der Bereich der humanitären Hilfe und der 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit am 
Herzen liegt und ich konnte einen Antrag zum 
Mindestlohn mit kritischem Blick auf die be-
schlossenen Ausnahmen und die Situation von 
Jugendlichen in der Ausbildung einbringen. 

Bei vielen Veranstaltungen konnte ich in den 
letzten zwei Jahren den Landesvorstand vertre-
ten, beispielsweise bei der Neumitgliederparty 
des SPD-Kreisverbands Pinneberg, bei den We-
welsflether Gesprächen des Ortsvereins im Kreis 
Steinburg oder bei einem Besuch des Projekt-
hauses, einem Kinder- und Jugendzentrum in 
Neumünster, im Rahmen von „Landesvorstand 
vor Ort“.
Ordentlicher Landesparteitag 2013 in Büdelsdorf  - der neu 
gewählte Landesvorstand mit den Aktionsplakaten „S.O.S für 
den Nord-Ostsee-Kanal“
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Von Stefan Bolln, Landesschatzmeister

Seit zwei Jahren bin ich Schatzmeister der SPD 
Schleswig-Holstein. In meiner Vorstellungsrede 
2013 habe ich versprochen, den Konsolidierungs-
kurs fortzuführen und die Hoffnung geäußert, 
dass Ortsvereine, Kreisverbände und Landes-
verband sich als Einheit sehen. Die SPD Schles-
wig-Holstein ist finanziell gesund. Die Ortsver-
eine und Kreisverbände bilden zusammen das 
Fundament unserer politischen Arbeit und der 
finanziellen Ausstattung. Durch die vielen Spen-
den der kommunalen Mandatsträger/innen sind 
die Ortsvereine und Kreisverbände in der großen 
Mehrheit trotz der Wahlkampfkosten finanziell 
handlungsfähig und haben ihr Vermögen kaum 
reduziert. Dort wo Hilfe benötigt wurde, haben 
wir zusammen eine Lösung gesucht und gemein-
sam gefunden, z. B. bei der Finanzierung von 
Bürgermeisterdirektwahlen.

Die SPD hat eine breite ehrenamtliche Basis für 
die politische Arbeit. Wir haben eine Ehrenamts-
struktur die gut funktioniert und durch unsere 
hauptamtlichen Mitarbeiter/innen administrativ 
und kreativ unterstützt wird. Durch Gespräche 

mit den Mitarbeiter/innen, den geschäftsführen-
den Kreisvorständen und der Landesgeschäfts-
führung wollen wir diese Unterstützung in den 

nächsten Monaten weiterentwickeln. Wir haben 
mit Blick auf die Zukunft Stellenbeschreibun-
gen erarbeitet und gleichen diese nun mit den 
realen Tätigkeiten vor Ort ab. Dabei werden wir 
auch Verantwortlichkeiten klären, um unsere 
Arbeit insgesamt zu stärken. Die letzten zwei 
Jahre haben gezeigt, dass die durch Zusammen-
arbeit entstehenden Synergien helfen, Kosten zu 
vermeiden. Diese Synergien werden wir weiter 
ausbauen.

GUTE FINANZEN - GUTE ORGANISATION -  
STARKE SPD!

MITGLIEDERBESTAND PER 31. JANUAR 2015 
 
KREISVERBAND MITGLIEDER MÄNNER IN  %  FRAUEN  IN  %    BEITRAG  
   GESAMT               Ø IN €
 

STORMARN  1.232  767  62,26  465  37,74  10,42
OSTHOLSTEIN  1.406  903  64,22  503  35,78  7,91
LAUENBURG  1.115  753  67,53  362  32,47  8,95
LÜBECK  1.069  687  64,27  382  35,73  10,52
STEINBURG  832  528  63,46  304  36,54  7,95
SEGEBERG  1.267  838  66,14  429  33,86  8,55
PINNEBERG  1.684  1.066  63,30  618  36,70  10,30
DITHMARSCHEN 895  579  64,69  316  35,31  6,56
SCHL.-FLENSBURG 1.359  897  66,00  462  34,00  8,18
NORDFRIESLAND 1.152  777  67,45  375  32,55  8,28
FLENSBURG  316  206  65,19  110  34,81  11,10
RD-ECK  2.193  1.425  64,98  768  35,02  9,89
PLÖN   1.270  772  60,79  498  39,21  7,77
NEUMÜNSTER 390  258  66,15  132  33,85  9,50
KIEL   1.553  1.026  66,07  527  33,93  11,48 

SPD SH GESAMT 17.733 11.482 64,75% 6.251  35,25% 9,20€
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Als Schatzmeister des Landesverbandes hatte 
ich mir vorgenommen, dass die Mandatsträger/
innen Vorbilder sein müssen. 32 hauptamtliche 
Mandatsträger/innen in Europaparlament, Bun-
destag und Landtag unterstützen unsere Arbeit 
nicht nur politisch. Auch die finanzielle Leis-
tungsbereitschaft ist vorbildlich. Dies gilt ebenso 
für die SPD-Mitglieder in der Landesregierung. 

Jeder weiß, dass Wahlkämpfe nicht nur durch 
die Arbeit in der Fläche gewonnen werden. 
Unsere Wahlkämpfe zu strukturieren, zu pla-
nen und durchzuführen kostet auch zentral viel 
Geld. Während die Haushaltsstruktur mit hohen 
Überschüssen gesund ist, ist die Finanzierung der 
Landtagswahlkämpfe auch in 2017 wieder nur 
durch eine Kreditaufnahme beim Parteivorstand 
zu realisieren. 
Die Einnahmen sind 2013 und 2014 mit rund 
zwei Millionen Euro konstant geblieben. Davon 
sind knapp 60% die Beitragsanteile des Landes-
verbandes mit rund 1,2 Millionen Euro, die Man-
datsträgeranteile betragen etwas über 5% und 
die staatlichen Mittel in Höhe von fast 600.000€ 
bzw. 620.000€ ca. 30%.

Die wahlkampffreien Jahre nutzen wir zu-
sammen mit Euch, um uns für 2017 und 2018 
organisatorisch zu stärken. Angefangen beim 
Nachwuchsqualifizierungsprogramm über die 
kommunale Ausbildung bis hin zu den Schulun-
gen mit Ortsvereinen.

Die Ausgaben haben wir im Jahr 2013 von 1,9 
Millionen Euro in 2014 auf 1,64 Millionen Euro 
reduziert. Die Kosten des laufenden Geschäftsbe-
trieb sind mit je ca. 250.000€ und Personalkosten 
mit je 1,1 Millionen Euro ebenfalls relativ kons-

tant. Erhebliche Einsparungen haben wir bei der 
allgemeinen politischen Arbeit verzeichnet von 
334.000€ auf 238.000€. Ausschlaggebend war 
da sicherlich die neue Funktion von Ralf Stegner 
als stellvertretender Bundesparteivorsitzender 
und unsere Regierungsverantwortung.

Unsere Haushaltsüberschüsse im Jahr 2013 
in Höhe von 129.000€ und 2014 in Höhe von 
390.000€ werden vollständig zur Reduzierung 
des negativen Reinvermögens eingesetzt.  

FAZIT:
Jedem wird bei den Zahlen deutlich, dass unsere 
finanzielle Gesundung noch nicht abgeschlos-
sen ist. Nach unseren mittelfristigen Planungen 
müssen wir 2015 und 2016 zusammen 250.000€ 
einsparen, sofern die Einnahmen konstant blei-
ben. Und das ist unsere Schwachstelle: Die neu-
en Mitglieder müssen eingebunden werden und 
mitbestimmen. Beteiligung am Meinungsbil-
dungsprozess zur Prägung unserer Politik führt 
immer zu mehr Eintritten. Auch und gerade über 
die Ortsvereine. Alle anderen Mitglieder sollten 
bleiben.

Von neuen Mitgliedern fordern wir oft, dass sie 
sich an unsere Regeln halten sollten. Das wür-
de ich mir von uns allen wünschen. Das fängt 
beim satzungsgemäßen Beitrag an. Unsere 
Satzung lässt einen individuellen Spielraum bei 
der Beitragseinstufung zu. Dass am Ende aber 
nur ein durchschnittlicher Beitrag von 9,00€ 
herauskommt, müssen wir gemeinsam ändern. 
Die alte gelebte Praxis, dass man sich nicht real 
einstuft, damit „die in Kiel“ nicht „unser“ Geld 
bekommen, ist zum Glück kaum noch zu hören. 

Reinvermögen
Jahre LV KV OV Jahre LV KV OV

1989 1.048.148 € 2002 -936.000 € 857.000 € 1.899.000 €

1990 820.112 € 2003 -728.000 € 511.000 € 1.411.000 €

1991 439.711 € 2004 -1.575.000 € 703.000 € 1.610.000 €

1992 -196.336 € 557.308 € 1.374.353 € LTW 2005 -1.533.590 € 482.213 € 1.555.288 €

1993 -83.341 € 673.371 € 1.677.549 € 2006 -1.241.924 € 572.001 € 1.752.352 €

1994 -70.558 € 422.327 € 1.180.573 € 2007 -637.844 € 648.857 € 1.757.816 €

1995 115.552 € 533.789 € 1.487.859 € 2008 -271.003 € 451.933 € 1.148.883 €

1996 -269.962 € 360.972 € 1.585.516 € LTW 2009 -1.047.993 € 276.061 € 1.225.789 €

1997 -295.527 € 542.992 € 1.883.599 € 2010 -817.621 € 427.368 € 1.428.737 €

1998 -111.973 € 397.274 € 1.269.026 € 2011 -887.578 € 570.750 € 1.650.903 €

1999 -741.885 € 597.189 € 1.572.223 € LTW 2012 -1:245:952 € 574.812 € 1.717.292 €

2000 -1.238.860 € 659.567 € 1.637.668 € KW, BTW 2013 -1.119.397 € 379.130 € 1.180.285 €

2001 -1.085.473 € 877.888 € 1.862.636 €

Übersicht Reinvermögen SPD Landesverband Schleswig-Holstein 1989-2013



16

Aber noch heute gibt es genügend Mitglieder, die 
beim Mindestbeitrag geblieben sind. Auch fällt in 
Schleswig-Holstein ein großes Gefälle der durch-
schnittlichen Beiträge in den Kreisverbänden auf. 
Wer wenig verdient, muss wenig zahlen. Wer 
mehr verdient, muss mehr zahlen. Diesem würde 
jede/r von uns zustimmen. Aber nicht jede/r hält 
sich daran.  

DIE TARIFVERHANDLUNGEN
Ein besonderes Anliegen ist es mir zu betonen, 
dass wir mit der Gesamtleistung unserer Mitar-
beiter/innen hoch zufrieden sind. 

Gerne wird bei Einsparungen auf die Perso-
nalkostenreduzierung geschaut. Auch die SPD 
Schleswig-Holstein hat diesen Weg vor 12 Jahren 
beschritten, aber vor zwei Jahren nicht fortge-
führt. Die ins Stocken geratenen Tarifverhand-
lungen haben wir im Jahr 2013 sofort wieder 
aufgenommen und für das laufende Jahr eine 
Lohnerhöhung von 7% in der Lohngruppe 3 und 
bis zu 3% in der obersten Lohngruppe abge-
schlossen. Im Jahr 2014 wurde gleich eine Lohn-
erhöhung von 2% verhandelt. 

Zum Jahr 2015 hat ver.di den Gehaltstarifvertrag 
gekündigt. Nach zähen Verhandlungsrunden sind 
wir uns nunmehr einig, dass die Lohnerhöhung 
2,5%, mindestens aber 90€ betragen soll. Dies 
macht eine Lohnerhöhung für die meisten Mit-
arbeiter/innen von bis zu 4% aus. Aber aufgrund 
individueller höherer Eingruppierungsanträge 
haben wir uns entschlossen, die Formulierung 
der Eingruppierung zu konkretisieren. Ver.di ist 
bislang nicht auf unsere Forderung eingegan-
gen, weil die Aufnahme eine Beschäftigung bei 
der SPD zukünftig eine Gehaltsgruppe niedriger 
beginnen würde. Ein Aufstieg ist weiterhin (wie 
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in unserer politischen Forderung) möglich. Der 
Gewerkschaft wie auch unserem Betriebsrat teil-
ten wir selbstverständlich mit, dass unsere heute 
beschäftigten Mitarbeiter/innen nicht umgrup-
piert werden. Dies war auch nie unser Anliegen.

Mich beschäftigen in diesem Zusammenhang 
noch zwei Dinge:
1. In anderen Bundesländern oder im Willy-
Brandt-Haus zahlt die SPD bessere Gehälter. 
Gleichzeitig erhalten wir weniger Geld aus dem 
Strukturfond des Parteivorstandes. Das Geld 
wird zum Teil an die Landesverbände gezahlt, 
die erheblich bessere Löhne zahlen. Wir sind also 
doppelt bestraft. Die Einsparungen sind keine 
leichten Maßnahmen gewesen - und dann wird 
das Geld, welches zur Darlehenstilgung geplant 
ist, zur Belohnung reduziert. 

2. Die Mitarbeiter/innen haben seit 2013 ver-
nünftige Lohnabschlüsse erzielt. Für 2015 wird 
dies nicht anders sein, aber trotzdem haben 
einige Mitarbeiter/innen nicht das Gefühl gut 
zu verdienen oder zumindest ihre Leistung als 
anerkannt zu sehen. 

Daran müssen wir alle zusammen arbeiten. 
Zumindest Punkt 2. ist für eine funktionierende 
Ehrenamtsstruktur, die durch hauptamtliche Mit-
arbeiter/innen unterstützt wird, nicht gut. 

Insgesamt gesehen haben mir die ersten zwei 
Jahre als Schatzmeister Freude bereitet. Ich habe 
viel über meine SPD gelernt und kann sagen: Wir 
sind zusammen noch lange nicht fertig. Deswe-
gen bewerbe ich mich auch gerne zur Wieder-
wahl. Zu guter Letzt danke ich Ralf und Bettina 
für die gute Zusammenarbeit im Geschäftsfüh-
renden Landesvorstand!

Der Arbeitskreis „Neue Mitglieder“ wurde 2014 nach 
dem SPD-Neumitgliederkonvent ins Leben geru-
fen. Der Arbeitskreis setzt sich aus neuen und alten 
SPD-Mitgliedern, diese wollen ihre Ideen, Anregun-
gen und Vorschläge in die Partei einbringen.  
Zu Verknüpfungen, Austausch und Mitgestaltung des 
neuen AK sind alle SPD-Mitglieder herzlich eingela-
den.

Der Arbeitskreises hat folgende Ziele gesteckt: bes-
sere Verknüpfung der Kreisebenen zur Landesebene, 
eine Begrüßungskultur in die Partei bringen und 
die Entwicklung einer Grundlage für gemeinsames 

NEUGRÜNDUNG: AK „NEUE MITGLIEDER“
Arbeiten zur Erstellung aktueller, moderner Leitfäden 
für die Integration neuer Mitglieder aller Altersstruk-
turen.

Du hast eine gute Idee, wie wir neue Mitglieder ge-
winnen, wie man etwas anders machen könnte oder 
was noch fehlt? Du hast etwas erlebt was dir missfällt 
und du willst das ändern?  
Dann melde dich bei uns! Sprecher des Arbeitskreises 
ist Benjamin Fürstenberg 
E-Mail: benjamin.fuerstenberg@tecis.de 
 

Regelmäßige Treffen für den persönlichen Austausch 
werden alle zwei Monate abgehalten.
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Von Sönke Rix, Vorsitzender des  
Landesparteirats

Seit seiner konstituierenden Sitzung am 3. Mai 
2013, auf der ich zum Vorsitzenden und die Stor-
marner Kreisvorsitzende Susanne Danhier zur 
stellvertretenden Vorsitzenden gewählt wurden, 
hat der Landesparteirat achtmal getagt.

Der Landesparteirat hat sich auch in den vergan-
genen zwei Jahren als wichtiges Gremium für 
die Diskussion, Meinungsbildung und Abstim-
mung zwischen der Landesebene (Landesvor-
stand, Landtagsfraktion, Landesregierung) und 
den Kreisverbänden und Arbeitsgemeinschaften 
der Partei erwiesen. Als Plattform für den Infor-
mationsaustausch, die Koordinierung und die 
Beschlussfassung ist der Landesparteirat eine 
wichtige Klammer des Zusammenhalts in der 
SPD Schleswig-Holstein.

Der Landesparteirat hat auf seinen Sitzungen 
regelmäßig mit den SPD-Mitgliedern der neuen 
Landesregierung diskutiert, strittige Themen 
der Bundes- und Landespolitik aufgegriffen, wie 

2015 die Freihandelsabkommen TTIP, CETA und 
TISA oder im Herbst 2013 die Koalitionsverhand-
lungen in Berlin. Themen der Wirtschafts- und 
Infrastrukturpolitik des Landes, der Politikwech-
sel der Landesregierung in der Bildungspolitik, 
Fragen der Landessozial- und Arbeitsmarktpolitik 
oder die Ausgestaltung einer liberalen, weltoffe-
nen Innenpolitik des Landes – ein Markenzeichen 
der Sozialdemokratie in Schleswig-Holstein – 
standen im Landesparteirat zur Debatte.

Der Landesparteirat hat geholfen Wahlen zu 
organisieren, die Wahlergebnisse analysiert und 
wir haben die Landesparteitage inhaltlich mit 
vorbereitet. Im August 2014 gab es einen gro-
ßen Workshop von Landesvorstand und Lan-
desparteirat zur Vorbereitung des Antrages zur 
Erneuerung der Parteiarbeit (Beschluss P 2) für 
den Lübecker Landesparteitag im vergangenen 
September.

Nicht im eigentlichen Sinne der Erfinder ist es, 
dass es zur Gewohnheit geworden ist, nicht erle-
digte Anträge auf Landesparteitagen körbeweise 
an den Landesparteirat zu überweisen.  

Der Landesparteirat ist das höchste Beratungs-
gremium der Landespartei zwischen den Partei-
tagen. Er hat sich als Bindeglied zwischen der 
Kommunalpolitik, den Kreisverbänden, Arbeits-
gemeinschaften und der Landesebene der Partei 
bewährt. Kritisch, kompetent und konstruktiv, 
so wird der Parteirat auch künftig eine selbstbe-
wusste Rolle in der Landespartei spielen.

BERICHT ÜBER DIE ARBEIT DES  
LANDESPARTEIRATES
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Von Eckart Finger, Vorsitzender

Der ordentliche Landesparteitag der SPD Schles-
wig-Holstein in Büdelsdorf 2013 wählte die 
folgenden Mitglieder in die Revisionskommissi-
on: Bärbel Bergner, Renate Pfau, Hermann Greve, 
Klaus Vox und Eckart Finger. In der konstituie-
renden Sitzung am 30. Mai 2013 wurde Eckart 
Finger zum Vorsitzenden und Hermann Greve zu 
seinem Stellvertreter wiedergewählt.

Laut Satzung ist der Vorsitzende bzw. sein Stell-
vertreter berechtigt, an den Sitzungen des Lan-
desvorstandes und des Landesparteirates teilzu-
nehmen.

Die für die Sitzungen der Revisionskommission 
erforderlichen Informationen erhalten die Revi-
sor/innen vor oder während der Sitzungen von 
der SPD-Landesgeschäftsstelle, vertreten durch 
den Landesgeschäftsführer Christian Kröning 
und seine Assistentin Charlotte Sprengel.

In den Sitzungen der Wahlperiode wurden die 
folgenden Themen geprüft bzw. diskutiert:
1. Jahresabschluss  2012
2. Quartalsabschlüsse  I., II., III., IV. 2013
3. Vorläufiger Abschluss 2013, Abschluss 2013
4. Quartalsabschlüsse I., II., III. 2014 
5. Die mittelfristige Finanzplanung 2014 bis  
 2018 wurde zur Kenntnis genommen.

Die Prüfungen der Quartalsabschlüsse ergaben 
keine besonderen Erkenntnisse.
Wie bereits in den Vorjahren, wurden die Haus-
haltsansätze streng eingehalten bzw. im Aus-
gabenbereich sehr oft unterschritten, was eine 
erfreulich sparsame Haushaltsführung belegt.

Die in einer Sammelvorlage zusammengestell-
ten Kosten des Parteitages in  Büdelsdorf (rund 
59.000 Euro) sollten bei kommenden Parteitagen 
deutlich unterschritten werden.

Geprüft wurden auch die Kosten der Europawahl, 
die sich im vorgegebenen Bereich bewegten.

Eine weitere Prüfung befasste sich mit der 
Entwicklung der Personalkosten der Landesge-
schäftsstelle unter Zuhilfenahme des Vergü-
tungstarifvertrages.

Geplante geringfügige Erweiterungen beim Per-

sonal der regionalen SPD-Geschäftsstellen bewir-
ken nach Aussagen des Landesgeschäftsführers 
nur geringe Kostensteigerungen, die aber durch 
das bessere Ergebnis der letzten Bundestagswahl 
ausgeglichen werden.

Die Revisoren empfehlen dem Landespar-
teitag, den Landesvorstand für die Jahre 
2013 und 2014 zu entlasten.

BERICHT REVISIONS- 
KOMMISSION

BERICHT LANDES- 
SCHIEDSKOMMISSION
Von Christian Feist, Vorsitzender 
 
Glücklicherweise musste die Landesschiedskom-
mission im Berichtszeitraum nur in drei Fällen 
tätig werden: 

Der erste Fall war ein Berufungsverfahren ge-
gen eine Entscheidung der Schiedskommission 
des Kreisverbandes Lübeck. Gegenstand war die 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Kommunalwahl. Die Schiedskommission 
des Kreises hat dabei im Sinne des Kreisvorstan-
des entschieden. Dem antragstellenden und 
berufungsführenden Genossen hat die Landes-
schiedskommission versucht zu erläutern, dass 
die angefochtene Entscheidung richtig war und 
er die Berufung zurücknehmen sollte. Das hatte 
keinen Erfolg, so dass seine Berufung zurückge-
wiesen worden ist. 

In zwei weiteren Verfahren hatte die Kommission 
Parteiordnungsverfahren nach §35 Organisa-
tions-Statut durchzuführen.  
In einem Verfahren musste der Ausschluss einer 
Genossin aus der Partei beschlossen werden.  
Ein anderes Verfahren konnte in der Hauptsache 
erledigt werden, ohne dass eine Entscheidung 
der Kommission erforderlich wurde.
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WAHLERFOLGE  
UND NEUE HERAUSFORDERUNGEN
Zur Arbeit und Entwicklung der Partei- 
organisation von Christian Kröning,  
Landesgeschäftsführer

Im Telegramm-Stil lassen sich die Jahre 2013 und 
2014 für SPD in Schleswig-Holstein so zusam-
menfassen: Wir haben drei große Wahlkämpfe 
erfolgreich bestritten, die SPD-Landesregierung 
und die Landtagsfraktion haben nach dem Motto 
„Versprochen. Gehalten!“ einen wirklichen Poli-
tikwechsel in Schleswig-Holstein durchgesetzt, 
die Landespartei hat auf dem Lübecker Landes-
parteitag 2014 die Weichen für eine Stärkung der 
Parteiorganisation und neue Ansätze der Partei-
arbeit beschlossen, wir haben mit dem Kongress  

schärft. Und Landesvorstand, Kreisvorsitzende, 
unsere MdBs,  MdLs, unsere Europaabgeordne-
te und Minister/innen haben begonnen erste 
strategische Ansätze für den Wahlmarathon 
2017/2018 zu entwerfen. „Innerbetrieblich“ 
haben wir im vergangenen Jahr in der Landes-
geschäftsstelle und mit den Kolleg/innen in den 
Kreisgeschäftsstellen einen Teamentwicklungs-
prozess begonnen, der neue Perspektiven unse-
rer Arbeit schafft. 

I. ERFOLGREICHE WAHLKÄMPFE UND  
HERAUSFORDERUNGEN
Wir haben alle miteinander im Frühjahr 2013 
einen starken Kommunalwahlkampf absolviert 
und mit landesweit 29,8% einen Zuwachs von 
3,2% erzielt. Damit haben wir unsere kommunal-
politische Position in Schleswig-Holstein verbes-
sert. Die SPD ist in den schleswig-holsteinischen 
Kreisen, Städten und Gemeinden wieder stärker 
und selbstbewusster.
Der Ausgang der Bundestagswahl war mit 25,7%  
insgesamt enttäuschend und hat uns nach dem 
Mitgliedervotum vom Dezember 2013 in eine 
große Koalition geführt. In Schleswig-Holstein 

stand die Bundestagswahl unter einem erfolg-
reicheren Stern: Mit 31,5% lagen wir im Norden 
5,8% über dem Bundesergebnis der Partei und 
sind in der neuen Legislaturperiode mit neun 
statt vorher sechs SPD-Abgeordneten aus Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag vertreten.

Bei der Europawahl hat sich die SPD mit 27,3% 
bundesweit um 6,5% verbessert und auch bei 
dieser Wahl lagen wir in Schleswig-Holstein mit 
31,9% deutlich über dem Bundesergebnis. Unse-
re schleswig-holsteinische Europaabgeordnete 
Ulrike Rodust ist wieder in das Europaparlament 
eingezogen und vertritt dort die Interessen des 
Landes.

Die SPD Schleswig-Holstein hat also insgesamt in 
den Wahlen der Jahre 2013 und 2014 ihre Positi-
on stärken können. Allerdings: Dass die CDU bei 
allen drei Wahlen vor uns lag, ist eine Herausfor-
derung. Das gilt insbesondere auch für die mit je 
43% historisch schlechteste Wahlbeteiligung bei 
der Kommunalwahl und der Europawahl.

und dem Parteitags-
beschluss zum Thema 
„Friedenspolitik heute“ 
das Profil der Landes-
partei in einem der 
wichtigsten Politikbe-
reiche überhaupt ge-

Kanzler-Kandidat Peer Steinbrück bei der großen 
Open-Air-Veranstaltung am 27. August 2013 auf dem Euro-
paplatz in Kiel zur Bundestagswahl
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Auf dem Landesparteitag am 27. September 
2014 in Lübeck ist diese Herausforderung dis-
kutiert worden. In einem Beschluss (P 1) hat der 
Parteitag Ideen und Vorschläge, die Wahlbeteili-
gung künftig wieder zu erhöhen, dargelegt.  
(Alle Beschlüsse des Parteitages findet Ihr in un-
serer neuen Beschlussdatenbank: http://beschlu-
esse.spd-schleswig-holstein.de/wiki/Landespar-
teitag oder unter www.spd-schleswig-holstein.
de/de/lpt-luebeck-2014 ).   

II. UNSERE NEUEN MITGLIEDER
Wahlkampfzeiten sind Zeiten steigenden poli-
tischen Interesses und viele Menschen treten in 
die politischen Parteien ein. In den drei Jahren 
2011 bis 2013 sind in Schleswig-Holstein be-
sonders viele Menschen in die SPD eingetreten: 
2.000 neue Mitglieder sind in diesen Jahren zu 
uns gestoßen. Das sind viele neue Genossinnen 
und Genossen mit hoher Motivation und Be-
reitschaft mitzumachen. Wir wissen aber auch: 
Viele der neuen Mitglieder kehren der SPD in den 
ersten Jahren ihrer Mitgliedschaft wieder den 
Rücken, weil die Partei ihren Erwartungen nicht 
gerecht wird. Viele neue Mitglieder kommen mit 
unseren Strukturen, Ritualen und Arbeitsformen 
nicht zurecht.

Fazit aus dem Neumitgliederreport: 

• Die Ortsvereine haben für die neuen Mitglieder 
einen enorm hohen Stellenwert. Die Ortsvereine 

müssen aber mehr bieten als nur Kommunal-
politik. Auch wenn die Kommunalpolitik das 
Herzstück der Demokratie und der Parteiarbeit 
vor Ort ist, unsere neuen Mitglieder erwarten an 
der Basis thematisch breiter aufgestellte Ortsver-
eine. Die Ortsvereine müssen wieder politischer 
werden.

• 60% unserer Ortsvereine haben nur noch weni-
ger als 30 Mitglieder, nur 9% unserer Mitglieder 
sind unter 35 Jahre, 60% Prozent unserer Mit-
glieder sind über 60 Jahre alt. Diese Altersstruk-
tur prägt natürlich die Arbeit der Ortsvereine 
und das Erscheinungsbild der Ortsvereine - und 
macht die Aufnahme neuer und jüngerer Mitglie-
der in die Parteiarbeit häufig schwer. Viele Orts-
vereinsvorstände stehen vor einem Generations-
wechsel. Die Ortsvereine müssen jünger werden.

• Die in den vergangenen Jahrzehnten gesunke-
ne Mitgliederzahl macht es vielen Ortsvereinen 
schwer, ihren vielen organisatorischen Aufgaben 
gerecht zu werden. Landesverband und Kreisver-
bände müssen gemeinsam helfen, die Organisa-
tionskraft der Ortsvereine wieder zu stärken.

III. LEITZIELE UND SCHLÜSSELTHEMEN 
DER PARTEIENTWICKLUNG
Der Landesvorstand hat in zwei Klausurtagun-
gen, in denen es um die Schlussfolgerungen aus 
den Wahlergebnissen und dem Neumitglieder-
report ging, vier Leitziele und Schlüsselthemen 
für die wahlkampffreien Jahre 2015 und 2016 
entwickelt:

1. Die SPD hat nur als Gerechtigkeitspartei Profil, 
Zukunft und Chancen auf Regierungsmehrhei-
ten. Der Grundwert der sozialen Gerechtigkeit ist 
existentiell für die SPD.
2. Die gesellschaftliche Verankerung der SPD 
in ihrer Wählerschaft und bei anderen gesell-
schaftspolitischen Akteuren muss nachhaltig 
verbessert werden.
3. Die SPD muss die demokratischen Mitwir-
kungsmöglichkeiten innerparteilich und für die 
Bürgerinnen und Bürger deutlich verbessern, um 
den wachsenden Forderungen nach Partizipation 
in Partei und Gesellschaft gerecht zu werden.
4. Die SPD muss massiv Nachwuchsförderung 
betreiben.

Der Landesparteitag im September 2014 hat 
dazu einen umfangreichen Antrag zur Organi-
sations- und Personalentwicklung der Landes-

Wir haben unsere eige-
nen Forschungsergeb-
nisse (Online-Umfragen, 
Gruppendiskussionen, 
viele Gespräche) und 
Veränderungsvorschläge 
dazu in einem eigenen 
„Neumitglieder-Report der 
SPD Schleswig-Holstein“ 
dargestellt. 

Landesparteitag in Lübeck 2014
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partei (Antrag P2) in den nächsten Jahren be-
schlossen. Der Landesvorstand hat dazu sieben 
Arbeitslinien definiert:

Nachwuchsqualifizierungsprogramm des  
Landesverbandes
Dieses Programm ist bereits Ende 2014 gestar-
tet worden mit 50 jüngeren Genossinnen und 
Genossen, die sich darauf beworben haben. Im 
Rahmen dieses Programms werden Projekte 
neuer und lebendiger Parteiarbeit entwickelt 
und umgesetzt. Wir bieten zudem Ausbildungs-
seminare zu „Führung und Verantwortung“, 
Wahlkampf- und Projektmanagement.

Mitmachpartei SPD
Hier geht es vor allem darum, die Mitglieder 
bei wichtigen inhaltlichen oder personellen 
Entscheidungen stärker zu beteiligen, neue 
partizipative Formen der Meinungs- und Wil-
lensbildung zu entwickeln, Bürger/innen einen 
transparenten Zugang zur SPD zu eröffnen und 
mehr verbindliche Mitgliederentscheidungen 
und Mitgliederbefragungen durchzuführen. 

Kultur der aktiven Mitglieder-Betreuung
Hier wollen wir die Mitglieder-Betreuung ver-
stetigen, um gezielten Austausch von Ideen 
und Methoden zu ermöglichen. Dazu gehören 
verbindliche Berufungen von Mitgliederbeauf-
tragten der Kreisverbände und des Landesvor-
standes, die Verbesserung der Neumitglieder-Be-
grüßung und -einbindung sowie Maßnahmen 
zur Aktivierung der Mitglieder.

Neue Mitglieder gewinnen und integrieren
Inzwischen wurde der Arbeitskreis „Neue Mit-
glieder“ gegründet und hat seine Arbeit aufge-
nommen. Hier geht es auch darum, die neuen 
Mitglieder schneller und besser in die Partei-
arbeit zu integrieren, ihnen die Partei näher zu 
bringen und den Erwartungen neuer Mitglieder 
besser gerecht zu werden. 

Auf den Ortsverein kommt es an
Hier werden passgenaue Hilfestellungen zur 
Stärkung der Arbeitsfähigkeit der Ortsvereine 
entwickelt und der Generationswechsel sowie 
die Nachwuchsförderung in den Ortsvereinen 
begleitet. Die Vernetzung kleiner Ortsvereine 
ist ein weiteres Thema. Teamer/innen des Lan-
desverbandes werden die Ortsvereine hierbei 
aktiv unterstützen. Künftig wollen wir Seminare 
für neue Ortsvereinsvorsitzende und andere 
Mitglieder, die sich für Führungsaufgaben im 

Ortsverein interessieren, anbieten und Vorschlä-
ge zur freiwilligen Entlastung von administrati-
ven Pflichtaufgaben entwickeln und umsetzen 
(Kassenführung, Rechenschaftsberichte etc.). 
Wir wollen zudem einen Informationsaustausch 
über Best-Practice-Beispiele in den Ortsvereinen 
organisieren. 

Arbeitslinie: Die SPD und ihre Abgeordneten
Hier geht es insbesondere um eine bessere Koor-
dinierung unserer Bürostruktur in Schleswig-Hol-
stein (Bildung von mehr Bürogemeinschaften mit 
Partei, Abgeordneten, Fraktionen), um gezielte 
Hilfen für die Ortsvereine stärker europa-, bun-
des- und landespolitische Themen aufzugreifen.

Arbeitslinie: „Gute Arbeit – Gute Führung“
Stärkung und Weiterentwicklung der hauptamt-
lichen Parteiorganisation
Vor einem Jahrzehnt hat der Landesvorstand ein 
energisches - allerdings auch stark umstrittenes 
- Anpassungsprojekt umgesetzt, um angesichts 
der gesunkenen Mitgliederzahlen die finanzielle 
Handlungsfähigkeit für die Zukunft zu sichern. 
Die Hauptelemente waren ein sozialverträglicher 
Personalabbau um 40% in der Landesgeschäfts-
stelle und in den Kreisgeschäftsstellen, moderate 
Tariferhöhungen sowie die vom Landesparteitag 
beschlossene Erhöhung des Beitragsanteils des 
Landesverbandes. 

Das vorrangige Ziel bestand und besteht wei-
ter darin, die wachsenden Anforderungen an 
eine schlagkräftige politische Organisation mit 
modernen Dienstleistungsangeboten mit der 
erfolgten Arbeitsverdichtung und den erhöhten 
qualitativen Anforderungen an unsere Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter realistisch in Einklang 
zu bringen. 

Aus Sicht des Landesvorstandes ist dieses in den 
vergangenen Jahren gut gelungen. Die Koope-
ration der Landesgeschäftsstelle mit den Kreis-
geschäftsstellen hat sich stark verbessert, der 
Interessenausgleich zwischen Betriebsrat und 
Geschäftsführung funktioniert sozialpartner-
schaftlich und die Mitarbeiter/innen haben ihr 
Engagement und ihr Können durch eine Reihe 
von Spitzenleistungen unter Beweis gestellt: z.B. 
die Konzeption und die Organisation des Mitglie-
derentscheides 2011, der Demokratiesommer 
und der Bürgerparteitag 2011, die professionel-
len Landtagswahlkämpfe, die Beitragskampagne, 
das reibungslose Funktionieren unserer zentra-
lisierten Mitgliederadressverwaltung und stän-
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dige Fortschritte im IT-Bereich, unser Auftritt in 
den sozialen Medien ist führend unter den
Schleswig-holsteinischen Parteien, die Bildungs-
arbeit ist kreativ und engagiert, die Veranstal-
tungen des Landesverbandes sind hervorragend 
organisiert, die Pressearbeit ist erstklassig eben-
so wie unsere Ausbildung.  

Wir möchten allen unseren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern auch an dieser Stelle für ihren 
hohen Einsatz und diese Gemeinschaftsleistung 
Danke sagen.

Um den neuen Anforderungen gerecht werden 
zu können und um auf die Herausforderungen 
der kommenden Wahlkämpfe der Jahre 2017/ 
2018 gut vorbereitet zu sein, sind die folgenden 
Schritte in der Personal- und Organisationsent-
wicklung angelaufen: 

• Geschäftsführung und Betriebsrat werden bis 
Ende 2015 zusammen mit den Kreisvorsitzenden 
und den Mitarbeiter/innen für alle 15 Kreisge-
schäftsstellen Aufgaben- und Stellenbeschrei-
bungen erarbeiten.

• Die Teamentwicklung in der Landesgeschäfts-
stelle und in den Kreisgeschäftsstellen wird 
fortgesetzt. In den Kreisgeschäftsstellen legen 
wir den Schwerpunkt der Teamentwicklung auf 
verbesserte Selbstorganisation, kollegiale Bera-
tung und eine verbesserte Zusammenarbeit an 
den Schnittstellen von Haupt- und Ehrenamt.

• Wir werden auch in den Kreisgeschäftsstellen, 
wo immer dies gewünscht und realisiert werden 
kann, Vollzeitarbeitsplätze schaffen, so wie das 
in Neumünster/Plön, Stormarn/Ostholstein, 
Dithmarschen/Nordfriesland und Flensburg/
Schleswig- Flensburg bereits erfolgreich prakti-
ziert wird.

• Wir werden auch die Teambildung unserer Mit-
arbeiter/innen in den vier Regionen nach dem 
guten Vorbild der Südwest-Region weiter inten-
sivieren.

• Fortbildung und Qualifizierung werden auf 
der Grundlage des neuen vom Landesvorstand 
beschlossenen innerbetrieblichen Bildungsplans 
in den Jahren 2014-2016 groß geschrieben.

• Geschäftsführung und Betriebsrat arbeiten 
verknüpft mit der anstehenden Tarifrunde an 
der Verbesserung der Eingruppierungen unserer 
Beschäftigten mit Schwerpunkt in den Kreisge-
schäftsstellen.

Wir sind auf einem guten Weg. Wir werden in 
den kommenden zwei Jahren die Parteiorganisa-
tion Schritt für Schritt gezielt weiterentwickeln 
und auf die Wahlkämpfe der Jahre 2017/18 
vorbereiten. Denn die Forderungen, die wir an 
andere stellen, müssen in der eigenen Organi-
sation verwirklicht werden, nämlich gute Arbeit 
und gute Führung.

Ich möchte mich herzlich bedanken für die gute 
Zusammenarbeit in den vergangenen zwei 
Jahren. Dieser Dank gilt insbesondere meinen 
Kolleginnen und Kollegen in den Kreisgeschäfts-
stellen und in der Landesgeschäftsstelle, den 
Mitgliedern des Landesvorstandes, den Vorstän-
den der Kreisverbände und Arbeitsgemeinschaf-
ten, vielen Mitgliedern in den Ortsvereinen sowie 
unseren Abgeordneten im Landtag, Bundestag 
und Europäischen Parlament. 

Christian Kröning, Landesgeschäftsführer
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Veranstaltung in der St. Petri Kirche Lübeck zu Willy Brandts 
100. Geburtstag



23

Von Hermann Bock 

 „Lernen ist wie rudern gegen den Strom. 
Sobald man aufhört, treibt man zurück.“   
(Benjamin Britten)
Die SPD ist die Partei des sozialen und gesell-
schaftlichen Aufstiegs. Unsere Demokratie lebt 
davon, dass die Menschen mitmachen und 
davon, dass sich Menschen für ihre eigenen 
und gemeinsamen Interessen einsetzen. Wir 
sind auch die Partei, die sich für die Freiheit der 
Menschen, dies zu tun, seit jeher engagiert. In 
der Tradition der Arbeiterbildungspartei SPD ist 
die Befähigung des einzelnen, sich für sich und 
andere einzusetzen, Prinzip und Verantwortung 
unserer Bildungsarbeit.

Der Landesverband Schleswig-Holstein fördert 
seine Mitglieder systematisch und unterstützt 
sie bei ihrer politischen Arbeit. In den vergange-
nen zwei Jahren haben wir die Bildungsarbeit im 
Landesverband mit hoher Intensität und großer 
Beteiligung fortgesetzt. Meiner Kollegin Elfriede 
Marx, die Anfang 2014 nach knapp 20 Jahren als 
Bildungsreferentin in den Ruhestand gewech-
selt ist, gilt es ein dickes Dankeschön zu sagen. 
Ihr Einsatz mit den Teamerinnen und Teamern 
zusammen kann nicht hoch genug eingeschätzt 
werden. Hier Kontinuität zu wahren ist auch 
künftig eine Verpflichtung.  

Die Qualifikationen für Ehrenamt und Kommu-
nalpolitik zu vermitteln sowie die Neumitglie-
derseminare sind wichtige Grundlagen unserer 
Bildungsarbeit. Darüber hinaus leistet die stra-
tegische Potenzialentwicklung im Rahmen eines 

POLITISCHE BILDUNGSARBEIT 2013-2015
Nachwuchsqualifizierungsprogramms einen 
Beitrag zur Zukunft unserer Partei. Die SPD ver-
steht sich bei allen Bildungsangeboten bewusst 
als lernende Organisation und unternimmt eine 
Vielzahl an Anstrengungen, die eigenen Kompe-
tenzen ständig auszubauen und zu erneuern.

Für unsere neuen Mitglieder haben wir im Be-
richtszeitraum (2013-2015) sechs landesweite 
Neumitgliederseminare durchgeführt. Diese 
Wochenendseminare finden auch künftig drei 
Mal im Jahr statt und sind immer gut besucht. 
Die Inhalte wie Geschichte und Programme der 
Partei, Organisation, Strukturen und innerpar-
teiliche Entscheidungswege erleichtern unseren 
neuen Mitgliedern den Einstieg in die SPD und 
motivieren zur Mitarbeit. Diese Seminare erhö-
hen die Bindung unserer Mitglieder und wirken 
als Einstieg in die aktive Parteiarbeit. Neben 
einer Evaluation dieser Seminare fand eine um-
fangreiche Neumitgliederbefragung statt. Deren 
Ergebnisse mündeten in einen Neumitgliederre-
port, der unserer Landespartei Orientierung für 
weitere Überlegungen zur Personal- und Organi-
sationsentwicklung gegeben hat und als Leitan-
trag des Landesvorstandes auf dem vergangenen 
außerordentlichen Landesparteitag im Septem-
ber 2014 in Lübeck beschlossen wurde. 

Kommunalpolitisches Handwerkszeug wurde 
über unsere Kommunalakademie Schleswig-Hol-
stein in sieben Wochenendmodulen insgesamt 
40 Absolventen/innen vermittelt. Auch künftig 
werden drei aufeinander aufbauende Module 
pro Jahr stattfinden. Wir danken unseren Refe-
rentinnen und Referenten aus Fraktionen, Mi-
nisterien und kommunalen Verwaltungen sowie 

Nachwuchsqualifizierungsseminar in Malente, 2014
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unseren Kaminabend-Gästen. 

In 2014 haben wir mit der Teamer/innen-Ausbildung „Train the 
Trainer“ in Schleswig-Holstein mit 15 eigenen und drei vom 
Parteivorstand ausgebildeten Absolventen/innen eine Voraus-
setzung für die Kontinuität unserer Bildungsarbeit geschaffen. 
Im Mittelpunkt der Fortbildung stand die Vermittlung folgender 
Fähigkeiten:
• Fachkompetenz: Konzept zur Entwicklung aktiver Lernformen, 
Kampagnen und Veranstaltung entwickeln, moderne Kommuni-
kationsmittel nutzen und Wissen vermitteln. 
• Methodenkompetenz: präsentieren, moderieren, trainieren, 
Bildungsarbeit organisieren. 
• Sozialkompetenz: kulturelle Sensibilität, Umgang mit Motiva-
tion, Gruppendynamik, Konfliktmanagement und Selbststeue-
rung.

Diese Teamer/innen sollen als „Zukunftsmanager/innen“ ein 
Vor-Ort-Angebot unterbreiten, das die Ortsvereine und die eh-
renamtlichen Vorstände in ihrer Entwicklung unterstützt. 

Im Berichtszeitraum fanden neben drei Wahlkampftrainings, 
bei denen Pressearbeit und strategischer Phasen-Aufbau im 
Mittelpunkt standen, auch vier Moderationen für Fraktions- 
und Kreisvorstandsklausuren statt. Es wurden in zwei Kreisver-
bänden Mitgliederwerbeseminare durchgeführt. 
„Die SPD benötigt in den kommenden Jahren infolge des Ge-
nerationenwechsels eine Vielzahl an Nachwuchstalenten, 
die bereit und in der Lage sind, politische Verantwortung für 
verschiedene Führungsaufgaben und -positionen zu überneh-
men.“ (Auszug aus Beschluss Antrag P2, a. o. Landesparteitag 
Lübeck 2014). Dieser Beschluss war die Grundlage für die Ent-
wicklung und Durchführung unseres Nachwuchsqualifizie-
rungsprogramms. Es wurden 50 Personen in das Nachwuchs-
qualifizierungsprogramm aufgenommen. Hiervon sind 22 in 
einem Mentoring bei dem auch die Landesgeschäftsstelle zwei 
Genossinnen betreut. Weitere 18 haben ihren Schwerpunkt im 
Projektmanagement und zehn im Kampagnenmanagement. 
Insgesamt werden 40 Projekte durchgeführt. Allein sechs Pro-
jekte beschäftigen sich mit der Förderung weiblicher Mitglieder 
im SPD Landesverband Schleswig-Holstein. 

Im Berichtszeitraum fand neben dem Kick-Off-Workshop be-
reits jeweils eine Schulung in den  Bereichen „Grundzüge des 
Projektmanagements“, „Kampagnenmanagement – Nach-
barschaftskampagne“ und „Führung und Verantwortung – 
politische Ethik“ statt. Es folgen weitere Module: „Zeit- und 
Selbstmanagement“, „Projektmanagement im Ortsverein und 
Kreisverband“, „Organisationskultur verändern“ und „Wahl-
kampfmanagement I-III“.

Als Themenworkshop haben unsere ausgebildeten Trainer/in-
nen den Kreisverbänden „TTIP  - Bedeutung für die Kommunen“ 
angeboten und durchgeführt. Wir werden dieses thematische  
Angebot in 2015 durch „Inklusion in der SPD“ und „Integration 
und soziale Demokratie“ ergänzen.

Einzigartig: auf DEck 8 – die Bar

Modern: auf dem konferenz-Deck

Exklusiv: im WEintrEsor

Setzen Sie für Ihre Konferenz, 
Präsentation oder Feier 
auf zertifi zierte Qualität!

Tagen & FeIern

raiffeisenstraße 2 · 24103 Kiel
Tel. 0431 / 37 499-0 · Fax 0431 / 37 499-500
kiel@atlantic-hotels.de

smart-tagen-und-feiern.de
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ORDENTLICHER LANDESPARTEITAG UND  
LANDESWAHLKONFERENZ 2013 
AM 27. UND 28. APRIL 2013 IN BÜDELSDORF

Auf dem ordentlichen Landesparteitag - kurz 
vor der Kommunalwahl Ende Mai 2013 - in der 
ACO-Halle in Büdelsdorf standen nach der Ent-
lastung des Landesvorstandes turnusgemäß 
Neuwahlen des gesamten Landesvorstandes 
sowie weitere Organisationswahlen an (z. B. zum 
Landesparteirat, Delegierte zum Bundespartei-
tag oder der Schieds- und Revisionskommission). 

Der Landesvorstand besteht aus 11 Personen 
und wurde vom Landesparteitag wie folgt neu 
gewählt: 
-Ralf Stegner, Landesvorsitzender 
-Bettina Hagedorn, stv. Vorsitzende 
-Andreas Breitner, stv. Vorsitzender 
-Stefan Bolln, Schatzmeister 
-Zu Beisitzer/innen wurden (wieder-)gewählt: 
Kristin Alheit, Wolfgang Baasch, Bettina Koch, 
Serpil Midyatli, Birte Pauls, Mathias Stein und 
Alexander Wagner.
 

Neben den Wahlen stand die Rede vom Bundes-
vorsitzenden Sigmar Gabriel am Samstag. Gab-
riel sagte im Hinblick auf die Bundestagswahl 
richtig in seiner Rede: „Wir brauchen keinen 
Sitzungssozialismus, wir müssen raus zu den 
Menschen!“

Am Sonntag wählte die Landeswahlkonferenz 
die Landesliste der SPD Schleswig-Holstein zur 
Bundestagswahl für die elf Wahlkreise in Schles-
wig-Holstein wie folgt:
1. Ernst Dieter Rossmann, PI
2. Bettina Hagedorn, OH
3. Sönke Rix, RD-ECK
4. Gabi Hiller-Ohm, HL
5. Franz Thönnes, SE
6. Nina Scheer, LAU/STO
7. Hans-Peter Bartels, KI
8. Birgit Malecha-Nissen, PLÖ/NMS
9. Matthias Ilgen, NF
10. Karin Thissen, STE
11. Dirk Peddinghaus, SL-FL

Am Sonntag schwor Ministerpräsident Torsten 
Albig den Parteitag auf die kommende Kommu-
nalwahl am 26. Mai 2013 ein. 
 

Neben vielen weiteren Anträgen wurde auch 
eine Neuordnung der Finanzen beschlossen: 
Der Landesverband bekommt per Parteitagsbe-
schluss nun 65% der Beiträge statt vorher 60%. 
Dies wird der Landesgeschäftsstelle und damit 
der Gesamtpartei mehr Schlagkraft ermöglichen 
für die kommenden Wahlkämpfe 2017 und 2018.
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AUßERORDENTLICHER LANDESPARTEITAG UND  
LANDESWAHLKONFERENZ 2013 
AM 01. NOVEMBER 2013 IN KIEL

Der außerordentliche Landesparteitag und die 
Landeswahlkonferenz in den Kieler Stadtwerken 
stellte die Weichen für die anstehende Europa-
wahl. Der Landesparteitag hatte u.a. die „Positi-
onen der SPD Schleswig-Holstein für die Europa-
wahl 2014“ beschlossen.  
 

Bestimmendes Thema war auch die Regierungs-
beteiligung auf Bundesebene: „Bei den Koaliti-
onsverhandlungen mit CDU/CSU dürfe man es 
sich nicht leicht machen“ so Ralf Stegner. 

Hannes Swoboda (SPÖ), Vorsitzender der 
S&D-Fraktion im Europäischen Parlament, warn-
te in seiner Rede vor einer Spaltung Europas. 
Jeder zweite Jugendliche in Spanien habe keine
Arbeit. „Europa ist reich genug und kann sich die-
se Arbeitslosigkeit nicht leisten“, so Swoboda.
 

Die Landeswahlkonferenz wählte MdEP Ulrike 
Rodust erneut zur Spitzenkandidaten für den 
schleswig-holsteinischen Europawahlkampf. 
Die schleswig-holsteinischen Plätze auf der 
Bundesliste zur Europawahl inklusive der „Hu-
ckepack“-Kandidaten/innen wurden wie folgt 
gewählt: 

12 Ulrike Rodust/ 12b Martin Tretbar-Endres 
35 Enrico Kreft/ 35b Sabine Gilleßen 
53 Gerhard Tartemann/ 53b Gabriele Heidelmann
73 Dennis Giesfeldt/ 73b Sönke Doll 
94 Susanne Borchert/ 94b Gesa Grube

MdEP Hannes Swoboda

Martin Tretbar-Endres und Ulrike Rodust freuen sich über ihr 
Wahlergebnis

Traumurlaub in alter Bädervilla am Wyker Südstrand

Ankommen, den Wind spüren, in die Sonne blinzeln, einfach entspannen...

Wenige Schritte zum Strand gehen, vom eigenen Strandkorb begrüßt werden und abschalten, 

lesen, genießen, Krebse fangen, buddeln... Urlaub pur....

Haus Friedrichsen   Gmelinstr. 22   25938 Wyk auf Föhr   Tel 04681-7474210 

kontakt@hausfriedrichsen.de  www.hausfriedrichsen.de

www.facebook.com/hausfriedrichsen

Des Weiteren wurden Delegierte zum SPE-Kon-
gress und Delegierte zur Bundeswahlkonferenz 
für die Europawahl gewählt.
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AUßERORDENTLICHER LANDESPARTEITAG 2014 
AM 27. SEPTEMBER 2014 IN LÜBECK

Der außerordentliche Landesparteitag in der Lü-
becker Musik- und Kongresshalle war ein Arbeits-
parteitag für die schleswig-holsteinische SPD. 

In ihrer Rede zu den neuen Herausforderungen 
der SPD von Generalsekretärin Yasmin Fahi-
mi äußerte sie sich besorgt über rückläufige 
Wahlbeteiligungen. „Unser größter Feind ist die 
Gleichgültigkeit der Menschen“. Die SPD sei groß 
geworden, weil sie mit den Menschen im Dialog 
steht. Hier wolle der Parteivorstand mit seiner 
Nachbarschaftskampagne anschließen. „Die SPD 
wird Glaubwürdigkeit nur erhalten, wenn sie den
Dialog in der Nachbarschaft sucht“, erklärte die 
Generalsekretärin. Wahlmüdigkeit zu bekämp-
fen, heiße gute Politik machen - Politik die die 
Menschen verstehen.

Mit vielen Änderungsanträgen zu den Leitanträ-
gen des Landesvorstandes wurden die Anträge 
zur Personal- und Organisationsentwicklung und 
zu „Demokratie stärken – die SPD als Volkspar-
tei“ beschlossen.

Großen Raum nahm die Diskussion über den frie-
denspolitischen Leitantrag ein. Der Parteitag
sprach sich dafür aus, Waffenexporte in Krisenre-
gionen zu verbieten.

Britta Ernst und Stefan Studt wurden den De-
legierten als zwei sehr selbstbewusste Sozial-
demokraten und „starke Säulen im Kabinett“ 
vorgestellt nach den Rücktritten von Andreas 
Breitner und Wara Wende. Ministerpräsident 
Torsten Albig und Landesvorsitzender Ralf Steg-
ner erläuterten den Delegierten die politischen 
Hintergründe und den künftigen Kurs im Kieler 
Landeshaus: Mit schnellen Nachfolgeentschei-
dungen im Kabinett zeige das Regierungsbünd-
nis Handlungsfähigkeit und Kontinuität.

Parteitags-Delegation aus dem Kreisverband Ostholstein

SPD-Generalsekretärin Yasmin Fahimi
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BERICHTE DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN,  
FOREN UND ARBEITSKREISE

„Demographischer Wandel – Wir mischen uns 
ein!“ dahingehend um, zu Landesvorstandssit-
zungen Fach-Referenten einzuladen.
Im Frühjahr 2013 war Olaf Schulze, MdL, zu Gast, 
um über die Energiewende zu referieren (Ener-
gieeinspeisegesetz, Energiekostensenkung, Prob-
lematik Fracking, Änderung des Bergrechts).
Im April 2013 hielt Andreas Fleck, Abteilungs-
leiter im Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Familie und Gleichstellung, über die Entwicklung 
der Pflegeinfrastruktur im Land einen Vortrag.
Im August 2013 erläuterte der Landesvorsitzen-
de des WEISSEN RINGS Schleswig-Holstein, Uwe 
Döring, die Aufgaben des Vereins und sprach 
besonders das Thema Trauma-Ambulanzen in 
Schleswig-Holstein an.
Wir informierten uns im Oktober 2013 bei Frau 
Kirsten Pahl vom Seniorenbüro der Stadt Neu-
münster über die Aufgaben des Pflegestütz-
punktes.
Im März 2014 sprachen wir mit Birte Pauls, MdL, 
über die Pflegekammer, Pflegeausbildung, Pfle-
gestützpunkte und die Struktur des Altenparla-
ments.
Im April 2014 referierten Herr Rolf Scheil, stellv. 
Geschäftsführer des Jobcenters Neumünster, und 
Frau Schacht, Teamleiterin für das Projekt „KER-
Nig 50plus“, über ein Arbeitsmarkt- und Integra-
tionsprogramm.
Wir diskutierten lebhaft im Juni 2014 über das 
Papier „Parteientwicklung in der SPD Schles-
wig-Holstein“ mit Matthias Stein aus dem 
SPD-Landesvorstand.

Der Landesvorstand tagte im Berichtszeitraum 
19 Mal. In jeder Sitzung wurde aus den Kreis-
verbänden über die dortigen Aktivitäten der AG 
60plus berichtet.

Auf der Bundeskonferenz im Oktober 2013 wa-
ren wir mit neun Delegierten vertreten. Unsere 
Anträge fanden Aufnahme im Leitantrag. Gesche 
Peters, Lübeck, wurde erneut als Beisitzerin in 
den Bundesvorstand gewählt.

ARBEITSGEMEINSCHAFT 60PLUS
Der auf unserer Landes-
konferenz im September 
2012 gewählte Landesvor-
stand setzte das Motto 

2013 waren die Hauptthemen im Bundesaus-
schuss der Bundestagswahlkampf und die Vorbe-
reitung der Bundeskonferenz. Im April 2014 wur-
de das Konzept der Themenlabore vorgestellt.

Im Mai 2014 tagten die Landesvorstände AfA 
und AG 60plus gemeinsam in Kiel. Der Referent 
des Sozialverbandes, Herr Christian Schulz, infor-
mierte zum Thema „Arbeit des Sozialverbandes 
- Was muss Politik leisten bei Gesundheit/Rente/
Pflege?!“

Im Altenparlament des Landtages 2013 und 
2014 war die AG 60plus vertreten. Anträge zur 
Stärkung des Ehrenamtes sowie neuer Wohnfor-
men im Alter wurden 2013 angenommen.

Am 24.09.2014 fand die ordentliche Landeskon-
ferenz in Neumünster statt. Das Thema lautete 
„Rentenreform - Fluch oder Segen?“. Der Lan-
desvorsitzende der SPD Schleswig-Holstein und 
stellv. Bundesvorsitzender Dr. Ralf Stegner, gab 
einen Querschnitt über „Aktuelle Themen der 
Landes- und Bundespolitik.“
Zur Landesvorsitzenden wurde erneut Anke 
Rönnau (NF) gewählt. Die weiteren acht gleich-
berechtigten Beisitzerinnen/Beisitzer sind: Erika 
Wolletz (SL-FL), Aletta Thies (Dithmarschen), 
Kirsten Jordt (SL-FL), Erika Wallbaum (PI), Gerd 
Brüning (STO), Bernhard Fleischer (RD-ECK), Sieg-
fried Reuter (OH), Hans-Peter Iversen (LAU).
Arno Jahner gehört dem Landesvorstand nicht 
mehr an. Ihm wird ausdrücklich für seine konst-
ruktive Mitarbeit gedankt.

Demographischer Wandel? - Geht nur mit Jung 
und Alt! Wir werden uns weiter „einmischen“! 
 
Anke Rönnau, Landesvorsitzende
E-Mail: anke.roennau@googlemail.com 
Homepage: www.spd-net-sh.de/ag60/
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wie inhaltlicher Kontinuität.  
Mit dem schleswig-holsteinischen Wirtschafts-
minister Reinhard Meyer wurde insbesondere die 
gesetzliche Umsetzung des Tariftreuegesetzes 
und Fragen, wie wir „Gute Arbeit“ in Schles-
wig-Holstein stärken können, diskutiert.  
Inhaltlich setzte die Konferenz mit der Beratung 
von 22 Anträgen Zeichen zu den Themen: Was-
ser, Menschenrecht, Zukunft des NOK und Stopp 
des Personalabbaus bei der WSV. Es wurde ein 
Strompreis-Monitoring gefordert und Strategien 
für bezahlbaren Wohnraum. Mehrere Anträge 
beschäftigten sich mit den Themen „Gute Ar-
beit - Gesund in Rente“ sowie Mindestlohn und 
Tariftreueregelungen.

Es fanden im Berichtszeitraum 15 Landesvor-
standssitzungen statt. Zwei Termine wurden 
gemeinsam mit den Landesvorständen der 
Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen und der 
Arbeitsgemeinschaft 60plus durchgeführt. Zwei 
Treffen in 2013 und 2014 haben wir in Schwerin 
mit dem AfA Landesvorstand Mecklenburg-Vor-
pommern abgehalten.
Am 19. November 2013 hatten wir unseren 
Bundesvorsitzenden Klaus Barthel für einen 
Tag in Kiel zu Besuch. Betriebsbesuch bei der 
TKMS-Werft (ehemals HDW), ein Gespräch mit 
den Kieler Gewerkschaftsvorsitzenden und eine 
ausgiebige Diskussionsrunde mit dem AfA Lan-
desvorstand und den Kreisvorsitzenden rundete 
einen gelungen Besuchstag ab. Intensiv haben 
wir uns in die Debatte um die Pflegekammer 
eingebracht. Unsere Vorschläge einen anderen 
Weg zu gehen, anstatt Arbeitnehmer/innen zu 
„verkammern“ mit Pflichtmitgliedschaft und 

ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR  
ARBEITNEHMERFRAGEN (AfA)

Die Landeskonferenz vom 
13. April 2013 verjüngte 
den Landesvorstand bei 
gleichzeitiger personeller

Pflichtbeiträgen, haben in der Partei und Fraktion 
keine Mehrheit gefunden. Wir haben aber nicht 
resigniert, sondern bringen uns auch weiter aktiv 
in den Gründungsprozess ein.

Bis auf Nordfriesland haben wir in allen anderen 
14 Kreisen in Schleswig-Holstein Kreisvorstände 
bzw. aktive AfA Vertreter als Ansprechpartner/
innen und Multiplikator/innen. 

Der Gewerkschaftsrat kommt mindestens zwei-
mal im Jahr zusammen. Der AfA Landesvorsitzen-
de gehört diesem Gremium an, so dass wir eine 
gute Möglichkeit haben unsere Positionen direkt 
mit Gewerkschaftern und Spitzen der Partei und 
der Fraktion zu diskutieren.

2013 wurde der Arbeitnehmerempfang erstma-
lig wieder auf Versprechen des Spitzenkandida-
ten vom jetzigen Ministerpräsidenten Torsten 
Albig durchgeführt. Und zwar in Neumünster, im 
Tuch-und-Technik-Museum, in einem neuen Stil 
und einer großen Beteiligung. Wir waren nicht 
zufrieden über die Art und Weise der Einladung 
und der geringen Wertschätzung von Gewerk-
schaften sowie Betriebs- und Personalräten. Mit 
konstruktiven Vorschlägen haben wir versucht 
auf den Empfang in 2014 in Norderstedt Einfluss 
zu nehmen. Leider ist die Staatskanzlei dem nicht 
gefolgt. Nach wie vor werden Firmen eingeladen 
mit dem Hinweis doch verdiente Arbeitnehmer/
innen mitzunehmen. Es werden keine inhaltli-
chen Schwerpunkte gebildet und es spricht auch 
kein/e Gewerkschafter/in auf dem Empfang. 
Nach erneuten Versuchen hier eine Änderung 
zu erlangen, hat der AfA-Landesvorstand ent-
schieden, sich an solch einem Empfang nicht 
mehr zu beteiligen und den SPD-Landesvorstand 
zu bitten, wieder eigenständig einen Empfang 
für Arbeitnehmer/innen aus Anlass des 1. Mai 
durchzuführen.

Im Rahmen des Bundestagswahlkampfes haben 
wir eine landesweite Betriebs- und Personal-
rätekonferenz am 15.08.2013 in Neumünster 
mit über 80 Teilnehmer/innen durchgeführt. 
Hauptredner war Klaus Wiesehügel, Mitglied des 
Kompetenzteams von Peer Steinbrück und Bun-
desvorsitzender der IG BAU. Weitere Gesprächs-
partner waren der SPD-Landesvorsitzende Ralf 
Stegner und der DGB Nord Vorsitzende Uwe Pol-
kaehn sowie die damalige Kandidatin und jetzige 
Bundestagsabgeordnete Birgit Malecha-Nissen.

In die Debatte um den Eintritt der SPD in die 
Bundesregierung hat sich die AfA aktiv ein-
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gemischt. Der AfA-Landesvorstand hat in Ab-
stimmung mit den 13 Kreisvorsitzenden den 
Koalitionsvertrag bewertet und einstimmig ent-
schieden, den SPD Mitgliedern in Schleswig-Hol-
stein die Annahme des Koalitionsvertrages zu 
empfehlen. AfA-Landesvorsitzender Wolfgang 
Mädel: “In der notwendigen Abwägung des „Für 
und Wider“ des Kompromisses fällt das Ergebnis 
aus Sicht der AfA positiv aus, da die Verbesserun-
gen für die Arbeitnehmer/innen in unserem Land 
unübersehbar sind.

Am 28.04.2014 hat der Landesvorstand eine 
Betriebs- und Personalrätetagung im Rahmen 
der Europa-Wahl in Kiel mit 60 Teilnehmer/innen 
durchgeführt. Thema: Europa der Sozialpolitik, 
mit guter Arbeit und guten Renten. Der Leiter 
des DGB-Verbindungsbüros in Brüssel, Stefan 
Gran, und die Europaabgeordnete Ulrike Rodust 
berichteten aus ihren Erfahrungen und Schwie-
rigkeiten, Politik in Europa zu gestalten. Ergänzt 
wurden die Ausführungen mit praktischen Erfah-
rungen aus der europäischen Betriebsrätearbeit 
bei der Firma Thales durch Hans Joachim Detlefs 
und bei Scandlines durch Bernd Friedrichs.

Der 16., 17. und 18. Politische Aschermittwoch in 
Marne, der karnevalistischen Hochburg Schles-
wig-Holsteins, waren wieder politische wie 
karnevalistische Höhepunkte in Zusammenar-
beit mit dem Landesverband und der Kreispar-
tei Dithmarschen. Sven Zylla und Jörn Thießen 
haben die Abende professionell moderiert. Sönke 
Rix, MdB, in 2013, Ulrike Rodust, MdEP-SH und 
Jutta Steinruck, MdEP-RP in 2014 und das „Vor-
sitzenden Trio“ mit Ralf Stegner, Claus Möller und 
Franz Thönnes am 18.02.2015, waren die „spit-
zen Zungen“ des Politischen Aschermittwochs 
vor jeweils 150-350 Teilnehmer/innen.

Drei AfA-Nord-Regionalkonferenzen der fünf 
Nord-Landesverbände haben im Berichtszeit-
raum stattgefunden: am 02.10.2013 in Wolfs-
burg, am 06.06.2014 in Hamburg und am 

11.10.2014 in Wismar.  
Tradition haben mittlerweile auch die Treffen der 
AfA-Landesvorsitzenden Nord, die einmal im Jahr 
stattfinden. In 2013 waren wir der Ausrichter. Die 
Zusammenkunft fand in den Fraktionsräumen 
der SPD Landtagsfraktion im Kieler Landeshaus 
statt, der Innenminister sowie der stellv. SPD 
Landesvorsitzende begrüßten die Teilnehmer/
innen.  

Aus Schleswig-Holstein nehmen regelmäßig 4-8 
Kolleg/innen an den Betriebs- und Personalrä-
tekonferenzen der SPD Bundestagsfraktion in 
Berlin teil. Mit acht Delegierten haben wir an 
der AfA-Bundeskonferenz vom 4. bis 6.4.2014 in 
Leipzig teilgenommen. Im Bundesvorstand sind 
wir erneut mit Almut Auerbach und im Bundes-
ausschuss mit Wolfgang Mädel vertreten.

Leider musste die AfA von dem langjährigen 
stellv. Bundesvorsitzenden Hans Wiesen und 
dem Bundesvorsitzenden Ottmar Schreiner 
endgültig Abschied nehmen. Wir werden sie und 
ihre Arbeit in Gedenken ehren und sie immer in 
Erinnerung behalten.

Wolfgang Mädel, Landesvorsitzender
E-Mail: awm.klausdorf@t-online.de
Homepage: www.afa.spd-net-sh.de

ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR  
BILDUNG (AfB)

Die AfB hat sich weiterhin 
sehr aktiv für ein moder-
nes und zukunftsfähiges 
Bildungssystem in Schles-

wig-Holstein, von der Krippe über KiTa und 
Schule sowie Ausbildung und Studium bis in den 
Beruf, eingesetzt.

Dazu traf sich der Landesvorstand regelmäßig 
am zweiten Mittwoch jeden Monats. Diese Tref-
fen fanden in der Kieler SPD-Landesgeschäfts-
stelle sowie in den Kreisen vor Ort an Bildungs-
einrichtungen oder in SPD-Tagungsräumen statt. 
Neben der inhaltlichen und organisatorischen 
Arbeit haben wir diese Treffen auch für Fachge-
spräche und zum Aufbau bzw. zur Pflege von 
Kontakten zu Personen und Organisationen ge-
nutzt, die in der Bildungspolitik unseres Landes 
aktiv sind. 

Wir haben uns direkt in alle bildungspolitischen 
Diskussionen und Projekte durch diverse Presse-
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mitteilungen eingemischt und Stellungnahmen 
für das Bildungs- und Wissenschaftsministerium 
sowie für unsere Landtagsfraktion abgegeben. 
Weiterhin haben wir Anträge auf Parteitagen 
gestellt, unserer Internetseite neu gestaltet und 
(partei-) öffentliche Veranstaltungen organisiert.

Veranstaltungen der AfB SH fanden statt zu den 
Themen: 

• Berufliche Bildung / Regionale Berufsbildungs-                                
   zentren / Berufliche Schulen
• Inklusion – Ein Gewinn für alle! Gestalten wir   
   den Weg!
• PISA Aus- und Bewertung
• Schul(system)entwicklung
• Neues Schulgesetz für SH
• Schule & Beruf / Übergänge im Schulsystem
• Demografie und Bildung
• Neue Oberstufen
• Kommunale Bildungskonferenz

Wir waren auf allen Gremiensitzungen und 
Parteitagen gut vertreten und standen gerne für 
Veranstaltungen als Diskussionspartner/innen 
sowie für unsere Abgeordneten und Verantwort-
lichen im Land und in den Kommunen als Berate-
rinnen und Berater zur Verfügung.

Auf der letzten AfB-Landeskonferenz am 07.12. 
2013 zum Thema „Gute Bildung in der Kommu-
ne“ wurden alle Mitglieder des Landesvorstandes 
mit sehr guten Ergebnissen im Amt bestätigt 
bzw. neu in den Landesvorstand gewählt.  
Zurzeit gehören dem AfB Landesvorstand an:
Ulf Daude (Vorsitzender / Allgemeinbildende 
Schulen, Ganztagsschule), Sabine Devich-Hen-
ningsen (Stv. Vorsitzende / Krippe, KiTa), Ursula 
Dolinga (Stv. Vorsitzende / Berufliche Bildung, 
Übergänge), Thomas Waskow (Stv. Vorsitzender 
/ Elternarbeit, berufliche Ausbildung), Benjamin 
Raschke (Beisitzer / Hochschulen, Studium), Tho-
mas Bultjer (Beisitzer / Schulentwicklungspla-
nung, Demografie), Johannes Kahlke (Beisitzer / 
Berufliche Bildung), Sophia Schiebe (Kooptiertes 
Mitglied / Hochschulpolitik).  
Manfred Marwede ist leider Ende 2014 zurück-
getreten. Er hat die Themen „Berufliche Bildung“ 
und „Übergänge Schule-Beruf“ sehr intensiv und 
mit hoher Fachkompetenz bearbeitet und voran-
gebracht. Seine Aufgaben und Zuständigkeiten 
übernimmt bis zur nächsten AfB-Landeskonfe-
renz Dirk Diedrich.

Die AfB Schleswig-Holstein hat sich auch sehr 
für Kooperationen mit den SPD-Gremien, den 

anderen Arbeitsgemeinschaften der SPD Schles-
wig-Holstein sowie den Landesvorständen der 
AfB in den norddeutschen Bundesländern enga-
giert.

Auf Bundesebene haben wir an allen AfB-Bun-
deskonferenzen und Bundesausschüssen aktiv 
teilgenommen und uns mit Anträgen sowie 
Diskussionsbeiträgen an der bildungspolitischen 
Debatte und für gute Beschlüsse beteiligt. 

Ulf Daude, Landesvorsitzender
E-Mail: daude@gmx.de
Homepage: www.afb-sh.de

ARBEITSGEMEINSCHAFT MIGRATION  
UND VIELFALT

Der Berichtszeitraum 
stand für die AG Migration 
und Vielfalt vor allem im 
Zeichen der drei stattfin-

denden Wahlen.
Zur Kommunalwahl im Mai 2013 haben wir 
Kandidierende mit Migrationshintergrund auf 
unserer Webseite vorgestellt. Hieran wollen wir 
mit einer Veranstaltung für kommunalpolitisch 
Aktive im Februar 2015 anknüpfen.
Zur Bundestagswahl im September 2013 orga-
nisierten wir eine Veranstaltung zum Thema 
NSU-Untersuchungsausschuss mit Sönke Rix, 
Birgit Malecha-Nissen und Serpil Midyatlı in 
Neumünster, die sehr gut besucht war. Zur Euro-
pawahl im Mai 2014 haben wir ein Interview mit 
unserer Europaabgeordneten Ulrike Rodust auf 
unserer Webseite veröffentlicht. 

Im Jahr 2013 fand zudem die Gründung der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Migration und Vielfalt 
statt, in die unsere Landesarbeitsgemeinschaft 
ebenfalls eingebunden war und in der seit der 
Bundeskonferenz in Berlin im Juni 2013 mit 
Christopher Keiichi Schmidt ein Vorstandsmit-



32

glied stellt. Die zwei Themen, die wir in diesem 
Rahmen besonders auf Bundesebene vorantrei-
ben konnten, sind die Flüchtlingspolitik und die 
interkulturelle Öffnung der Partei. 
Diese beiden Themen bewegen uns auch auf 
Landesebene. Mit der Flüchtlingspolitik ha-
ben wir uns intensiv inhaltlich beschäftigt und 
werden im März zusammen mit anderen Ko-
operationspartnern eine Veranstaltung dazu 
organisieren. Zur interkulturellen Öffnung der 
Partei haben wir beim außerordentlichen Lan-
desparteitag im August 2014 in Lübeck einen 
Ergänzungsantrag zur Parteireform eingebracht, 
der konkrete Maßnahmen hierzu vorschlägt: 
Zielvereinbarungen über die Mitgliedschaft und 
Besetzung von Gremien, gezielte Ansprache an 
die Wählerinnen und Wähler, Sensibilisierung 
von Vorständen und ein Fortschrittsbericht. 

Am 19.11.2014 fand in Büdelsdorf unsere tur-
nusgemäße Landesmitgliederversammlung 
statt. Bei den Vorstandswahlen wurde Chris-
topher Keiichi Schmidt als Landesvorsitzender 
bestätigt. Lisa Yılmaz aus Kiel und Ingo Schaffen-
berg aus Lübeck wurden jeweils als Vize gewählt. 
Schriftführer wurde Michael Husmann aus 
Bordesholm. Den Vorstand komplettieren sieben 
Beisitzerinnen und Beisitzer: Aydin Candan aus 
Lübeck, Canan Canlı aus Kiel, Hasan Horata aus 
Neumünster, Michael Janowski aus Gettorf, Stel-
la Steinmann Di Santo aus Neumünster, Özlem 
Ünsal aus Kiel und Merdan Ali Yeşilbaş aus Kiel. 
Neben den bereits genannten Themen wollen 
wir uns auch verstärkt um das Thema Antidiskri-
minierung kümmern, auch angesichts des derzei-
tigen gesellschaftlichen Klimas.

Wir haben in den letzten zwei Jahren kontinuier-
lich in den Gremien der SPD Schleswig-Holstein 
mitgearbeitet und teilgenommen, sei es auf dem 
Landesparteitag, Landesparteirat, den Landesvor-
standssitzungen oder den Kooperationstreffen 
der Landesarbeitsgemeinschaften. Über Serpil 
Midyatlı haben wir den Kontakt zur Landtags-
fraktion gehalten. Wir möchten allen, die uns 
in den letzten zwei Jahren unterstützt haben, 
danken und freuen uns auf eine weitere Zusam-
menarbeit. 
 
Christopher Keiichi Schmidt, Landesvorsitzender
E-Mail: ckschmidt@gmail.com
Homepage: www.spd-sh.de/ag-muv

ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBST AKTIV

Auf allen Sitzungen des 
Landesvorstandes im Be-
richtszeitraum erfolgte ein 
reger Austausch von Infor-

mationen und Aktivitäten. Besonders während 
des Kommunal- und Bundestagswahlkampfes im 
Jahr 2013 gab es auch Straßeneinsätze.
Auf der Bundeskonferenz 2013 der AG Selbst 
Aktiv wurden zwei Anträge von uns gestellt: 
„Barrierefreier ÖPNV“ und „Menschen mit Behin-
derungen müssen besser in gesellschaftliche wie 
politische Abläufe eingebunden werden“. 

Leider haben wir durch Umzug oder persönli-
che Entscheidungen im Berichtszeitraum eini-
ge Landesvorstands-Mitglieder verloren. Diese 
Minimierung konnten wir bis heute nicht wieder 
richtig ausgleichen. 

Durch immer wiederkehrende Schnittstellen, 
kam es zu einer engeren Zusammenarbeit mit 
dem Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen, Dr. Ulrich Hase. Eine Vorstands-
sitzung wurde in seinen Räumlichkeiten abgehal-
ten und eine enge konstruktive Zusammenarbeit 
dadurch noch einmal unterstrichen. Hierfür 
bedanken wir uns herzlich.

Kurz vor unserer turnusgemäßen Vollversamm-
lung musste unser Landesvorsitzender Gerhard 
Schmitz aus gesundheitlichen Gründen leider 
zurücktreten. Bis zur Neuwahl hatte der stellver-
tretende Vorsitzende, Peter Hansen, die Geschäf-
te übernommen. 

Die Vollversammlung mit Vorstandsneuwahlen 
am 1.11.2014 in Niebüll wurde begleitet durch 
Grußworte von Dr. Ulrich Hase (Landesbeauftrag-
ter für Menschen mit Behinderungen) und Karl 
Finke (Bundesvorsitzender der AG Selbst Aktiv) 
- ebenso wurden Anträge bearbeitet und be-
schlossen. Besonders wurde noch einmal darauf 
hingewiesen und die Forderung an die Landesre-
gierung gestellt sich  
1. für die Beseitigung von Barrieren im öffentli-
chen Raum einzusetzen und  
2. sich dafür einzusetzen, dass bei der Planung 
und Neugestaltung nicht nur die Landesbauord-
nung Schleswig-Holstein, sondern auch die Fach-
normen (wie z.B. die DIN 18040) in allen Teilen 
zur Anwendung kommen.
Nach den Neuwahlen für den Landesvorstand 
setzt sich der neue, verkleinerte Vorstand zu-
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sammen aus Peter Hansen (Landesvorsitzender), 
Maria Merta (stv. Landesvorsitzende), Rolf Dieter 
Oster (stv. Landesvorsitzender) und den drei Bei-
sitzern Wolfgang Baasch, Otto Hadenfeldt und 
Karl-Heinz Malyssek.
Der ehemalige Landesvorsitzende der AG Selbst 
Aktiv, Gerhard Schmitz, wurde zum Ehrenvor-
sitzenden der AG gewählt. Wir danken ihm 
ausdrücklich für sein großes Engagement in der 
Gründungsphase der AG und als Landesvorsit-
zender. 

Die Aufgabenstellung der kommenden zwei Jahre 
Die Größe der Aufgabe darf uns nicht den Blick 
für ihre Bedeutung verstellen. Nur weil wir 
wissen, dass wir vollständige Inklusion nicht von 
heute auf morgen erreichen können, vielleicht 
sogar lange Zeit nicht, dürfen wir das Ziel als 
solches nicht aus den Augen verlieren.
Wir sollten akzeptieren, dass unsere Gesellschaft 
eine Entwicklung durchläuft, in der verschiedene 
Modelle ausprobiert werden müssen.  
Gerade jetzt ist es wichtig, sich auf das Konkrete 
und das Machbare zu konzentrieren - vor allem 
im Hinblick darauf was den Betroffenen wirklich 
hilft, ihren Platz in unserer Gesellschaft zu fin-
den. Neue Konzepte sollen mehr Chancen, mehr 
Ermutigung und mehr Stärkung ermöglichen 
und mehr konkrete Unterstützung im täglichen 
Leben. Vor allem aber muss Inklusion erfahrbar, 
sichtbar und hörbar werden. Dafür setzen wir 
uns ein.
 
Peter Hansen, Landesvorsitzender
E-Mail: p.h.muehlenhoch@gmail.com

ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBSTÄNDIGE 
(AGS)

Liebe Genossinnen und 
Genossen,
die „Arbeitsgemeinschaft 
Selbständige“ (AGS) ist die

älteste Arbeitsgemeinschaft in der SPD. Sich für 
die Verbesserung der politischen Rahmenbedin-
gungen für Selbständige einzusetzen, hat also 
eine lange Tradition in der SPD. Durch vielfältiges 
Wirken innerhalb und außerhalb der SPD will 
die AGS dazu beitragen, dass sich unser Land als 
Wirtschaftsstandort positiv und sozialdemokra-
tisch entwickelt. Unser Motto bleibt unverän-
dert: Gute Wirtschaft – für ein soziales Schles-
wig-Holstein. Der echte Norden eben.

Dabei stehen wir als AGS für ein verantwortungs-
bewusstes Unternehmertum. Für gute Führung, 
gute Arbeitsbedingungen und guten Lohn. Für 
mehr Bildung und Innovation.  
Doch gute Arbeitsbedingungen und guter Lohn 
brauchen eine Grundlage. Nämlich starke Un-
ternehmen und die gibt es im Mittelstand. Der 
Mittelstand ist in unserem Land der Wachstums-
motor und stellt die meisten Ausbildungs- und 
Arbeitsplätze.

Unser Arbeitsprogramm:
Der Vorstand hat in den beiden letzten Jahren 
regelmäßig einmal monatlich getagt, das
Arbeitsprogramm für 2015 aktualisiert und sich 
mit vielen Anträgen zu wirtschaftspolitischen 
Themen an der Gestaltung der Landes- und Bun-
despolitik beteiligt. Zur Industriepolitik in Schles-
wig-Holstein haben wir unser Positionspapier er-
weitert, darüber hinaus ein Strategiepapier zum 
Tourismuskonzept der Landesregierung erstellt. 

Wir haben an den Vorstands- und Ausschusssit-
zungen der Bundes-AGS, an den Sitzungen des 
Landesparteirates, des Landesvorstandes der 
Partei, des Arbeitskreises Wirtschaft der Land-
tagsfraktion und den AG-Treffen im Land teilge-
nommen.

Ein besonderes Anliegen ist es uns, dass an den 
Schulen im Lande eine „Kultur der Selbständig-
keit“ gleichwertig zum Beschäftigungsverhält-
nis vermittelt wird. Die Zahl der zukünftigen 
Selbständigen hängt ganz entscheidend ab 
von der Qualität einer frühzeitig geförderten 
Gründermentalität. Wir brauchen in unserer 
Volkswirtschaft auch in Zukunft eine Kultur der 
Selbständigkeit mit einer großen Zahl an Unter-
nehmensgründungen. Dies ist Voraussetzung 
für einen funktionierenden Strukturwandel, der 
durch den technologischen Fortschritt und die 
altersbedingte Nachfrage an neuen Produkten 
und Dienstleistungen bestimmt wird.

Zur Gewinnung neuer Mitglieder haben wir in 
den letzten beiden Jahren eine umfangreiche 
Mitmach-Aktion durchgeführt und uns auf dem 
Neumitglieder-Konvent des Landesverbandes 
engagiert.

Besonders hat uns gefreut, dass der Innovati-
onspreis der Bundes-SPD nach 2012 (Torsten 
Meyer-Bogya) auch 2014 (NetUSE AG) an schles-
wig-holsteinische Unternehmen verliehen wur-
de.
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Weitere Aktivitäten der AGS:
05.06.2013: AGS Veranstaltung „Mittelstandsfi-
nanzierung“ in Neumünster
25.08.2013: Klausurtagung in Ahrensburg
05.11.2013: AGS-Landeskonferenz in Kiel
17.02.2014: Gespräch mit dem Landesvorsitzen-
den Ralf Stegner
18.03.2014: AGS-Veranstaltung „Selbständigkeit 
in Schleswig-Holstein“ in Kiel
28.03.2014: Teilnahme an der Bundeskonferenz 
der AGS in Berlin
15.07.2014: Treffen mit Wirtschaftsminister 
Reinhard Meyer
21.07.2014: Treffen mit Bildungsstaatssekretär 
Dirk Loßack
11.08.2014: Treffen mit Birgit Malecha-Nissen, 
MdB
21.08.2014: Gespräch mit Olaf Schulze, wirt-
schaftspol. Sprecher der Landtagsfraktion 
30.08.2014: Teilnahme am Workshop des Landes-
verbandes
04.09.2014: AGS-Veranstaltung „NSA-Affäre und 
Datensicherheit“ in Elmshorn
27.09.2014: Treffen mit Kristin Alheit, Sozialmi-
nisterin

Das nächste Event: AGS-Klausurtagung im Febru-
ar 2015 in Kiel
 
Guenther Hansen, Landesvorsitzender
E-Mail: presse@AGS-Schleswig-Holstein.de
Homepage: www.ags-schleswig-holstein.de

ARBEITSGEMEINSCHAFT SOZIALDEMO-
KRATISCHER FRAUEN (AsF)

Die AsF Schleswig-Hol-
stein hat in den beiden 
vergangenen Jahren star-
ke inhaltliche Zeichen ge-

setzt. 

Zur Kommunalwahl am 16. Mai 2013 hatten wir 
ein „Memorandum“ mit programmatischen Aus-
sagen zu Frauen und Gleichstellung eingebracht.
Zur Bundestagswahl am 22. September 2013 
unterstützten wir Kandidatinnen vor Ort. Die 
ASF-Landeskonferenz 2013 positionierte sich 
deutlich kritisch zur Großen Koalition in Berlin.
Am 25. Mai 2014 fand die Europawahl statt - ein 
traditionell starkes Thema der AsF. Als Folge kon-
servativer Mehrheiten und rechtspopulistischer 
Vorstöße droht in der EU der „Rückwärtsgang“ 

in der Gleichstellungspolitik. Hier müssen wir 
gegensteuern!

Auch auf den schleswig-holsteinischen Landes-
parteitagen wurden mehrere inhaltliche An-
träge der ASF beschlossen: das Paritätsziel für 
die kommunalpolitischen Spitzengremien, die 
Reform des §177 StGB nach dem „consent“-Prin-
zip (Zustimmung statt Gewaltandrohung), ein 
„Mentoring-Programm“ für Frauen auf der 
SPD-Landesebene und aktuelle Verbesserungen 
in der Flüchtlings- und Friedenspolitik.

Der 8. März 2013 wie 2014 wurde von der AsF 
mit vielen örtlichen Aktionen gestaltet. Bei-
spielsweise gab es in Lübeck eine „Fraktion vor 
Ort“-Veranstaltung von MdB Gabriele Hiller-Ohm 
gemeinsam mit ihrer Fraktionskollegin und Bun-
desvorsitzenden der AsF, Elke Ferner.
Zum Parteijubiläum und August-Bebel-Jahr ließ 
die Landes-AsF 2013 eine Postkartenserie mit 
Zitaten des Parteigründers drucken, die sein 
Engagement für Frauen und Gleichstellung bele-
gen.

Stark zeigte sich die AsF Schleswig-Holstein bei 
der Bundeskonferenz in Karlsruhe im Juni 2014 
mit 12 regulären und drei Initiativanträgen. Ne-
ben diesem starken inhaltlichen Auftritt wurde 
Cornelia Östreich mit einem hervorragenden 
Ergebnis wieder in den AsF-Bundesvorstand 
gewählt.

Im vergangenen Jahr hat sich der ASF-Landes-
vorstand mit den SPD-MinisterInnen Schles-
wig-Holsteins getroffen, mit Bundestags- und 
Landtagsabgeordneten sowie mit Mitgliedern 
des SPD-Landesvorstandes. Themen waren 
die Umstrukturierungen bei „Frau und Beruf“, 
die Reform der Lehrer/innenbildung, Parität in 
Direktwahlkreisen, Flüchtlingspolitik, Gender 
Budgeting, Standards für kommunale Gleichstel-
lungsarbeit, neue Konzepte für Frauenhäuser, 
wohnortnahe Geburtshilfe, die Pflegekammer, 
die geplante Parteireform und vieles andere 
mehr.

Unsere Öffentlichkeitsarbeit hat stark gewonnen 
durch den regen Meinungsaustausch auf Face-
book. Außerdem betreiben wir weiterhin „klassi-
sche Pressearbeit“ und melden uns regelmäßig 
durch eine Pressemeldung zu Wort.
Die schleswig-holsteinische AsF ist Mitglied im 
LandesFrauenRat und nimmt an den Tagungen 
der Landesarbeitsgemeinschaft der Gleichstel-
lungsbeauftragten teil.
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Auf der Landesfrauenkonferenz im November 
2014 in Lübeck wurde die langjährige Vorsitzen-
de Cornelia Östreich von Sabine Gilleßen als Lan-
desvorsitzende abgelöst. Stellvertretende Lan-
desvorsitzende sind: Annette Schlichter-Schenk, 
Christiane Buhl, Susanne Hövelmann-Schulze, 
Susanne Kalweit, Gerlinde Böttcher-Naudiet, 
Cornelia Östreich und Franka Dannheiser.

Sabine Gilleßen, Landesvorsitzende
E-Mail: sabine.gillessen@me.com
Homepage: www.spd-net-sh.de/asf/

ARBEITSGEMEINSCHAFT  
SOZIALDEMOKRATEN/INNEN IM  
GESUNDHEITSWESEN (ASG)

„Gesundheit ist unser 
wichtigstes Gut!“ 
In der ASG Schleswig-Hol-
stein engagieren sich 

Genossinnen und Genossen aus den Bereichen 
Medizin, Pflege, Wohlfahrtsverbänden, Kranken-
häuser und Krankenversicherungen. Sie nehmen 
gesundheitspolitische Aufgaben in der Partei 
und in der Öffentlichkeit wahr und tragen zur 
gesundheitspolitischen Meinungsbildung in der 
SPD und in der Gesellschaft bei.

Die ASG Schleswig-Holstein hat sich in den 
letzten zwei Jahren mit den vielfältigen Verän-
derungen des Gesundheitswesens insgesamt 
und vor allem in Bezug auf die gesundheitliche 
Versorgung in Schleswig-Holstein beschäftigt. 
Im Mittelpunkt stand dabei die Verbesserung 
der Situation in der stationären und ambulanten 
Versorgung. 

Der ASG-Landesvorstand hat hierzu das Konzept 
„Gesundheit mit System“ zur Weiterentwick-
lung des Hausarztmodells hin zu einem medizi-
nisch-pflegerischen Gesundheitsmanagement 

veröffentlicht. Darüber hinaus hat sich die 
ASG für die Einrichtung einer Pflegekammer in 
Schleswig-Holstein zur Verbesserung der Situa-
tion der Pflegebedürftigen und der in der Pflege 
Beschäftigten stark gemacht. Auf Initiative der 
ASG hat der Landesparteirat in seiner Sitzung am 
29.11.2014 hierzu einen Antrag zur Errichtung 
einer Pflegekammer beschlossen. Im Mittelpunkt 
der regionalen Aktivitäten der ASG standen zahl-
reiche Diskussionsveranstaltungen zum Thema 
Bürgerversicherung in den Kreisverbänden.

In der ASG-Mitgliederversammlung am 8. Ja-
nuar 2015 wurde Andreas Hering im Amt des 
ASG-Landesvorsitzenden bestätigt. Zu stellver-
tretenden Landesvorsitzenden wurden Dr. Karin 
Thissen aus dem Kreisverband Steinburg und 
Sabrina Jacob aus dem Kreisverband Rends-
burg-Eckernförde gewählt.

Die Bundes-ASG feierte im Jahr 2013 ihr 100-jäh-
riges Bestehen. Sie wurde 1913 auf Initiative 
sozialdemokratischer Ärztinnen und Ärzte mit 
dem Ziel einer Gesundheitsversorgung ohne 
Klassenschranken gegründet. Dieses Leitmotiv 
ist auch heute noch aktuell und Ansporn für die 
Arbeit der ASG Schleswig-Holstein.  
Wir kämpfen deshalb weiter für die Einführung 
der Bürgerversicherung! 

Andreas Hering, Landesvorsitzender
E-Mail: andreas-hering@foni.net
Homepage: www.asg.spd.de
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Die ASJ steht schon seit 
Jahren vor der Herausfor-
derung, Mitglieder für ihre  
Gremienarbeit zu finden 

und zu begeistern.  
Zusätzlich hatten wir bis etwa Anfang 2014 da-
mit zu kämpfen, dass Mitglieder aufgrund beruf-
licher und persönlicher Gründe nicht mehr oder 
nur noch eingeschränkt für eine Mitarbeit in der 
ASJ zur Verfügung standen.

Gleichwohl verfügte die ASJ im gesamten Be-
richtszeitraum über eine intakte Organisations-
struktur. Sitzungen des ASJ-Landesvorstands fin-
den regelmäßig alle sechs bis acht Wochen statt. 
Eine ordentliche Landeskonferenz mit Vorstands-
wahlen hat am 15.05.2014 stattgefunden. Als 
Vorsitzender wurde Dr. Jan Vollmeyer, zu stellver-
tretenden Vorsitzenden wurden Birte Duggen, Dr. 
Christian Feist, Sebastian Oelkers, Thomas Rother 
(MdL) und Hartmut Schneider gewählt.

Auf den ASJ-Bundeskonferenzen 2013 in Düs-
seldorf und 2014 in Berlin waren wir mit einem 
bzw. drei Delegierten vertreten. Dabei wurden 
die Kontakte zur Bundes-ASJ und zu den Nord-
ländern Hamburg, Niedersachsen und Bremen 
reaktiviert: Ein Treffen mit den ASJ-Vorständen 
der Nordländer ist im Frühjahr in Hamburg 
geplant. Außerdem sind wir Mitglied des vom 
ASJ-Bundesvorstand neu gegründeten Arbeits-
kreises Migrationsrecht.

Die ASJ hat mit den ihr zustehenden zwei Dele-
gierten am außerordentlichen Landesparteitag 
am 27.09.2014 in Lübeck teilgenommen und ist 
auch auf dem diesjährigen ordentlichen Landes-
parteitag mit zwei Delegierten vertreten. An den 
Sitzungen des Landesparteirats nimmt die ASJ 
mit einem Delegierten teil.
Die ASJ hält den Austausch der SPD-Arbeitsge-
meinschaften untereinander für unabdingbar 
und nimmt hierzu regelmäßig an den AG-Koope-
rationstreffen teil.

Seit dem 19. Januar 2015 verfügt die ASJ über 
eine eigene Homepage, auf der sie über Termine, 
Veranstaltungen und andere Aktivitäten infor-
miert: http://asj.spd-schleswig-holstein.de

Inhaltlich hat die ASJ sich u.a. mit der Reform 
der Schleswig-Holsteinischen Landesverfassung 
beschäftigt und hierzu Birgit Herdejürgen (MdL) 

zu einem Vortrag mit anschließender Diskussion 
eingeladen. Weiterhin gab es ASJ-Treffen mit Vor-
trägen zu folgenden Themen: „Aktuelle Proble-
me des Betreuungs- und Unterbringungsrechts 
vor dem Hintergrund der UN-Behindertenrechts-
konvention“ (Christian Feist), „Eckpunktepapier 
zur Reform des Prostitutionsgesetzes“ (zusam-
men mit Contra, Fachstelle gegen Frauenhandel 
in Schleswig-Holstein), „Professor Hallermann 
- Ein Kieler Gerichtsmediziner von zweifelhaftem 
Ruf“ (Uli Poppe).

Zum außerordentlichen Landesparteitag ha-
ben wir Anträge gegen den Gottesbezug in der 
Landesverfassung, zur Abschaffung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes und zum Verbleib der 
Syndikusanwälte in den Versorgungswerken der 
Rechtsanwälte gestellt. 

Die ASJ hat Beschlüsse zur Vorratsdatenspeiche-
rung und zur Flüchtlingspolitik der Landesregie-
rung gefasst und diese durch Medieninformatio-
nen verbreitet. Wir haben zum Gesetzesentwurf 
der Landesregierung zum Strafvollzugsgesetz 
Stellung genommen.

Als Grundsatzthema wollen wir uns in diesem 
Jahr den Eckpfeilern einer sozialdemokratischen 
Innen- und Rechtspolitik widmen.

Jan Vollmeyer, Landesvorsitzender 
E-Mail: jan.vollmeyer@gmx.de 
Homepage: http://asj.spd-schleswig-holstein.de

ARBEITSGEMEINSCHAFT SOZIALDEMO-
KRATISCHER JURISTEN/INNEN (ASJ)
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ARBEITSGEMEINSCHAFT JUSOS

Die Jusos Schleswig-Hol-
stein sind ein eigenständi-
ger Richtungsverband und  
Dachverband von 15 Juso-

Kreisverbänden mit ihren jeweiligen Orts-Ar-
beitsgemeinschaften. 

Darüber hinaus sind wir Jugendverband der SPD 
in Schleswig-Holstein. Dieser Doppelrolle war 
auch für unsere Arbeit in den vergangenen bei-
den Jahren prägend. 

Von März 2013 bis März 2014 war Alexander 
Wagner Landesvorsitzender der Jusos, seit März 
2014 hat Niclas Dürbrook dieses Amt übernom-
men. Komplettiert wird der Vorstand jeweils 
durch sechs stellvertretende Landessvorsitzende 
und weitere beratende Mitglieder im Landesvor-
stand. 

Von beiden Landesvorständen zusammen wur-
den in den vergangenen zwei Jahren über 400 
politische Termine wahrgenommen. Zahlreiche 
Veranstaltungen wurden angeboten, allein neun 
davon mit mehrtägiger Dauer.

Besondere inhaltliche Schwerpunkte im vergan-
genen Jahr waren die Krise in der Ukraine, das 
Thema Gefahrengebiete, internationale Klimapo-
litik und soziale Ungleichheit. Organisatorisch 
arbeiten drei Netzwerkstellen an den langfris-
tigen Schwerpunktthemen Frauenvernetzung, 
Migration und Antifaschismus.

Quartalsweise gibt der Landesvorstand einen 
Newsletter heraus, in dem sich detaillierte Infor-
mationen zu Themen, Terminen und Veranstal-
tungen finden. Dieser kann unter der E-Mail-Ad-
resse kontakt@jusos-sh.de abonniert werden.
Aktuelle Pressemitteilungen und Berichte fin-
den sich auch auf der Homepage unter www.
jusos-sh.de.

Eine Neuwahl des Landesvorstandes findet nach 
Parteitags-Antragsschluss auf der Juso-Landes-
konferenz am 28. Februar und 01. März 2015 
statt. Ausführlichere Informationen zur Arbeit 
der Jusos SH werden daher zusätzlich als Tisch-
vorlage auf dem ordentlichen Landesparteitag 
verteilt.

Niclas Dürbrook, Landesvorsitzender
Homepage: www.jusos-sh.de

Die Geschichtswerkstatt in der SPD Schles-
wig-Holstein hat sich als Ziel gesetzt, die Ge-
schichte dieses außergewöhnlichen Landesver-
bandes zusammen zu tragen. Es geht dabei nicht 
nur um die "große Geschichte" der Landesvor-
sitzenden und der Bundestagsabgeordneten. Es 
geht vor allem auch um die Geschichten aus den 
Ortsvereinen und um die Erzählung langer politi-
scher Geschichten, wie die des Ausstiegs aus der 
Atomkraft. Die Ergebnisse unserer Recherchen 
sammeln wir im Wiki auf www.spd-geschichts-
werkstatt.de – einer Internetseite wie Wikipedia, 
die alle bearbeiten können, die sich für die Ge-
schichte der SPD interessieren.

In den letzten zwei Jahren haben wir vor allem 
Basis-Daten zusammengetragen: Wann fanden 
welche Landesparteitage statt? Wer war wann 
im Landesvorstand? Wer war wann im Bundes-
tag oder im Landtag? Wie hat die SPD bei Wahlen 
abgeschnitten? Und wie war das im Vergleich zur 
Bundespartei? Wir haben außerdem Übersichten 
für jedes Jahr seit der Gründung der SPD 1863 
angelegt, auf denen wir sammeln, was in den 
jeweiligen Jahren passiert ist. Als Beiprodukt der 
Beschlussdatenbank (beschluesse.spd-schles-
wig-holstein.de) gibt es für viele ordentliche 
Landesparteitage und Landeswahlkonferenzen 
auch die Wahlergebnisse bis zurück in die 1970er 
Jahre. 

Die Beschlussdatenbank, die der Landesverband 
im letzten Jahr eingerichtet hat, ist eine wert-
volle Quelle für Recherchen zur Geschichte des 
Landesverbandes.
Neben dieser Arbeit im digitalen Raum, haben 
wir uns auch ein handfestes Projekt vorgenom-
men: Eine Ausstellung mit alten Parteibüchern, 
die wir schon seit längerem angehen wollten, 
sollte auf diesem Parteitag tatsächlich zu sehen 
sein. Ob das tatsächlich passiert ist, stand zu 
Redaktionsschluss noch nicht fest. 

Wer sich für die Mitarbeit an der Geschichts-
werkstatt interessiert kann sich per E-Mail an 
info@spd-geschichtswerkstatt.de wenden oder 
direkt auf www.spd-geschichtswerkstatt.de 
loslegen.

GESCHICHTSWERKSTATT  
UND BESCHLUSSDATENBANK  
DES SPD-LANDESVERBANDES
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ARBEITSGEMEINSCHAFT SCHWUSOS

Die AG Lesben und Schwule 
in der SPD Schleswig-Hol-
stein, Schwusos SH, ist 
eindeutig angekommen

in der Familie der SPD im echten Norden. Aber 
am Ziel sind wir noch nicht. 

Viele Fragen ranken sich um die kleine aber akti-
ve AG im Landesverband SH. „Ihr nehmt auch he-
terosexuelle Mitglieder auf?“, „Lesben und Trans-
gender sind bei Euch auch willkommen?“, „Wir 
dachten, ihr seid ein schwuler Männerclub?!“.
Das sind einige klassische Fragestellungen und 
Vorbehalte, mit denen wir immer noch konfron-
tiert werden.

Natürlich sind wir für jedermann und vor allem 
jede Frau mehr als dankbar, die uns im Kampf für 
vollständige Gleichstellung, gegen Homo- und 
Transphobie unterstützen möchten und aktiv mit 
uns für eine bunte und vielfältige Gesellschaft 
eintreten wollen.

In der relativ kurzen Zeit seit Gründung des AK 
und späterer Aufwertung zur Arbeitsgemein-
schaft sind wir stetig gewachsen und haben 
neben vielen positiven Reaktionen aus allen Be-
reichen der Partei auch immer mehr Unterstüt-
zerinnen und Unterstützer gewinnen können.
Diese Entwicklung freut uns, kann uns aber noch 
lange nicht zufriedenstellen.
Im bundesweiten Vergleich müssen sich die 
norddeutschen Schwusos aus Schleswig-Holstein 
sicher nicht verstecken, aber eines ist ganz klar: 
Je mehr Mitstreiterinnen und Mitstreiter sich 
finden, desto erfolgreicher kann unsere Arbeit 
gelingen und desto mehr finden sich unsere 
wichtigen Themen wieder.

Unsere Arbeit wäre nicht möglich ohne die un-
ermüdliche Unterstützung durch die gleichstel-
lungspolitische Sprecherin der Landtagsfraktion 
Simone Lange, der hier unser ausdrücklicher 
Dank gebührt.
Mit Simone haben wir die bestmögliche An-
sprechpartnerin an unserer Seite und wissen das 
sehr zu schätzen.

In den abgelaufenen zwei Jahren haben wir uns 
um verschiedene Themenbereiche gekümmert 
und verschiedene Veranstaltungen durchgeführt.
Unser Hauptaugenmerk lag sicherlich auf dem 
Bundestagswahlkampf und einer Aussage, die 
uns während und nach Abschluss der Koalitions-

verhandlungen teilweise bitter eingeholt hat. 
„100% Gleichstellung nur mit uns!“ - eine un-
missverständliche und deutlich formulierte Aus-
sage, die aufgrund des Widerstandes der Union 
leider nicht im Ansatz umgesetzt werden konnte.
Wir haben intern diskutiert und uns offen den 
enttäuschten Wählerinnen und Wählern stellen 
müssen und sahen uns häufig mit erheblicher 
Kritik konfrontiert.
Natürlich können wir als Arbeitsgemeinschaft 
mit dem Ergebnis des Vertrages nicht zufrieden 
sein. Schon deshalb lautet unser Motto: Jetzt erst 
recht!

Am besten wahrnehmbar sind wir sicherlich im 
Rahmen der überall in Deutschland stattfinden-
den Christopher Street Days, von denen es mitt-
lerweile drei in Schleswig-Holstein gibt. Selbst-
verständlich waren wir in Kiel, Neumünster und 
Lübeck mit dabei und haben uns jeweils sehr gut 
und sichtbar präsentiert.
Insbesondere in Lübeck konnten wir, dank der 
Unterstützung des Landesverbandes und aus der 
Partei, an der bundesweit stattfindenden Truck-
Tour teilnehmen und ein deutliches und weithin 
sicht- und hörbares Zeichen setzen. Vielen Dank 
an dieser Stelle auch an den Kreisverband Lübeck 
für die jahrelange Unterstützung.

Wir haben auf die Situation bei unseren 
Freunden im Osten Europas reagiert und an 
verschiedener Stelle Position etwa gegen die 
Verschärfung der Rechtslage gegen homo- und 
transsexuelle Menschen in Russland reagiert.
Weiterhin haben und werden wir uns weiterhin 
für die Aufhebung des Blutspendeverbotes für 
Schwule in Deutschland einsetzen.
Die Schwusos SH begrüßen den Aktionsplan 
„Echte Vielfalt“, der sich, gefördert durch die Lan-
desregierung, schwerpunktmäßig mit der alters-
gerechten Aufklärung von Kindern und Jugendli-
chen beschäftigt, denn wir sind der eindeutigen 

Christopher-Street-Day
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Auffassung, dass Homophobie eine Bildungslü-
cke ist, der aktiv entgegen gewirkt werden muss.

Wir möchten uns abschließend für die wunder-
bare Aufnahme in die Familie der SPD bedanken 
und die hervorragende Zusammenarbeit mit 
allen Gliederungen der SPD Schleswig-Holstein 
hier ausdrücklich erwähnen.

Gerrit Köhler, Landesvorsitzender
E-Mail: info-schwusos@spd-net-sh.de
Homepage: www.spd-net-sh.de/schwusos/

ARBEITSKREIS DIGITALE GESELLSCHAFT

Der Arbeitskreis hat einen regelmä-
ßigen Tagungsrhythmus etabliert: 
Wir treffen uns jeweils alle zwei Mo-
nate am letzten Freitag im Monat.

In den Monaten dazwischen finden „On-
line-Klönschnacks“ über das Internet statt. So 
stellen wir einen regelmäßigen Austausch zu 
aktuellen Themen sicher.

Der Arbeitskreis vertritt die Landespartei beim 
Programmbeirat „#DigitalLeben“ auf Bundesebe-
ne. Wir nehmen an den regelmäßigen Sitzungen 
der Arbeitskreise teil, insbesondere des Arbeits-
kreis IV „Staat und Gesellschaft“. Der Arbeitskreis 
wirkt an der Erarbeitung des Grundsatzpro-
gramms mit und erarbeitet auch inhaltlich zu 
einzelnen netzpolitischen Themen Vorschläge für 
eine Positionierung der SPD.

Der Arbeitskreis hat eine eigene digitale Inf-
rastruktur aufgebaut, über die er selbst seine 
Arbeit erledigt. Um nicht auf die gemeinsame 
Arbeit in Präsenzsitzungen beschränkt zu sein, 
nutzen wir Mailinglisten und Etherpads, um 
gemeinsam zu erstellen und zu diskutieren. Die 
vom Arbeitskreis betriebene Infrastruktur wird 

vermehrt auch von einzelnen Gliederungen der 
SPD Schleswig-Holstein eingesetzt.

Wer sich über den Arbeitskreis Digitale Gesell-
schaft informieren möchte oder Interesse an 
einer Mitarbeit hat, findet alle hier erwähnten 
Informationen auch auf unserer Homepage:  
www.akdigitalegesellschaft.de.

Unser Sprecher Sven Thomsen ist unter der 
E-Mail sven@akdigitalegesellschaft.de zu errei-
chen.

ARBEITSKREIS SPD, KIRCHEN UND  
RELIGIONSGEMEINSCHAFTEN

„Antijudaismus und 
Antisemitismus in der 
Geschichte der Kirche und 
theologische Einsichten

nach der Shoah“ war das Thema des Referats 
von Pastor Joachim Liß-Walther auf der Vollver-
sammlung des Arbeitskreises SPD, Kirchen und 
Religionsgemeinschaften im September 2013.  
Dieses Schwerpunktthema „Christen und Juden“ 
prägte dann auch die Arbeit des Arbeitskreises. 
Die Mitglieder engagierten sich in den zahlrei-
chen Veranstaltungen der „Woche der Brüder-
lichkeit“, die unter dem Thema „Freiheit - Vielfalt 
- Europa“ in Kiel stattfand. Auf Initiative des Ar-
beitskreises fand die Podiumsdiskussion „Freiheit 
und Vielfalt - Ehe und andere Lebensformen im 
Wandel“ am 9. Mai 14 im Landeshaus statt - mit 
jüdischer, evangelischer und katholischer Beteili-
gung. 

„Familie“ blieb weiterhin ein Thema des Arbeits-
kreises, der sich im Rahmen seiner etwa monatli-
chen Treffen mehrfach mit der Orientierungshilfe 
der EKD „Zwischen Autonomie und Angewie-
senheit - Familie als verlässliche Gemeinschaft 
stärken“ beschäftigte. Darüber referierte am 12. 
Mai 14 die Leiterin der Fachstelle Familien der 
Nordkirche, Pastorin Baumgarten.  
Auf einer der folgenden Monatssitzungen traf 
sich der Arbeitskreis bei „boy Strategie und 
Kommunikation“, um dort mit unserem Arbeits-
kreis-Mitglied Bärbel Boy über das nachhaltige 
und familienfreundliche Modell qualitativen 
Wachstums ihres Unternehmens zu sprechen.

Die Diskussion zur Aufnahme des Gottesbezugs 
in die Präambel der neuen Landesverfassung 
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war ein weiteres Schwerpunktthema. Der Ar-
beitskreis setzte sich für die Formulierung „in 
Verantwortung vor Gott und den Menschen“ 
ein, die nach Arbeitskreis-Sicht alle Menschen 
einschließt - ob sie sich an die Werte des Glau-
bens in einer monotheistischen Religion oder an 
die humanistische Weltanschauung gebunden 
fühlen. Nachdem der Landtag diesem Vorschlag 
nicht in erforderlicher Mehrheit zustimmte, un-
terstützen wir die Volksinitiative.

Die ökologisch-soziale Umgestaltung der Gesell-
schaft steht zurzeit im Mittelpunkt der Arbeit 
des Kirchlichen Dienstes in der Arbeitswelt (KDA). 
Darüber referierte die Leiterin des KDA in der 
Nordkirche, Frau Nolte-Wacker.  
Zudem führte der Arbeitskreis gemeinsam mit 
dem KDA und der SPD-Landtagsfraktion am 
9.9.14 eine öffentliche Veranstaltung zu diesem 
Thema durch.
Zur „Bäderregelung - Sonntagsöffnungszeiten“ 
fand eine Diskussion mit Frank Schischefsky von 
ver.di im Arbeitskreis statt.
 

Auf der bundesweiten Jahrestagung des Arbeits-
kreises „Christen in der SPD“ im April 2014, die 
sich unter der Überschrift „Verantwortung für 
Gerechtigkeit und Solidarität“ mit der Sozialiniti-
ative der Kirchen beschäftigte, vertrat Bärbel Boy 
den Arbeitskreis. 

Die Arbeit des AK wurde getragen von den Spre-
cherInnen des AK; sie wurden auf der Vollver-
sammlung am 7.9.2013 in Neumünster gewählt. 
Es wirken im AK mit:
Dirk Albat, Willi Bargmann, Beate Bäumer, Götz 
Borchert, Bärbel Boy, Rolf Fischer, Reinhard 
Haack, Joachim Liß-Walther, Serpil Midyatli, 
Claus Möller, Klaus-Dieter Raddatz, Gundula Rau-
pach, Klaus Roettgering, Oliver Stabenow, Kurt 
Triebel, Karsten Veth sowie Bernd Heinemann, 
religionspol. Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, 
Gesa Langfeldt, kirchenpol. Sprecherin der Kieler 
SPD-Ratsfraktion und Dr. Cebel Kücükkaraca, Tür-
kische Gemeinde SH, denen wir für ihre Unter-
stützung danken. 

Gundula Raupach
E-Mail: gundula.raupach@xs2web.de

EUROPAFORUM

wartung im Leitantrag für die Delegiertenkon-
ferenz zur Europawahl am 1. November 2013 in 
Kiel zum Ausdruck gebracht.

Die sich vergrößernde Wohlstandskluft zwischen 
den und innerhalb der Mitgliedstaaten, die Aus-
höhlung der Demokratie und Menschenrechte 
sowie ganz aktuell der Zulauf für populistische 
und europafeindliche Parteien, machen der Idee 
von einem solidarischen Europa zu schaffen. Wir 
erwarten Lösungen zur Beendigung der eu-
ropäischen Krise, wie die Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer, um die Finanzmarktak-
teure endlich an den Kosten der Krise und an der 
Finanzierung des Gemeinwohls zu beteiligen. 
Wir erwarten, dass alles getan wird, um die euro-
paweite Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen.
In dem Antrag haben wir bekräftigt, dass wir mit 
unseren Nachbarn im Ostseeraum eine soziale, 
ökologische und ökonomische Modellregion auf-
bauen wollen.

Europawahlkampf 2014
Im Europawahlkampf haben wir mit unserer 
Spitzenkandidatin Ulrike Rodust, Martin Tret-
bar-Endres als Ersatzkandidaten und Enrico Kreft, 
der Platz 31 auf der Bundesliste einnahm, einen 
engagierten Wahlkampf geführt und zahlreiche 
Termine bei Podiumsdiskussionen und Debatten 
mit Schüler/innen wahrgenommen. Das Euro-
paforum, umWeltforum und der Kreisverband 
Rendsburg-Eckernförde luden zur Podiumsdis-
kussion zu TTIP am 16.5. 2014 mit Ralf Stegner 
nach Rendsburg ein.

Das EuropaForum der SPD SH hat 
sich auch in den letzten beiden 
Jahren für ein soziales und gerechtes 
Europa ausgesprochen und diese Er-

Teile der Jury und die Preisträger/innen des Willi Piecyk Prei-
ses 2013 nach der Preisverleihung in Malente.
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Willi Piecyk Preis
Am 11. August 2013 wurde in der Gustav-Heine-
mann-Bildungsstätte in Malente zum zweiten 
Mal der Willi Piecyk Preis vom SPD-Landesver-
band verliehen. Der Preis richtete sich im „Eu-
ropäischen Jahr der Bürgerinnen und Bürger“ 
an Vereine, Verbände, Organisationen, Schulen, 
Kommunen oder Personen, die sich für das Ken-
nenlernen der Menschen, die Begegnung oder 
Vernetzung in Europa einsetzen und sich für das 
gegenseitige Verstehen engagieren.

Die Jurymitglieder Bettina Hagedorn, Uwe Dö-
ring, Bente Piecyk, Uwe Polkaehn, Ulrike Rodust 
und Martin Tretbar-Endres entschieden sich 
dafür, das Kunst-Projekt „Wir sind alle gleich und 
doch ist jeder anders“ des Vereins Selenogradsk 
e.V. aus Elmshorn mit dem 1. Preis auszuzeich-
nen. Der 2. Preis ging an den „Deutsch-Letti-
schen Partnerschaftsverein Bordesholm-Kekava 
e.V.“, der 3. Preis wurde an das „OWI-Projekt – 
Ost-West-Integration“ aus Brunsbüttel vergeben.

Vorstand
Der Vorstand des Europaforums wurde am 11. 
September 2014 neu gewählt.
Einstimmig in sein Amt als Sprecher wurde Enri-
co Kreft aus Lübeck gewählt. Martin Tretbar-End-
res, der in dieser Funktion seit Jahren die Geschi-
cke des EuropaForums mitbestimmte, trat nicht 
ein weiteres Mal an.
Dem neuen Sprecher stehen zur Seite: Susanne 
Danhier (Stormarn), Gabriele Heidelmann (Hzgt. 
Lauenburg), Gerhard Tartemann (Lübeck) und 
Simone Weigel, Gesa Grube, René Marquardt 
(alle Kiel). 

Enrico Kreft 
E-Mail: contact@enrico-kreft.eu 
Homepage: europaforum.spd-sh.de 

Jahr 2007 durchgesetzt hat.  
Das Land Schleswig-Holstein, die Kreise und Ge-
meinden haben enorme Anstrengungen unter-
nommen, um das Betreuungsangebot auszuwei-
ten. Das haben der SPD-Landesverband und das 
Forum Familie mit einer Aktion gefeiert. Überall 
im Land wurden rote Brotdosen an KiTa-Kinder 

FORUM FAMILIE

Am 1. August 2013 trat der bundes-
weite Rechtsanspruch auf einen Kin-
derbetreuungsplatz für die Ein- bis 
Dreijährigen in Kraft, den die SPD im 

und Eltern verteilt. Der SprecherInnenkreis des 
Forums Familie hat sich aktiv an den Aktionen im 
ganzen Land beteiligt. 

Der Rechtsanspruch auf einen U3-Platz ist für die 
Kinder und Eltern ein Gewinn. Er sorgt für besse-
re Bildungschancen und für eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Aber: Über den 
quantitativen Ausbau dürfen wir nicht die Qua-
lität vergessen. Hier werden wir in den nächsten 
Jahren sicherlich weitere Debatten führen und 
weitere Verbesserungen durchsetzen. 

Über das Modell einer Grundsicherung für Kinder 
haben wir uns im März 2014 in Berlin beim Zu-
kunftsforum Familie (ZFF) informiert. Bei der Kin-
dergrundsicherung werden 536 Euro monatlich 
für jedes Kind bereitgestellt - 356 Euro Existenz-
sicherung und 180 Euro für den Bildungs- und 
Ausbildungsbedarf. Dafür sollen alle anderen 
Familienleistungen wegfallen, ebenso wie die 
Kinderfreibeträge und das Ehegatten-Splitting. 
Außerdem soll die Grundsicherung für Kinder 
versteuert werden.
In Richtung Kindergrundsicherung weisende 
Ideen und Konzepte haben wir bereits im letzten 
Bundestagswahlprogramm aufgenommen und 
ein neues, gerechteres Kindergeld entworfen. Lei-
der lässt sich dies aufgrund der derzeitigen Kon-
stellation und Mehrheitsverhältnisse auf Bun-
desebene nicht umsetzen. Dennoch fanden auch 
die Vorschläge des ZFF Eingang in den Leitantrag 
zum letzten Landesparteitag. Der Landespartei-
tag hat im September 2014 unser Konzept „Faire 
Kindergrundsicherung für alle“ beschlossen. Auf 
dieser Grundlage wollen wir unsere Familienpoli-
tik weiter aktiv vorantreiben.

Wichtig ist uns, dass wir, wenn wir von Geld und 
finanzieller Sicherheit reden, nicht gleichzeitig 
beim Ausbau der Betreuungsmöglichkeiten und 
bei der Bildung sparen dürfen. Beides muss Hand 

Die Lenkungsgruppe im Forum Familie (v.l.n.r.):  
Simone Lange, Sönke Rix und Kristin Alheit
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in Hand gehen: Die finanziellen Rahmenbedin-
gungen müssen stimmen und die Infrastruktur 
muss vorhanden sein. Nur so können wir verhin-
dern, dass Kinder aus ärmeren Familien auf der 
Strecke bleiben. 

Einer der Höhepunkte unserer Arbeit war natür-
lich der Familiensommer am 13. Juli 2014, der 
erstmals im Tierpark Warder stattfand. Vielen 
Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Landesgeschäftsstelle und auch die zahl-
reichen Genossinnen und Genossen aus den 
Kreisverbänden, ohne deren Unterstützung der 
Familiensommer sicher nicht so ein großer Erfolg 
geworden wäre!

Kristin Alheit
Homepage: www.spd-net-sh.de/forumfamilie

Die Lenkungsgruppe des 
umWeltforums (ufo) hat 
sich seit dem letzten or-
dentlichen Landesparteitag

UMWELTFORUM

sechsmal getroffen. Im Mittelpunkt der Beratun-
gen standen die Zukunft der Energiepolitik und 
des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG), die 
Positionierung zum Fracking und das Bergrecht, 
die geplanten Handels- und Investitionsabkom-
men der EU (TTIP, CETA, TISA), das „Bündnis der 
Kommunen für biologische Vielfalt“, die Novellie-
rung des Landesnaturschutzgesetzes, die Wald-
politik des Landes, die Umsetzung der Biodiver-
sitätsstrategie des Bundes in Schleswig-Holstein 
und schließlich die Beratung von Anträgen zum 
Landesparteitag bzw. Landesparteirat.
 

MdB Nina Scheer hat zur weiteren Entwicklung 
des EEG mehrere Anträge vorgelegt, die auch in 
der Partei beraten worden sind. Das ufo hat sich 
in einer öffentlichen Erklärung für eine starke 
Reduzierung der Kohlenutzung ausgesprochen. 
Die Arbeitsgruppe Energie wurde unter Leitung 
von Gerrit van den Toren neu konstituiert.

Zum Thema Fracking wird weiterhin – auch in 
der Bundespartei – eine Änderung des Berg-
rechts für dringend erforderlich gehalten. Das 
ufo will neue Initiativen dazu vorbereiten. 

Zu den von der EU geplanten Handels- und 
Investitionsabkommen (TTIP. CETA und TISA) hat 
das ufo sehr kritische Positionen erarbeitet und 

als Anträge zum Landesparteirat bzw. Landes-
parteitag eingebracht. Auf Antrag des ufo wurde 
der Antrag „Friedenspolitik heute“ vom Landes-
parteitag im September 2014 um eine entspre-
chende Passage ergänzt, nach der die SPD dafür 
eintritt, dass auf bilaterale oder multilaterale 
Handelsabkommen nach diesem Muster verzich-
tet wird und alle Handelsabkommen das Primat 
der demokratisch legitimierten Politik respektie-
ren müssten. Deshalb dürfe es in solchen Verträ-
gen auch keine Investoren- Schutzabkommen und 
keine Zulassung von Schiedsgerichten geben. Das 
ufo hat zur Friedenspolitik auch zusätzliche Anre-
gungen zur Entwicklungspolitik geliefert.

Die vom ufo angeregte und vom Landespar-
teirat beschlossene Werbung für das „Bündnis 
der Kommunen für biologische Vielfalt“ – eine 
Maßnahme im Rahmen der nationalen Biodiver-
sitätsstrategie – ist nur zögerlich aufgenommen 
worden. Das ufo wartet noch auf entsprechende 
Aktivitäten der Landtagsfraktion.

Bei der Novellierung des Landesnaturschutzge-
setzes will das ufo die Landtagsfraktion unter-
stützen und eine kleine Arbeitsgruppe einsetzen. 
Bettina Koch hat bereits erste Vorarbeiten ge-
leistet. Zur Forstpolitik wird zunächst auf eigene 
Initiativen des ufo verzichtet, da es bereits ein 
abgestimmtes Naturwald-Projekt gibt. Für April 
2015 plant das ufo eine Exkursion in einen Na-
turwald unter fachkundiger Begleitung - evtl. im 
Lübecker Stadtwald.

Eckart Kuhlwein weist auf eine aktuelle Präsen-
tation des Bundesamts für Naturschutz zum 
Stand der Biodiversitätsstrategie hin, aus der sich 
für Schleswig-Holstein Kritikpunkte ergeben:
-Schleswig-Holstein hat, anders als die meisten 
Bundesländer, noch keine eigene Biodiversitäts-
strategie.
-Es gibt keine Erkenntnisse über den Flächenver-
brauch in Schleswig-Holstein gemessen am Ziel 
der bundesdeutschen Strategie, den Verbrauch 
bis 2020 auf 30ha am Tag zu reduzieren.
Die Landtagsfraktion hat versprochen, hier tätig 
zu werden.

Das ufo wirbt für den jetzt von Wolfgang Vo-
gel geleiteten Verein „Zukunftsfähiges Schles-
wig-Holstein“. Der Verein will sich besonders 
intensiv um Umweltbildung für Kinder und 
Jugendliche kümmern.
Das ufo hat gemeinsam mit dem Kreisverband 
RD-ECK eine öffentliche Veranstaltung zum 
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Thema Handelsabkommen organisiert und mit 
Unterstützung der Friedrich-Ebert-Stiftung zur 
EEG-Novellierung mit Nina Scheer und Prof. 
Hohmeyer. Zum Thema Ökolandbau gab es im 
Bundestagswahlkampf eine Besichtigung des 
ökologischen Fielmann-Hofes in Lütjensee. 

Eckart Kuhlwein, Geschäftsführer
E-Mail: kuhlwein@naturfreunde.de 
Homepage: www.spd-net-sh.de/ufo

SOZIALDEMOKRATISCHE GEMEINSCHAFT 
FÜR KOMMUNALPOLITIK e.V. (SGK)

Die SGK ist ein eingetragener Verein, in dem sich 
sozialdemokratische Kommunalpolitiker/innen 
zum Austausch von Informationen und Meinun-
gen, zum Zwecke der Weiterbildung sowie der 
Optimierung ihrer kommunalpolitischen Aktivi-
täten organisiert haben.

In den Vorstandssitzungen, Klausuren, Fachta-
gungen und Stellungnahmen zur Landesgesetz-
gebung haben wir unter anderem zu folgenden 
Themen Akzente gesetzt: kommunaler Finanz-
ausgleich, Altersbegrenzung für Wahlbeamte, 
Bürgerbeteiligung in der Bauleitplanung, TTIP 
und CETA sowie Willkommenspolitik gegenüber 
Flüchtlingen.

Des Weiteren hat die SGK Ortsvereine und Kan-
didaten/innen bei der Planung und Durchfüh-
rung von Bürgermeister-Direktwahlen sowie der 
Kommunalwahl 2013 beraten und unterstützt. 
So wurde in Barmstedt Heike Döpke gegen starke 
konservative Konkurrenz zur Bürgermeisterin 
gewählt.

Neben dieser Leistungsbilanz sind zwei Projekte 
besonders hervorzuheben:

• Neuauflage der Seminarreihe „ Erfolgreich in 
der Kommunalpolitik“:
Die lebhafte Nachfrage unserer Mitglieder hat 
uns veranlasst, dieses Schulungsangebot, das 
sich vom kommunalen Basiswissen bis hin zu 
Handlungsempfehlungen für spezielle kommu-
nale Problemstellungen erstreckt, erneut anzu-
bieten. Die Seminare gliedern sich in vier Blöcke, 
die jeweils an Wochenenden von Sonnabend, 
10.00 Uhr, bis Sonntagmittag stattfinden. In den 
einzelnen Blöcken werden folgende Themen 
behandelt: Kommunalverfassung, Öffentliches 
Baurecht, kommunale Finanzordnung und Öf-
fentlichkeitsarbeit. Die erste Staffel war bereits 

nach wenigen Tagen ausgebucht, sodass wir in 
naher Zukunft diese Seminarreihe wiederholen 
werden. Anmeldungen werden ab sofort in der 
Geschäftsstelle der SGK entgegengenommen. 
Da die einzelnen Blöcke inhaltlich ineinander 
verzahnt sind, empfiehlt es sich, an allen vier 
Wochenenden teilzunehmen. Die Teilnehmer 
werden in der Reihenfolge der Anmeldungen 
berücksichtigt. Frühzeitiges Anmelden sichert die 
Teilnahme.

• Vereinbarung mit dem SPD-Landesvorstand zur 
zukünftigen Zusammenarbeit:
Die Landesvorstände von SPD und SGK haben in 
einem Grundsatzbeschluss vereinbart, ab dem 
Jahr 2015 die Zusammenarbeit neu auszurich-
ten. Die elf Punkte dieses Grundsatzbeschlusses 
beinhalten im Wesentlichen eine Verbesserung 
der Kommunikation zwischen den Verbänden, 
die gegenseitige Unterstützung bei der Verbrei-
tung kommunalen Wissens sowie der Beratung 
und Begleitung kommunaler Aktionen, die 
Neuausrichtung der kommunalen Bildungsarbeit 
unter Berücksichtigung der bereits bewährten 
Strukturen sowie die Sicherung der finanziellen 
Basis für kommunale Bildungsarbeit und andere 
Aufgaben der SGK. Zudem gibt die Vereinbarung 
allen SPD-Mitgliedern die Möglichkeit, sich bei 
der Erfüllung ihrer kommunalen Aufgaben von 
der SGK beraten und begleiten zu lassen.

Vorsitzender:  
Bürgermeister Dr. Andreas Koeppen;  
Geschäftsführer: Thies Thiessen und Gerhard 
Schulz, Kontakt Tel.: 04621 27110,  
E-Mail: SGK-Landesverband-SH@spd.de
Homepage: www.spd-net-sh.de/sgk

Andreas Koeppen
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DIE ARBEIT DER SPD-LANDTAGSFRAKTION
Von Birgit Herdejürgen,  
parlamentarische Geschäftsführerin

Die SPD-Landtagsfraktion hat unter dem Stich-
wort „Versprochen. Gehalten!“ im November 
2014 ihre Halbzeitbilanz vorgelegt. Neben der 
Veröffentlichung als Broschüre kann die umfang-
reiche Darstellung der bislang abgearbeiteten 
Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag auf der 
Homepage der Fraktion abgerufen werden.

Zur Hälfte der Legislaturperiode wurde der 
Fraktionsvorstand neu gewählt. Bislang setzte 
sich der Geschäftsführende Vorstand wie folgt 
zusammen: Ralf Stegner (Fraktionsvorsitzender), 
Serpil Midyatli (Stellvertreterin), Martin Haber-
saat (Stellvertreter und Vorsitzender AK Bildung), 
Gitta Trauernicht (Stellvertreterin) und Birgit Her-
dejürgen (Parlamentarische Geschäftsführerin). 
An den Sitzungen nimmt Bernd Heinemann als 
Landtagsvizepräsident beratend teil.

Dem erweiterten Fraktionsvorstand gehörten 
zusätzlich die Vorsitzenden der Facharbeitskrei-
se an: Wolfgang Baasch (Soziales und Europa), 
Kai Dolgner (Innen und Recht), Sandra Redmann 
(Umwelt und Energie), Olaf Schulze (Wirtschaft 
und Verkehr) und Lars Winter (Finanzen). Wir 
besetzen seit Anfang der Legislaturperiode mit 
Peter Eichstädt (Soziales) und Thomas Rother 
(Finanzen) zwei Ausschussvorsitze.

Sowohl die Mitglieder des Geschäftsführenden 
wie auch die des erweiterten Vorstandes wur-
den durch die Wahlen im November 2014 bis 
auf zwei Veränderungen bestätigt: wir haben 
wieder einen eigenständigen Arbeitskreis Euro-
pa mit Regina Poersch als Vorsitzende. Und mit 
dem Ausscheiden von Gitta Trauernicht aus der 

Fraktion war die Position einer stellvertretenden 
Vorsitzenden neu zu besetzen. Diese Aufgabe 
nimmt nun Kirsten Eickhoff-Weber wahr. 

Wir danken Gitta Trauernicht für die vertrauens-
volle Zusammenarbeit und wünschen viel Freude 
und Erfolg bei ihren neuen Arbeitsschwerpunk-
ten und im Privaten.

Gleichzeitig haben wir uns gefreut mit Thomas 
Hölck einen ehemaligen Kollegen wieder in 
unseren Reihen begrüßen zu dürfen. Er deckt 
schwerpunktmäßig die Bereiche Wohnungsbau 
und Küstenschutz ab. Serpil Midyatli ist nun auch 
für Kinder- und Familienpolitik zuständig.

Zu unseren Arbeitsschwerpunkten:

BILDUNG
Die Bildungspolitik war und ist erklärter Schwer-
punkt unserer Arbeit. Hier sind wir ein großes 
Stück vorangekommen. Unser Anspruch ist eine 
gute Bildung von Anfang an, um mehr Chan-
cengleichheit von Geburt an zu erreichen. Dafür 
haben wir die Grundlagen gelegt.

Der Ausbau der Krippenbetreuung ist in Schles-
wig-Holstein ein gutes Stück voran gekommen. 
Unsere Vertreterinnen und Vertreter auf kommu-
naler Ebene haben dafür vor Ort gearbeitet. Das 
Land unterstützt die Kommunen dabei tatkräftig. 
Der Zuschuss für den U3-Ausbau steigt sukzessi-
ve bis 2017 auf 80 Millionen Euro.

Wir haben dafür gesorgt, dass Eltern die nur ALG 
II/Sozialgeld beziehen, nun komplett von den 
KiTa-Gebühren befreit sind. Auch die Weiterent-
wicklung der KiTas, was Qualität oder inhaltliche 
Ausgestaltung angeht (z.B. den Ausbau zu Famili-
enzentren), ist auf den Weg gebracht.

Mit dem neuen Schulgesetz und dem Lehrkräf-
tebildungsgesetz haben wir unsere Vorstellung 
einer modernen, leistungsfähigen und chancen-
gerechten Schullandschaft geregelt. Mit dem 
neuen Schuljahr wird es in Schleswig-Holstein 
nur noch zwei weiterführende Schularten geben: 
die Gemeinschaftsschule und das Gymnasium. 
Die erste führt nach neun Jahren, die zweite 
nach acht Jahren zum Abitur. Dies ist das Ergeb-
nis eines beispielhaften Bildungsdialoges.

Das Lehrkräftebildungsgesetz passt die Ausbil-
dung endlich an die Erfordernisse der neuen 

Fraktionsreise in die Niederlande - Zu Besuch im friesischen 
Regionalparlament
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Schulformen an und vereinigt erstmals alle 
Phasen der Lehrerbildung. Wir haben zudem die 
von Schwarz-Gelb gestrichenen Lehrerstellen 
wieder ins System gegeben – darunter die 120 
Stellen für das Inklusionskonzept. Wir haben uns 
entschieden, die durch die BAföG-Entlastung frei-
werdenden Mittel zusätzlich an die Schulen zu 
geben. Dies sind weitere 728 Stellen. Damit ha-
ben wir unser Versprechen, die Hälfte der durch 
den Schülerrückgang theoretisch wegfallenden 
Stellen in den Schulen zu lassen, mehr als erfüllt.

SOZIALES
Neben unserem Engagement für mehr Bildungs-
gerechtigkeit haben wir auch die Entwicklungen 
im Blick, die durch demografische Veränderun-
gen immer dringender werden. Die Fraktion 
beschäftigt sich arbeitskreisübergreifend mit den 
unterschiedlichen Facetten dieses Themas. 

Ein Aspekt ist der Umgang mit Pflegebedürf-
tigen, deren Zahl in den kommenden Jahren 
deutlich ansteigen wird. Da wir schon jetzt einen 
Mangel an Pflegekräften haben, besteht drin-
gender Handlungsbedarf bei Ausbildung und 
Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen der 
Arbeit.

In der Altenpflege haben wir die Zahl der landes-
geförderten Ausbildungsplätze von 1.200 auf 
1.600 erhöht. Damit kommen wir dem Ziel einer 
kostenlosen Pflegeausbildung immer näher. Wir 
setzen uns auch weiterhin für eine bundesein-
heitliche Lösung ein. Durch Einführung einer 
vereinfachten Pflegeplanung und -dokumentati-
on werden Pflegekräfte entlastet und gewinnen 
mehr Zeit für die zu pflegenden Menschen.

Mit der Einrichtung einer Pflegekammer wollen 

wir dem Berufsstand mehr Mitsprache einräu-
men und damit Qualität von Pflege mehr an den 
praktischen Bedürfnissen der Fachleute orientie-
ren.
Damit schaffen wir keine Konkurrenz zu den Ge-
werkschaften. Selbstverständlich treten wir für 
die Tarifautonomie mit den bisherigen Verhand-
lungspartnern ein.

Mit dem inzwischen verabschiedeten Mindest-
lohngesetz können wir Zuwendungsempfänger 
des Landes auf bestimmte Standards bei der 
Entlohnung von Angestellten verpflichten. 

Die Arbeit der Frauenhäuser und Frauenbera-
tungsstellen ist von uns wieder abgesichert wor-
den. Mit Hamburg ist ein Verwaltungsabkom-
men zur länderübergreifenden Zusammenarbeit 
bei den Frauenhäusern geschlossen worden. 
Auch Kinderschutz und aktive Gleichstellungs-
politik gehören zu den Themen, die wir weiter 
vorangetrieben haben.

WIRTSCHAFT UND VERKEHR
Die Fortführung der großen Infrastrukturprojekte 
Schleswig-Holsteins war uns in den Koalitions-
verhandlungen sehr wichtig. Mit den gefun-
denen Vereinbarungen können die Planungen 
weitergeführt werden. Verzögerungen durch 
Gerichtsentscheidungen sind auf Planungsfehler 
der Vorgängerregierung zurückzuführen. Dies 
zeigt einerseits, dass der sorgfältige Umgang 
mit den kritischen Aspekten derartiger Vorhaben 
unumgänglich ist. Andererseits wird sehr deut-
lich, dass die angeblichen Verkehrsexperten von 
Schwarz-Gelb zwar gern große Töne spucken, in 
der konkreten Arbeit aber versagt haben. 

Nun kommt es darauf an, dass der Bund seiner 
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Pflicht zur Finanzierung von A20 mit Elbquerung, 
der Hinterlandanbindung der Fehmarn-Belt-Que-
rung und des lange überfälligen Ausbaus im 
Bereich des Nord-Ostsee-Kanals nachkommt. Wir 
sind in die Planungen für Ersatzbauwerke für die 
Rader Hochbrücke und für die Fehmarnsundbrü-
cke eingetreten.

In der Wirtschaftsförderung haben wir umge-
steuert. Förderung ohne Struktur nach dem 
Windhundverfahren wird es nicht mehr geben. 
Förderung innovativer Unternehmen und ver-
stärkte Infrastrukturförderung gehören zu den 
Leitlinien unserer Politik für ein zukunftsfähiges 
Schleswig-Holstein. Dazu passt auch, dass wir 
freiwerdende Mittel über die Bildung sogenann-
ter Sondervermögen für Infrastrukturvorhaben 
vorgesehen haben. Nicht nur die Verschuldung 
des Haushaltes ist eine Belastung für kommende 
Generationen. Auch unterlassene Investitionen 
werden in die Zukunft fortgeschrieben.

Der Tourismus ist für Schleswig-Holstein ein 
wichtiger Wirtschaftsfaktor. Wir stehen in Kon-
kurrenz mit anderen norddeutschen Bundeslän-
dern. Mit der gerade im Entstehen befindlichen 
Marketingstrategie hat sich die Tourismusagen-
tur Schleswig-Holstein (TASH) auf aktuelle He-
rausforderungen eingelassen. Es war fahrlässig 
zu glauben, diese Prozesse könnten sich quasi 
von allein organisieren. Hier die notwendigen 
Strukturen zu schaffen ist Aufgabe des Landes, 
um nicht von aktuellen Entwicklungen anderer 
Bundesländer abgehängt zu werden.

UMWELT UND ENERGIE
Der Ausbau der erneuerbaren Energien steht 
für uns ganz oben auf der Agenda. Das aktuelle 
Urteil des Oberverwaltungsgerichts zur Auswei-
sung von Windeignungsflächen und der Be-
rücksichtigung kommunaler Interessen hat uns 
überrascht, ist für uns aber Ansporn, mit allen 
Beteiligten zu guten Lösungen zu kommen. Zum 
verträglichen Ausbau der Stromnetze führen wir 
den intensiven Dialog mit Bürgerinnen und Bür-
gern. Unsere Devise bei Stromtrassen ist „Verstär-
kung vor Ausbau“. Bei der Westküstentrasse wurde 
gute Bürgerbeteiligung erfolgreich praktiziert.

Der Landtag hat ein Gesetz beschlossen, mit dem 
CO²-Endlager in Schleswig-Holstein verboten 
werden können. Wir lehnen Fracking und CCS 
(Abscheidung und unterirdische Lagerung von 
Kohlendioxid) ab.

Weitere Themen sind die Novellierung des Lan-
desnaturschutzgesetzes, die landesweite Erfas-
sung des Naturhaushaltes(Biotopkartierung) und 
der verbesserte Tierschutz z.B. durch ein Ver-
bandsklagerecht.

Konventionelle und ökologische Landwirtschaft 
müssen nebeneinander bestehen können. Wir 
haben die Förderung für den ökologischen Land-
bau wieder eingeführt, die von CDU/FDP gestri-
chen worden war.

EUROPA UND MINDERHEITEN
Wir haben unsere Schwerpunkte für die neue 
EU-Förderperiode 2014-2020 durchgesetzt. Dazu 
gehören die Förderung von guter Arbeit über den 
Europäischen Sozialfonds, die Beibehaltung der 
Förderung von Tourismus und Kultur über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
sowie die weitere Förderung der Aktiv-Regionen. 
Mit den Kontakten in der Nordsee- und Ostsee-
region spielt das Bundesland Schleswig-Holstein, 
und damit auch die SPD-Landtagsfraktion, wie-
der eine besondere Rolle bei Kooperationsbe-
strebungen, die eigentlich den Nationalstaaten 
vorbehalten sind.

In enger Zusammenarbeit mit unserer Minder-
heitenbeauftragten Renate Schnack arbeiten wir 
erfolgreich daran, das Vertrauen im Rahmen der 
deutsch-dänische Zusammenarbeit wieder her-
zustellen. Mit dem neuen Schulgesetz erhalten 
die dänischen Schulen jetzt die gleiche Förderung 
wie deutsche Regelschulen.

INNEN UND RECHT
Die Novellierung des kommunalen Finanzaus-
gleichsgesetzes war lange überfällig. Nach Vorla-
ge des Gesetzentwurfes durch den Innenminis-
ter, haben unsere Kolleginnen und Kollegen auf 
zahlreichen Veranstaltungen die notwendigen 

Aktion der Landtagsfraktion  „Bei uns kommt mehr in die 
Tüte“ vor dem Landeshaus
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Veränderungen erläutert und die Kritik konstruk-
tiv aufgenommen. Dadurch wurden bei den Än-
derungen durch die Fraktion einige Unwuchten 
(z.B. bei den ländlichen Zentralorten) beseitigt. 
Der neue KFA kann mit seinem Soziallastenan-
satz aus unserer Sicht zu einer sachgerechteren 
Verteilung der kommunalen Mittel beitragen.

Schleswig-Holstein soll ein Land sein, das offen 
ist für Menschen anderer Kulturen und Her-
kunftsländer. Dies gilt für uns grundsätzlich. 
Besonders herausfordernd ist dies angesichts der 
Flüchtlinge, die aus Krisengebieten mit schweren 
persönlichen Schicksalen bei uns ankommen.
Wir haben die schwarz-gelben Kürzungen bei 
der Migrationssozialberatung wieder rückgängig 
gemacht und die Mittel für Integrationsmaßnah-
men aufgestockt. Wir ermöglichen Flüchtlingen 
die Teilnahme an Sprachkursen, haben ein Pro-
gramm zur Förderung ehrenamtlicher Integrati-
onsbegleitung aufgelegt und setzen uns für eine 
Willkommenskultur vor Ort ein. Ein großes Dan-
keschön geht an alle, die sich in Ihrem Umfeld in 
großer Solidarität für Flüchtlinge und Migranten 
einsetzen.

FINANZEN
Selbstverständlich sind wir nach wie vor in un-
serer Arbeit durch den Rahmen beschränkt, den 
uns die Schuldenbremse lässt. Um die Konsoli-
dierungshilfen des Bundes in Höhe von jährlich 
80 Millionen Euro zu erhalten, muss die Regie-
rung gegenüber dem Stabilitätsrat dokumentie-
ren, mit welchen konkreten Maßnahmen wir die 
Haushaltskonsolidierung vorantreiben werden.

Wir haben mit den vergangenen und dem aktu-
ellen Haushalt für 2015 gezeigt, dass die Finanz-
politik der Vorgängerregierung keinesfalls „al-
ternativlos“ ist. Solide Finanzen, Einhaltung der 
Schuldenbremse, Problembeschreibung durch 
Offenlegung und nicht Verschleierung der Defizi-
te, Abarbeitung dieser Probleme im Rahmen des 
Möglichen - all dies tun wir.

Wir sind uns bewusst, dass an vielen Stellen 
mehr wünschenswert wäre, dass viele Projekte 
gute Arbeit leisten aber dennoch finanziell nicht 
besser gestellt werden können. Die Diskussion 
über Strukturveränderungen oder den effiziente-
ren Einsatz von Mitteln ist kein Angriff auf bisher 
Geleistetes. Wir müssen gemeinsam versuchen, 
mit knappen Mitteln maximale Wirkung zu 
erzielen. Dazu gehört auch die Identifizierung 
verzichtbarer Aufgaben als Grundlage von Perso-

nalabbau. Die SPD hat sich mit ihrem Programm 
und die Koalition in ihren Vereinbarungen auf 
Schwerpunkte konzentriert. Diese politischen 
Entscheidungen sind Grundlage für unsere Fi-
nanzpolitik. 

Der Bericht erhebt keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit. Wir haben in den vergangenen Monaten 
eine Reihe von Initiativen auf den Weg gebracht, 
die hier nicht explizit aufgeführt sind. Ihr findet 
Informationen zu den einzelnen Arbeitskrei-
sen auf unserer Internetseite (www.spd.ltsh.
de). Als regelmäßiger Austausch hat sich unsere 
„Kommunale Runde“ bewährt, zu der wir wei-
terhin einladen werden. Sprecht uns an, wenn 
bestimmte Themen aus eurer Sicht behandelt 
werden sollen. Darüber hinaus haben wir neben 
Veranstaltungen zu bestimmten aktuellen The-
men Veranstaltungsformate wie z.B. den „Sozial-
ratschlag“ oder die „europa-akzente“, mit denen 
wir bestimmte Zielgruppen ansprechen, die aber 
selbstverständlich für alle Genossinnen und Ge-
nossen offen sind. Mit Regionalkonferenzen oder 
auswärtigen Fraktionssitzungen gehen wir auch 
in die Fläche.

Auf all diese Diskussionen mit euch und mit den 
Menschen in Schleswig-Holstein freuen wir uns.

SPD-Landtagsfraktion
E-Mail: info@spd.ltsh.de 
Homepage: www.spd.ltsh.de

Unten: Veranstaltung zu „25 Jahre Regierungsübernahme“: 
Björn Engholm, Ralf Stegner, Torsten Albig und Heide Simonis

Oben: Veranstaltung zu „25 Jahre Minderheitenbeauftragte“



48

DIE ARBEIT DER LANDESGRUPPE DER  
SPD-BUNDESTAGSABGEORDNETEN
Erfreulicherweise vertreten seit der Bundestags-
wahl 2013 wieder neun Abgeordnete die SPD 
Schleswig-Holstein im Bundestag. Die beiden 
vakanten Wahlkreise werden durch die anderen 
Mitglieder der Landesgruppe Schleswig-Holstein 
in der SPD-Bundestagsfraktion mitbetreut, um 
allen Kreis- und Ortsverbänden einen Ansprech-
partner auf Bundesebene zu bieten.

Im Bundestag stellen Mitglieder der Landes-
gruppe zwei Ausschussvorsitze, einen stellver-
tretenden Vorsitz sowie insgesamt drei Arbeits-
gruppensprecher und einen stellvertretenden 
Arbeitsgruppensprecher. Das ist für eine kleine 
Landesgruppe eine sehr gute Repräsentanz.

Bei der Vorstandswahl im Februar 2014 wurden 
alle Abgeordneten in ihren bisherigen Ämtern 
bestätigt: Ernst Dieter Rossmann als Sprecher, 
Gabriele Hiller-Ohm als Stellvertreterin und Sön-
ke Rix als Kassenwart.

INITIATIVEN IN  
REGIERUNGSVERANTWORTUNG
Die Einführung des Mindestlohnes, die ab-
schlagsfreie Rente nach 45 Beschäftigungsjahren 
sowie die Reform des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes sind nur einige der erfolgreichen Projekte, 
die bereits umgesetzt wurden und von denen 
insbesondere auch die Menschen in Schles-
wig-Holstein profitieren.

Für Schleswig-Holstein darüber hinaus sehr 
erfreulich: die zusätzliche finanzielle Unterstüt-
zung beim Ausbau der fünften Schleusenkam-
mer des Nord-Ostsee-Kanals und 35 neue Stellen 
für technisches und Planungspersonal bei der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, die mit Hilfe 
der Mitglieder unserer Landesgruppe erreicht 
worden sind.

Auch die Änderung des Artikels 91b des Grund-
gesetzes zur besseren Kooperationsmöglichkeit 
des Bundes mit dem Land bei der Förderung 
der Hochschulen hilft dem Land zusammen mit 
dem BAföG bei der Bildung. 35 Millionen Euro 
hat Schleswig-Holstein damit zusätzlich für die 
Lehrerversorgung gewonnen.

NETZWERKPFLEGE UND  
ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
Die Landesgruppe trifft sich regelmäßig zum 
Meinungsaustausch mit den Vertretungen von 
Interessensverbänden und Politikerinnen und 
Politikern aller Ebenen, so unter anderem mit 
dem Vorstand des Deutschen Gewerkschafts-
bundes Bezirk Nord, der Leitung der Arbeitsagen-
tur Regionaldirektion Nord, dem Vorstand des 
Landeshandwerksrates Schleswig-Holstein e.V., 
dem Vorstand der Deutschen Bahn AG und den 
Berliner Korrespondenten der Medien aus Nord-
deutschland.
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Wichtig sind auch die regelmäßigen Besuche 
des Landes- und Fraktionsvorsitzenden Ralf 
Stegner bei den Landesgruppenfrühstücken und 
die Teilnahme der Bundestagsabgeordneten an 
Sitzungen des Landtages sowie an Veranstaltun-
gen der Landtagsfraktion und der verschiedenen 
Parteigremien.

Zur Information über bundespolitische Themen 
in den Wahlkreisen und den beiden Betreuungs-
wahlkreisen bieten die Mitglieder der Landes-
gruppe jährlich rund 15 Fraktion-vor-Ort-Veran-
staltungen zu aktuellen Themen wie Fracking, 
TTIP und Sterbebegleitung, teilweise in Koope-
ration mit den örtlichen Landtags- und Kommu-

nalpolitiker/innen, an. Drei bis vier Mal im Jahr 
veröffentlicht die Landesgruppe ihren Infobrief 
„Bundestag direkt“, der an alle Mitglieder der 
SPD Schleswig-Holstein und weitere Interessierte 
per E-Mail versandt und auf der Homepage der 
Landesgruppe bereitgestellt wird.

Die Referentin der Landesgruppe, Sandra Lechelt, 
ist erreichbar unter: 
Tel.: 030/227-75318, Fax: 030/227-76817 und 
E-Mail: sh-lg.spd@bundestag.de.  
Auf der Homepage der Landesgruppe unter 
http://landesgruppe.edr-pi.de/ finden sich wei-
terführende Informationen über die Arbeit der 
Mitglieder der Landesgruppe.

EINZELBERICHTE DER  
SPD-BUNDESTAGSABGEORDNETEN
DR. HANS-PETER BARTELS

Der Berichtszeitraum umfasst Teile der alten Op-
positions- und die neue Regierungszeit seit Ende 
2013. 

Parallel zum anlaufenden Bundestagswahlkampf 
saß ich im Sommer 2013 noch in einem sehr 
kompakt arbeitenden Untersuchungsausschuss 
zu Management-Problemen bei der Entwicklung 
der „Euro-Hawk“-Aufklärungsdrohne für die 
Bundeswehr. Die Ergebnisse können der neuen 
Regierung helfen, teure Fehler künftig besser zu 
vermeiden.

Der Wahlkampf war gekennzeichnet durch a) 
keine Wechselstimmung, b) den Umfrageabsturz 
der FDP, c) einem seltsam „halbierten“ SPD-Kanz-
lerkandidaten, der - obwohl persönlich attraktiv 
über die SPD-Kernwählerschaft hinaus - einen 
rein sozialpolitisch orientierten Programmwahl-
kampf absolvierte, begleitet von Pech und Pannen.

Das Wahlergebnis war dann für die SPD (aus der 
Opposition heraus) auch nicht viel besser als das 
Ergebnis vier Jahre zuvor (aus der Großen Koali-
tion heraus). In Kiel hatten wir gegenüber 2009 
außergewöhnlich gute Zahlen, mein Vorsprung 
auf den CDU-Mitbewerber wuchs (trotz des 
CDU-Rekordzuwachses im Bund) auf 10 Prozent-
punkte.

Als sehr ungewöhnlich habe ich die Vorgänge 
um die Skandalisierung einer Verwaltungsent-
scheidung meiner Frau, der Kieler Oberbürger-
meisterin Susanne Gaschke, erlebt. Dass ein 
sozialdemokratischer Innenminister einen sozi-
aldemokratischen Bundestagsabgeordneten mit 
haltlosen strafrechtlichen Vorwürfen überzieht 
(die, wenn sie Substanz hätten, den „Gegner“ ins 
Gefängnis bringen müssten), ist ein auch bun-
desweit einmaliger Vorgang! Dass die Landesre-
gierung ihren Minister nicht gestoppt hat und 
er auch nicht entlassen wurde, als sein bizarres 
„Nötigungs“-Konstrukt zusammengebrochen 
war, müsste Fragen aufwerfen, auch innerhalb 
der Landespartei. Entschuldigt hat sich für diesen 
obrigkeitlichen Einschüchterungsversuch von 
offizieller Seite bis heute niemand.

Nach den erfolgreichen Koalitionsverhandlun-
gen, die ich in Berlin für den Bereich Außenpolitik 
und Verteidigung begleiten konnte, konstitu-
ierten sich die Parlamentsausschüsse. Auf Vor-
schlag der SPD wurde ich zum Vorsitzenden des 
Verteidigungsausschuss (dem ich seit dem Jahr 
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2000 angehöre) gewählt.

Unsere großen Themen sind im Innern die Nach-
steuerung der Bundeswehrreform von 2011 
(wieder 100% statt 70% Materialausstattung 
der Verbände, mehr Luftbeweglichkeit, Überprü-
fung einzelner noch nicht vollzogener Standort-
entscheidungen u.a.) und die Verbesserung der 
Attraktivität des Soldatenberufs. Nach Außen 
ist die Europäisierung unserer Verteidigung ein 
großes Thema (Stichwort „Europäische Armee“), 
das mit uns nun auch die Union erkannt hat. Als 
aktuelle Sicherheitsprobleme waren der totali-
täre Djihadismus (von Nigeria über Libyen, So-
malia, Syrien und den Irak bis Pakistan) und die 
Russland/Ukraine-Krise vordringlich. Mit dem 
Ende der ISAF-Mission in Afghanistan (gefolgt 
von der Beratungsmission Resolute Support) 
erreicht die Gesamtzahl unserer im Ausland ein-
gesetzten Soldaten ein historisches Tief, deutlich 
weniger als 3.000 (in der Spitze waren es 11.000). 
Charakteristisch sind neben Balkan- und Afgha-
nistan-Engagement jetzt viele kleinere Beiträge 
zu sehr unterschiedlichen internationalen Ein-
sätzen, von Mali über Pirateriebekämpfung vor 
Somalias Küste bis Nordirak.

Im Dezember 2014 wurde ich vom Parlament mit 
532 Stimmen (gegen 38 bei 28 Enthaltungen) 
zum Wehrbeauftragen des Deutschen Bundes-
tages gewählt. Für mich wird Dr. Karin Thissen in 
den Bundestag nachrücken.
 
Tel.: 030-22777638, Fax: 030-22776052
E-Mail: hans-peter.bartels@bundestag.de
Homepage: www.hans-peter-bartels.de

ständig für den ländlichen Raum: das passt gut, 
weil ich von 1983 bis 2003 am Bungsberg in der 
Kommunalpolitik gewirkt habe - davon sechs 
Jahre als ehrenamtliche Bürgermeisterin und 
Amtsvorsteherin.

Seit 2013 bin ich im Haushaltsausschuss für das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur zuständig – mit gut 23 Mrd. Euro 
der größte Investitionsetat des Bundes und ein 
Schlüsselressort für unseren Norden.  
Der Bundesverkehrswegeplan, der 2015 ver-
abschiedet wird und die Prioritäten bei Straße, 
Schiene und Wasserstraße mit ihrer Finanzie-
rung bis 2030 verbindlich festlegt, bestimmt 
aktuell die politische Debatte in Berlin und ist 
für Schleswig-Holsteins Zukunft enorm wichtig. 
Der dringend notwendige komplette Ausbau des 
Nord-Ostsee-Kanals, die A20 samt Elbtunnel bei 
Glückstadt, die Rader Hochbrücke, eine milliar-
denschwere Neubautrasse für die feste Beltque-
rung und eine zukunftsfeste Fehmarnsund- 
querung möglichst als Tunnelvariante – diese 
Stichworte machen die finanzielle Dimension 
deutlich, um die es aktuell für uns im Norden 
geht.  
Auch die Reform der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung - die in Schleswig-Holstein gut 2.000 
Beschäftigte und unter Schwarz-Gelb personel-
len Kahlschlag erlebt hat - liegt in meiner Zu-
ständigkeit: 2014 konnten wir Sozialdemokraten 
unser Versprechen bei den Beschäftigten einlö-
sen: der Personalabbau ist gestoppt. Im Haus-
haltsausschuss haben wir als ersten Schritt 85 
neue Stellen im Ingenieurs- und Technikbereich 
geschaffen und wollen jetzt eine Fachkräfteof-
fensive starten.

Paukenschlag im Haushaltsausschuss im April 
2014: trotz Störfeuers aus dem Verkehrsminis-
terium haben wir 485 Mio. Euro für den Neubau 
der 5. Schleusenkammer in Brunsbüttel bewilligt, 
und auf meine Initiative nur zwei Monate später 
auch die Komplettfinanzierung des Ausbaus der 
Oststrecke des Nord-Ostsee-Kanals für insgesamt 
265 Mio. Euro, wofür Minister Dobrindt im No-
vember - nach einigem „Hin und Her“ - schriftlich 
den „Sofortvollzug“ bestätigte. 
Auch die 50 Mio. Euro für die Levensauer Hoch-
brücke sind jetzt im Bundeshaushalt abgesichert. 
Diese insgesamt 800 Mio. Euro für „unseren“ 
NOK sind der SPD-Erfolg nach unserer NOK-Initi-
ative vom Herbst 2011: „SOS für den Nord-Ost-
see-Kanal - der Norden steht auf!“.

BETTINA HAGEDORN

Seit 2002 vertrete ich 
den Wahlkreis 9 zwi-
schen Fehmarn und 
Reinfeld und bin seitdem 
Mitglied des Haushalts- 
und Rechnungsprüfungs-
ausschusses – seit 2009 
als stellvertretende haus-
haltspolitische Spreche-
rin unserer Fraktion und

seit 2013 als Vorsitzende im Rechnungsprüfungs-
ausschuss. Seit 2009 gehöre ich dem SPD-Frak-
tionsvorstand an und seit 2005 arbeite ich als 
stellv. Sprecherin der AG Kommunalpolitik - zu-
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Die Große Koalition in Berlin investiert jetzt 
zusätzlich 10 Mrd. Euro - davon wird das Ver-
kehrsministerium auch mit seiner Zuständigkeit 
für digitale Infrastruktur erheblich profitieren. 
Natürlich kämpfe ich dabei um eine „Extrapor-
tion“ für unser Land - z.B. bei der Förderung des 
Breitbandausbaus auch im ländlichen Raum. 
Angesichts einer noch nicht überstandenen Euro-
krise und einer nach wie vor bestehenden Inves-
titionslücke in Milliardenhöhe eine spannende 
Aufgabe, der ich mich mit ganzer Kraft widme.

Wahlkreisbüro: Tel: 04521-71611,  
E-Mail: bettina.hagedorn@wk.bundestag.de
Bundestag: Tel: 030-22773832,  
E-Mail: bettina.hagedorn@bundestag.de 
Homepage: www.bettina-hagedorn.de

GABRIELE HILLER-OHM

Ich vertrete als direkt 
gewählte Abgeordnete 
seit 2002 die Hansestadt 
Lübeck und 27 Gemein-
den in den Ämtern 
Berkenthin und Sandes-
neben. Bis zur Bundes-
tagswahl 2013 habe ich 
auch den Kreis Herzog-
tum Lauenburg betreut.

Im Berichtszeitraum seit April 2013 habe ich 10 
Fraktion-vor-Ort-Veranstaltungen durchgeführt, 
12 Bundestagsreden gehalten, an 21 Anträgen 
der Fraktion mitgearbeitet, rund 50 Fragen an die 
Bundesregierung gestellt und fast 250 Presse-
mitteilungen veröffentlicht.

Auch in der 18. Legislaturperiode gehöre ich den 
Ausschüssen für Arbeit und Soziales sowie Tou-
rismus an. Anfang 2014 hat mich meine Fraktion 
zur tourismuspolitischen Sprecherin gewählt. Als 
Arbeitsgruppenvorsitzende koordiniere ich die 
tourismuspolitischen Vorhaben der Fraktion und 
bin im ständigen Austausch mit den Akteuren 
aus Tourismuswirtschaft, Gewerkschaften und 
Politik. Inhaltlicher Arbeitsschwerpunkt bleibt 
der Einsatz für gute Arbeits- und Ausbildungsbe-
dingungen vor allem im Gastgewerbe. Ein Mei-
lenstein ist hier der von der SPD durchgesetzte 
gesetzliche Mindestlohn, von dem zehntausende 
Beschäftigte im Tourismusland Schleswig-Hol-
stein profitieren. Gut für den Norden ist auch der 
erfolgreiche Einsatz, das touristische Auslands-

marketing Deutschlands um 2,2 Millionen Euro 
zu erhöhen. Aktuell habe ich eine Initiative für 
Kulturtourismus auf den Weg gebracht.

Im Ausschuss für Arbeit und Soziales habe ich 
2013 zwei Anträge zum Bildungs- und Teilhabe-
paket für Kinder und Jugendliche und Asylbe-
werberleistungsgesetz erarbeitet. Viele Forde-
rungen daraus zur Verbesserung der Situation 
von Flüchtlingen haben wir jetzt in Regierungs-
verantwortung bereits umgesetzt. In der letzten 
Wahlperiode habe ich zwei Gesetzentwürfe zur 
Durchsetzung von Entgeltgleichheit von Frauen 
und Männern sowie für mehr Frauen in Füh-
rungspositionen mit auf den Weg gebracht. Im 
Koalitionsvertrag konnten wir dazu wichtige Ver-
besserungen verankern, die in diesem Jahr um-
gesetzt werden. Darüber hinaus bin ich für die 
Themen Saison- und Schwarzarbeit, Teilzeitrecht, 
befristete Beschäftigung, Minijobs und das SGB 
IV zuständig. Im SGB IV haben wir Anfang 2015 
die elektronischen Meldeverfahren der Sozialver-
sicherungen optimiert und damit Bürokratie für 
Bürger, Arbeitgeber und Verwaltung abgebaut. 

Im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
bin ich stellvertretendes Mitglied. Innerhalb 
der Fraktion gehöre ich der Parlamentarischen 
Linken, den Arbeitsgruppen Verteilungsgerech-
tigkeit, Inklusion und Kommunalpolitik sowie der 
„Küstengang“ an. Ich bin weiterhin stellvertre-
tende Vorsitzende der SPD-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein und Mitglied der deutsch-nordi-
schen Parlamentariergruppe des Bundestages.

Bundestagsbüro: Tel.: 030/227-73514,  
E-Mail: gabriele.hiller-ohm@bundestag.de
Wahlkreisbüro: Tel. 0451/3846895,  
E-Mail: gabriele.hiller-ohm@wk.bundestag.de
Homepage: www.hiller-ohm.de 
www.facebook.com/GabiHillerOhm 
www.twitter.com/GabiHillerOhm

Veranstaltung zu Mindestlohn und guter Arbeit am 28.10.14 
in Lübeck, mit Lisanne Straka (DGB Nord), Dr. Matthias Bartke, 
MdB, Gabriele Hiller-Ohm, MdB und Joachim Tag (Jobcenter 
Lübeck)
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MATTHIAS ILGEN

Seit der letzten Bundes-
tagswahl im September 
2013 vertrete ich für 
die SPD den Wahlkreis 
Nordfriesland/ Dith-
marschen-Nord im 
Deutschen Bundestag. 
Zusätzlich betreue ich 
derzeit noch Dithmar-
schen-Süd.

Wir konnten seit dem Wiedereintritt in die Regie-
rung für die Bürgerinnen und Bürger viel bewe-
gen: Rentenpaket, Mindestlohn, Doppelpass, 
Frauenquote, Mietpreisbremse und viele weitere 
sozialdemokratische Kernanliegen wurden um-
gesetzt. 

Wir haben im Rekordtempo das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) reformiert, um den 
weiteren Anstieg der Strompreise zu stoppen, 
aber gleichzeitig der Wind- und Solarbranche 
Planungssicherheit zu geben. Erstmals konnte 
seit Jahren die EEG-Umlage auf den Strom sogar 
leicht gesenkt werden. Hieran war ich im Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie beteiligt.

Ich beschäftige mich sowohl im Wirtschaftsaus-
schuss als auch als Mitglied des Ausschusses für 
Ernährung und Landwirtschaft mit den umstrit-
tenen Freihandelsabkommen CETA und TTIP. Als 
Exportnation hat die Bundesrepublik ein ureige-
nes Interesse an mehr freiem Handel. Das bietet 
unseren Unternehmen viele Chancen. Aber klar 
ist auch: Ohne den Erhalt unserer hohen Ver-
braucherstandards beispielsweise für Lebensmit-
tel oder ohne den klaren Vorrang demokratischer 
Entscheidungen vor wirtschaftlichen Interessen 
einzelner Konzerne, können solche Abkommen 
keine Akzeptanz in der Bevölkerung finden.

Deshalb streitet die SPD-Bundestagsfraktion ent-
schlossen für transparente Verhandlungen und 
Veränderungen im Sinne der Beschlüsse unseres 
Parteikonvents.

E-Mail: info@matthias-ilgen.de 
Homepage: www.matthias-ilgen.de

DR. BIRGIT MALECHA-NISSEN

Ich bin seit 2013 die 
Bundestagsabgeord-
nete für den Wahlkreis 
Plön-Neumünster und 
das Amt Boostedt-Rick-
ling. Seitdem bin ich 
ordentliches Mitglied im 
Ausschuss für Verkehr 
und digitale Infrastruktur 
und stellvertretendes 

Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Ener-
gie. Die Seeschifffahrt, das Maritime Bündnis für 
Ausbildung und Beschäftigung, die Norddeut-
schen Seehäfen und ihre Hinterlandanbindungen 
sind die Hauptthemen meiner Berichterstattung 
für die SPD-Bundestagsfraktion. Darüber hin-
aus koordiniere ich die Infrastrukturprojekte in 
Schleswig-Holstein und Hamburg für den Bun-
desverkehrswegeplan. 

Mit der Reform der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes haben wir den Koalitions-
vertrag umgesetzt. Die Beschäftigten wurden 
im Reformprozess eingebunden, die regionalen 
Kompetenzen gesichert und der Stellenabbau 
gestoppt.

Flüssigerdgas (LNG) bietet eine klimafreundliche 
Kraftstoffalternative. Um dessen Einführung in 
der Schifffahrt voranzutreiben, organisiere ich im 
März 2015 ein Expertengespräch im Deutschen 
Bundestag.

Für das Land Schleswig-Holstein bin ich stellver-
tretende Vorsitzende der SPD-Küstengang. Die 
„Küstengang“ ist ein Zusammenschluss sozial-
demokratischer Abgeordneter aus den norddeut-
schen Ländern.

Fracking? Nein, danke! Deswegen beteilige ich 
mich an der Arbeit einer Parlamentariergruppe 
zum Thema Fracking und deren Folgen. Die Grup-
pe vereint SPD-Abgeordnete, die eine kritische 
Haltung in Bezug auf Erdgas- und Erdölförderung 
haben.

Zusätzlich engagiere ich mich in der Quer-
schnittsarbeitsgruppe Migration und Integra-
tion unserer Fraktion. Ihr Ziel ist die ausschuss-
übergreifende Zusammenarbeit im Bereich der 
Flüchtlings- und Integrationspolitik.
Politik lebt vom Dialog und Transparenz!
Gemeinsam mit der Beauftragten der Bundesre-
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gierung für Migration, Flüchtlinge und Integrati-
on, Staatsministerin Aydan Özoğuz, und meinem 
Kollegen Sönke Rix, MdB, habe ich im vergan-
genen Jahr eine Fraktion-vor-Ort-Veranstaltung 
unter dem Motto „Willkommenskultur mit Leben 
füllen“ in Neumünster organisiert. 

Im Februar fand die zweite Veranstaltung der 
Fraktion-vor-Ort-Reihe statt. Das Thema war 
„Würdevoll leben, würdevoll sterben“. Dabei 
wurde ich von meiner Bundestagskollegin Dr. Eva 
Högl unterstützt.

In meiner Funktion als Ortsvereinsvorsitzende 
habe ich die Informationsreihe „Berlin trifft Prob-
stei“ ins Leben gerufen. Begonnen hat sie mit 
dem zukunftsweisenden Thema Breitbandaus-
bau in ländlichen Gebieten.
Mit meinem Infobrief „Post aus Berlin“ informie-
re ich regelmäßig über die politischen Gescheh-
nisse in Berlin.

Büro Berlin Tel.: 030-22775165
E-Mail: birgit.malecha-nissen@bundestag.de
Homepage: www.malecha-nissen.de 
 

Bürgerbüro Plön Tel.: 04522-7656060
Bürgerbüro Neumünster Tel.:04321-929832
E-Mail: birgit.malecha-nissen.mdb@bundestag.de

SÖNKE RIX

Seit fast 10 Jahren ver-
trete ich den Wahlkreis 4 
(Rendsburg-Eckernförde) 
im Bundestag. Meinen 
Schwerpunkten bin ich 
auch in der neuen Legis-
laturperiode treu geblie-
ben: Ich bin Mitglied im 
Ausschuss für Familie, 
Senioren, Frauen und 

Jugend und zudem seit gut einem Jahr familien-
politischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion. 
Im Innenausschuss, im 2. Parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss (BKA) sowie im Unter-
ausschuss Bürgerschaftliches Engagement bin 
ich stellvertretendes Mitglied.

Daneben engagiere ich mich im Vorstand der 
„Parlamentarischen Linken“, im Vorstand der 
Landesgruppe Schleswig-Holstein und im Vor-
stand der „Denkfabrik in der SPD-Bundestags-
fraktion“. Zudem hat mich die SPD-Bundestags-
fraktion wieder als Mitglied in die Gremien für 

Minderheiten des Bundestages und des Landta-
ges in Schleswig-Holstein entsandt.

Dank Manuela Schwesig ist endlich wieder 
Bewegung in die Familienpolitik gekommen. 
Zwei große Projekte, die klar unsere sozialdemo-
kratische Handschrift tragen, wurden in Angriff 
genommen: Zum einen das ElterngeldPlus, das 
jungen Eltern mehr Flexibilität und Partner-
schaftlichkeit ermöglicht. Zum anderen hat sie 
gemeinsam mit Heiko Maas Leitlinien für eine 
Geschlechterquote in Aufsichtsräten vorgelegt. 
Die Quote ist nicht nur ein weiterer Schritt zur 
Umsetzung der Gleichberechtigung der Ge-
schlechter, auch Unternehmen werden profi-
tieren: Studien zeigen, dass gemischt geführte 
Unternehmen wirtschaftlicher arbeiten als 
männlich dominierte Firmen. Zusätzlich werden 
die Unternehmen als Arbeitgeber für Frauen 
attraktiver, denn sie werden einen Kulturwandel 
durchmachen, der auch Frauen auf den unteren 
Hierarchieebenen den Aufstieg erleichtern wird.

Weitere Themen, die uns beschäftigen werden, 
sind der Kita-Ausbau und die Qualität der früh-
kindlichen Bildung und Betreuung. Bis 2014 
stellte der Bund den Ländern für den quantitati-
ven Ausbau 5,4 Milliarden Euro für Investitionen 
und Betriebskosten zur Verfügung. In dieser 
Legislaturperiode kommt noch einmal eine Milli-
arde Euro hinzu. Ab 2015 beteiligt sich der Bund 
dauerhaft an den Betriebskosten mit jährlich 845 
Millionen Euro. Für die Jahre 2017 und 2018 wird 
diese Beteiligung um weitere 100 Millionen Euro 
aufgestockt. Der qualitative Ausbau kann und 
muss in enger Zusammenarbeit mit den Ländern 
stattfinden, die in der frühkindlichen Bildung 
federführend sind.

Auch das Thema Entgeltgleichheit steht jetzt auf 
der Agenda. Frauen in Deutschland verdienen im 
Durchschnitt 22 Prozent weniger als Männer. Um 
dieser Ungerechtigkeit wirksam zu begegnen, 
werden wir mehr Transparenz herstellen und mit 
den Tarifpartnern eine Initiative starten. Aber 
nicht nur in denselben Berufsgruppen herrscht 
Ungerechtigkeit. Ganz generell müssen wir Beru-
fe neu bewerten. Erzieherinnen, Altenpflegerin-
nen und Krankenschwestern – typische weibliche 
Berufsbilder also – verdienen definitiv mehr, als 
sie zurzeit bekommen. 

Natürlich können wir mit der Union nicht unser 
komplettes SPD-Regierungsprogramm umset-
zen. Das wussten wir bereits vor den Koalitions-



54

verhandlungen. Umso erfreulicher ist, dass wir 
einige wichtige sozialdemokratische Projekte 
durchsetzen konnten und diese nun Formen 
annehmen. Doch eines unserer wichtigsten fa-
milienpolitischen Projekte – die Reform der Fami-
lienleistungen und die Einführung eines neuen, 
gerechteren Kindergeldes – kann leider erst unter 
anderen Mehrheitsverhältnissen angepackt wer-
den.

Mit dem neuen Bundesprogramm „Demokratie 
leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt 
und Menschenfeindlichkeit“ unterstützen wir 
seit dem 1. Januar 2015 das zivile Engagement 
von Initiativen und Vereinen. Mit einer Förder-
summe von 40,5 Millionen Euro wird viel Geld in 
die Extremismusprävention investiert. Schwer-
punkt ist dabei weiterhin der Kampf gegen 
Rechtsextremismus. Doch sollen auch Projekte 
gefördert werden, die sich gegen jegliche Formen 
von vorurteilsbasierter, politischer und weltan-
schaulich motivierter Gewalt wenden. Mit der 
Aufstockung des Programms um 10 Millionen 
auf 40,5 Millionen Euro sollen vor allem Projekte 
der Radikalisierungsprävention gegen gewaltori-
entierten Islamismus, Salafismus und Antisemi-
tismus unterstützt werden.

Nicht nur zu diesen Themen habe ich in den 
vergangenen Jahren gearbeitet. Eine Übersicht 
von Positionspapieren und Initiativen und aus-
führliche Rechenschaftsberichte sind auf meiner 
Homepage zu finden: www.soenke-rix.de.

Neben der Arbeit in meinem Wahlkreis, dem 
flächengrößten Kreis in Schleswig-Holstein, habe 
ich die Betreuung von Schleswig-Flensburg über-
nommen. Natürlich sind mir dabei enge Grenzen 
gesetzt und ich kann die Ortsvereine nicht in 
dem Maße besuchen, wie es wünschenswert und 
notwendig wäre, aber ich bin bemüht, die Kreis-
vorstände und die Genossinnen und Genossen 
nach Kräften zu informieren und zu unterstüt-
zen. 
 
Wahlkreisbüro: Tel: 04331-86 85 765  
E-Mail: soenke.rix@wk.bundestag.de
Bundestag: Tel: 030-227-77270  
E.Mail: soenke.rix@bundestag.de 
Homepage: www.soenke-rix.de

DR. ERNST DIETER ROSSMANN

Seit 1998 vertrete ich 
den Wahlkreis 7 (Kreis 
Pinneberg) im Bundes-
tag. Dazu habe ich seit 
5,5 Jahren den Wahlkreis 
3 (Steinburg/Dithmar-
schen) mit betreut; seit 
dieser Wahlperiode 
zusammen mit Matthias 
Ilgen und Franz Thönnes. 

Meine Arbeit in Berlin konzentrierte sich auch 
in den letzten zwei Jahren auf meine Aufgaben 
als Sprecher der Arbeitsgruppe Bildung und 
Forschung, als Mitglied im Fraktionsvorstand 
und als Sprecher der SPD-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein. Darüber hinaus übe ich mit großer 
Freude zwei Ehrenämter aus als Vorsitzender des 
Deutschen Volkshochschulverbandes und des 
SPD-Ortsvereins Elmshorn. Weiterhin mitwirken 
darf ich in der SPD-Grundwertekommission.
Für die Aufgabe als Sprecher der Parlamentari-
schen Linken habe ich 2014 nach zwei Wahlpe-
rioden nicht wieder kandidiert. Natürlich bleibe 
ich klar im linken Flügel verankert - getreu mei-
nen Leitmotiv: Pragmatisch, zukunftsorientiert, 
links und frei.

In meinem Verantwortungsgebiet der Bildungs- 
und Forschungspolitik ist es uns schon im ersten 
Jahr der Regierung gelungen, zentrale sozialde-
mokratische Vorhaben zu verwirklichen. So sind 
wichtige Verbesserungen für die Studierenden 
und die Schüler beim BAföG bereits beschlossen 
worden - leider wirksam erst ab 2016. Der Bund 
hat ab 2015 komplett die Kosten für das BAföG 
übernommen. Schleswig-Holstein profitiert hier-
von mit jährlich ca. 36 Millionen Euro. Das ist ein 
großer Erfolg.

Der Bund und die Länder haben sich sehr zügig 
auf ein umfangreiches Paket der Hochschul- , 
Wissenschafts- und Forschungsförderung geei-
nigt, das von 2016 bis 2020 25 Milliarden Euro 
für mehr und bessere Studienplätze und für ei-
nen verlässliche Förderung von Wissenschaft und 
Forschung umfasst. Auch Schleswig-Holstein ist 
mit seiner exzellenten Forschung an den Hoch-
schulen und den zahlreichen außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen dabei.

Mit der Änderung des Artikels 91b des Grundge-
setzes entstehen deutlich mehr Möglichkeiten 
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der Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
im Wissenschaftsbereich. Die Abschaffung des 
Kooperationsverbotes für den gesamten Bil-
dungsbereich bleibt selbstverständlich unser 
Ziel. Ich persönlich werbe nachdrücklich für die 
Einrichtung eines „ Deutschen Bildungsrates“. 
Fortschrittliche Länder wie Schleswig-Holstein 
können hiervon nur gut haben, z.B. bei der Inklu-
sion.

Eine neue „Allianz für Aus- und Weiterbildung 
2015-2018“ ist gegründet worden, erstmals auch 
mit der Beteiligung der Gewerkschaften, um die 
Ausbildungsgarantie mit Leben zu füllen, für 
jeden jungen Menschen einen Schul- und Berufs-
abschluss zu erreichen und die berufliche Wei-
terbildung zu stärken. Für mich persönlich sehr 
wichtig: Im Rahmen der nationalen Strategie für 
Alphabetisierung und Grundbildung Erwachse-
ner habe ich für 2015 auch sechs Millionen Euro 
mehr Förderung des Bundes durchsetzen kön-
nen.

Zentrale bildungspolitische Vorhaben für die 
nahe Zukunft sind für mich die Stärkung der 
Beruflichen Bildung und die Fachkräftesicherung, 
die Reform des „Meister-BAföG“ sowie dringend 
notwendige Verbesserungen für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs und die Lehrerbildung.
Für Schleswig-Holstein geht es in der Forschung 
um die weitere Modernisierung der Forschungs-
flotte, die Stärkung der Meeres- und der Um-
weltforschung an der Ost- und Nordsee und 
insbesondere auch auf Helgoland sowie die 
Vollendung des XFEL-Röntgenlasers in Schene-
feld beim DESY als Beispiel für eine gelungene 
norddeutsche Forschungskooperation.

Berlin Tel.: 030-22773447
E-Mail: ernst-dieter.rossmann@bundestag.de 
Wahlkreis Tel.: 04101-200639
E-Mail: ernst-dieter.rossmann@wk.bundestag.de 
Homepage: www.ernst-dieter-rossmann.de

die Themen Energieeffizienz/Wärme) und stellv. 
Mitglied im Ausschuss für Umwelt, Bau und Re-
aktorsicherheit liegt der Schwerpunkt meiner Ar-
beit auf energiepolitischen Fragestellungen mit 
Blick auf eine gelingende Energiewende. Wäh-
rend der Koalitionsverhandlungen Ende 2013 
war ich Mitglied der siebenköpfigen AG Energie.

Eines der ersten großen Themen nach meiner 
Wahl in den Bundestag war die Novelle des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im Sommer 
2014. Den beschleunigten Umstieg auf Erneuer-
bare Energien erachte ich als eine sozialdemokra-
tische Aufgabe von herausragender Bedeutung: 
Sowohl die voranschreitende Verknappung end-
licher fossiler Ressourcen, aber auch der Klima-
wandel verlangen einen Umstieg auf Erneuerba-
re Energien. Um Energiearmut und alle hiermit 
verbundenen Folgewirkungen zu verhindern 
sowie einen weltweit möglichen, gerechten und 
zur Befriedung beitragenden Zugang zu Energie 
zu ermöglichen ist ein Abbau der Abhängigkeit 
von fossil-atomaren Rohstoffen notwendig. 
Mit der EEG-Novelle wurde unter anderem eine 
Umstellung auf Ausschreibungen bis spätestens 
2017 eingeleitet. Vor dem Hintergrund der inter-
national negativen Erfahrungen mit Ausschrei-
bungen habe ich mich bei der Verabschiedung 
der EEG-Novelle enthalten.

Darüber hinaus setzte ich mich im letzten Jahr 
intensiv mit Freihandelsabkommen, insbeson-
dere den zwischen der EU und Kanada sowie 
den USA verhandelten, auseinander. Ich trete 
dafür ein, dass Liberalisierungsbestrebungen 
auf bilateraler Vertragsebene zu keiner Aus-
höhlung demokratischer Strukturen und von 
Rechtsstaatlichkeit führen. Investitionsschutz-
klauseln in Form von „Sonderrechten“ und 
Schiedsgerichtsbarkeit erachte ich als unver-
einbar mit rechtsstaatlichen Rechtsschutz. Im 
Dezember war ich als Mitglied einer Delegation 
der SPD-Bundestagsfraktion in Brüssel, um u.a. 
mit EU-Kommissarin Cecilia Malmström über 
die aus sozialdemokratischer Perspektive mit 
dem Konvent-Beschluss erklärten Maßgaben zu 
diskutieren.

Eine weitere Auslandsreise führte mich im Som-
mer 2014 in Begleitung des stellv. Parteivorsit-
zenden Thorsten Schäfer-Gümbel nach China. 
Im Rahmen des „3. Nachhaltigkeitsdialogs“, der 
einst von Willy Brandt eingesetzt wurde, standen 
dabei u.a. in einem Gespräch mit Li Yuancho, Mit-
glied des Politbüros des ZK der Kommunistischen 

DR. NINA SCHEER

Seit September 2013 
vertrete ich im Bun-
destag den Wahlkreis 
Herzogtum Lauenburg/
Stormarn-Süd. Als Mit-
glied im Ausschuss für 
Wirtschaft und Energie 
(Berichterstatterin für 
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Partei Chinas und Vizepräsident der Volksrepub-
lik China energie- und finanzpolitische Fragestel-
lungen im Mittelpunkt.

Der Austausch mit Bürgerinnen und Bürgern 
sowie Genossinnen und Genossen vor Ort ist 
mir ein besonderes Anliegen. So war ich neben 
eigenen „Fraktion-vor-Ort“-Veranstaltungen und 
Veranstaltungen meiner Reihe „Chancen ergrei-
fen - Zukunft gestalten“ zu energiepolitischen 
Themen sowie Fragen zum Freihandelsabkom-
men für Vorträge und Diskussionen bundesweit 
auf zahlreichen Veranstaltungen meiner Kolle-
ginnen und Kollegen zu Gast.
Weitere aktuelle und für den Wahlkreis bedeut-
same Themen waren u.a. die Reform der Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung (bei der es nun 
endlich eine Kehrtwende unter Einbindung der 
Beschäftigten gibt), der Hochwasserschutz an 
der Elbe (zu diesem Thema hatte ich Umwelt-
minister Robert Habeck bei einer Veranstaltung 
zu Gast), Datensicherheit als Standortfaktor, die 
Umsetzung des Mindestlohns ab dem 1. Janu-
ar 2015, Sterbebegleitung (ein Thema das uns 
parlamentarisch auch 2015 beschäftigen wird) 
und bedingt durch die geografische Lage meines 
Wahlkreises im besonderen Maße das 25-jährige 
Jubiläum des Mauerfalls im November 2014. Im 
Rahmen meiner Sommertour „Wirtschaft in der 
Metropolregion“ hatte ich Wirtschafts- und Ener-
gieminister Sigmar Gabriel sowie Ute Vogt, stellv. 
Fraktionsvorsitzende, zu Gast.

Innerhalb der SPD-Bundestagsfraktion bin ich 
Ansprechpartnerin für Erneuerbare Energien, 
Mitglied der Parlamentarischen Linken (PL), der 
SPD-Küstengang, der Denkfabrik und Delegierte 
auf Bundesparteitagen. In der SPD-Landesgruppe 
Schleswig-Holstein übernehme ich zusätzlich zu 
meinen Ausschussthemen gesundheitspolitische 
Fragestellungen. Zudem bin ich Mitglied der 
Grundwertekommission des SPD-Parteivorstan-
des und Mitglied der Tarifgemeinschaft sowie 
des Beirats der Bundesnetzagentur.
Weitere Themen, Stellungnahmen und ein aus-
führlicher Jahresrückblick finden sich auf www.
nina-scheer.de

Wahlkreisbüro Ahrensburg Tel.: 04102-6916011
Wahlkreisbüro Geesthacht Tel.: 04152-8054740
Berliner Büro Tel.: 030-22773537
E-Mail: nina.scheer@bundestag.de
Homepage: www.nina-scheer.de
facebook.com/ninascheer.spd

FRANZ THÖNNES

Seit 1994 vertrete ich im 
Bundestag den Wahlkreis 
Segeberg – Stormarn-Mit-
te und betreue auch 
den nicht durch die SPD 
besetzten Stormarner 
Teil des Wahlkreises 10, 
die Segeberger Teile der 
Wahlkreise 3 und 6 sowie 
die Stadt Neumünster.

Ein Schwerpunkt in der Region waren die von 
mir initiierten Projekte „Arbeit für Alleinerzie-
hende – Kinderbetreuung organisieren“. Die 
gebildeten „Runden Tische“ haben inzwischen in 
Stormarn zu einer „Stiftung Beruf und Familie“ 
und in Segeberg zur Vorbereitung einer solchen 
geführt. Sie sorgen für bessere Kinderbetreuung 
in Rand-, Ferien- oder Notfallzeiten. Die Existenz 
von zwei Mehrgenerationshäusern konnte gesi-
chert werden und ein drittes kam hinzu. Mit den 
stellv. Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion 
sowie Aydan Özoğuz und Franz Müntefering 
wurden „Fraktion vor Ort-Veranstaltungen“ zum 
Thema: „Wie wollen wir morgen leben und ar-
beiten“ durchgeführt. Praktika in Unternehmen, 
Betriebsbesuche und öffentliche Bürgerdialoge 
ergänzten die Aktivitäten.

Auf SPD-Landesebene bin ich Mitglied des Ge-
werkschaftsrates, unterstütze die Parteikontakte 
in den Ostseeraum und war an den Koalitionsver-
handlungen für die rot-grün-blaue Landesregie-
rung beteiligt.

Im Auswärtigen Ausschuss des Deutschen Bun-
destages bin ich für die SPD-Fraktion Berichter-
statter für Nordeuropa, die Ostsee, die Arktis, 
Russland und die GUS-Staaten. Als Mentor für 
das „Egon-Bahr-Fellowship-Programm“ der FES 
unterstütze ich den Austausch von jungen russi-
schen und deutschen Politikern. Ebenso arbeite 
ich an deutsch-russischen Projekten zur gewalt- 
und xenophobiefreien Fußball-WM 2018, zur 
nachhaltigen Stadtverwaltung und zu barrie-
refreien Städten. Auch leite ich im Parlament 
eine fraktionsübergreifende Arbeitsgruppe zur 
Visa-Liberalisierung. Die Förderung des internati-
onalen Austausches ist ein wichtiger Baustein für 
Völkerverständigung und Friedenssicherung.

Als Delegationsleiter des Bundestages in der 
Ostseeparlamentarierkonferenz bin ich auch 
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Mitglied in dessen Ständigen Ausschuss. Ebenso 
bin ich Vorsitzender der Deutsch-Nordischen Par-
lamentariergruppe. Des Weiteren arbeite ich mit 
dem DGB-Nord-Vorsitzenden Uwe Polkaehn im 
Lenkungsausschuss des Baltic Sea Labour Forum, 
einer grenzüberschreitenden Plattform von Sozi-
alpartnern und Politik im Ostseeraum. Ziele sind 
faire Arbeitsbedingungen und soziale Sicherheit 
in grenzüberschreitenden Arbeitsmärkten sowie 
Mobilität.

Innerhalb der SPD-Fraktion bin ich in der 
SPD-Küstengang und in der AWO-Parlamenta-
riergruppe aktiv. Außerdem bin ich Mitglied der 
Tarifgemeinschaft sowie der Konfliktkommission.

Bundestag Tel.: 030/227-7 11 28,  
E-Mail: franz.thoennes@bundestag.de
Bürgerbüro Tel.: 04551/96 83 83, 
Homepage: www.thoennes.de
facebook.com/franzthoennes

DIE ARBEIT IM EURO- 
PÄISCHEN PARLAMENT
Von Ulrike Rodust, MdEP

gewählt. Auf der Bundesdelegiertenkonferenz am 
26. Januar 2014 in Berlin erhielt ich den aussichts-
reichen Platz 12 auf der gemeinsamen Bundesliste, 
mit der die SPD bei Europawahlen antritt.

Der Wahlkampf war auf Ebene der Bundespartei 
sehr auf Martin Schulz fokussiert, der nicht nur als 
Spitzenkandidat der SPD, sondern erstmals auch 
als gemeinsamer Kandidat der europäischen Sozi-
aldemokraten für das Amt des Kommissionsprä-
sidenten antrat. Dass die großen Parteien jeweils 
europaweite Kandidaten für dieses Amt gewählt 
hatten, hat den Europawahlkampf mit Fernsehdu-
ellen insgesamt spannender werden lassen und 
mehr öffentliches Interesse erregt.

Als zentrale Themen im Europawahlkampf gesetzt 

waren die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
vor allem im Süden Europas und die Forderung 
nach einem Investitionsprogramm, um den kri-
sengeschüttelten Ländern wieder auf die Beine zu 
helfen. Weiterhin die nicht bewältigte Finanz- und 
Wirtschaftskrise selbst, mit der Forderung nach 
einer Bankenunion in Europa, die große Europa- 
skepsis der Menschen in der EU gegenüber den 
europäischen Institutionen und damit einherge-
hend das Erstarken der rechten Parteien und die 
Auseinandersetzung mit der AfD. Ein Thema mit 
dem viele zunächst gar nicht gerechnet hatten, war 
dann aber sehr bestimmend: TTIP, das Freihandels-
abkommen zwischen Europa und den USA.

In Schleswig-Holstein haben wir einen engagierten 
Wahlkampf mit den Kreisverbänden und Orts-
vereinen geführt. In vielen Ortsvereinen wurden 
Veranstaltungen, Infostände und Plakatierungen 
organisiert, unsere Artikel für die zahlreichen Orts-
vereinszeitungen wurden in großer Zahl abgefragt. 
Für dieses große Engagement möchte ich an dieser 
Stelle noch einmal danken. Es hat sich gelohnt: 
Gerade in Schleswig-Holstein können wir mit dem 
Ergebnis der Europawahlen zufrieden sein. Gegen-
über 2009 konnten wir uns auf 31,9 Prozentpunkte 
steigern und liegen damit noch über dem Bundes-
durchschnitt.

Erfreulich ist auch, dass die deutsche SPD Grup-
pe im Europäischen Parlament trotz des Wegfalls 
der Sperrklausel nun 27 Mitglieder statt zuvor 23 
umfasst. 

Das europaweite Ergebnis der Sozialdemokraten 
reichte allerdings nicht aus, Martin Schulz zum 
Präsidenten der EU-Kommission zu wählen. Der Rat 
tat sich zunächst schwer, Jean-Claude Juncker als 
Kommissionspräsidenten vorzuschlagen. Das wir 
diesen Anspruch trotzdem durchsetzen konnten, ist 
ein weiterer wichtiger Schritt zu noch mehr Demo-
kratisierung und Parlamentarisierung der EU.

Wie befürchtet erstarkten aber bei den Europawah-
len vor allem die rechten Parteien in Europa, leider 
auch in Deutschland. Das ist und bleibt besorgnis- 
erregend. Die britische UKIP und die französische 
Front National konnten ebenso wie viele andere 
rechte Parteien ihr Ergebnis erheblich ausbauen. 
Dies macht die Arbeit im Europäischen Parlament 
nicht einfacher, wir sind gezwungen mit der EVP, 
den Grünen und den Liberalen noch enger zusam-
men zu arbeiten und Kompromisse zu finden, um 
überhaupt Ergebnisse zu erzielen.
Und das in Zeiten, die die europäische Politik vor 
erhebliche Herausforderungen stellt. Die aktuellen 
politischen Ereignisse 2014 und 2015 haben auch 
die Agenda des Europäischen Parlaments verän-

Die zweite Hälfte des 
Berichtszeitraums war vor 
allem geprägt von den Euro-
pawahlen am 25. Mai 2014. 
Bei meiner Nominierung auf 
der Landesdelegiertenkonfe-
renz am 1. November 2013 
erhielt ich eine Zustimmung 
von 93,4% - zum Ersatz-
kandidaten wurde erneut 
Martin Tretbar-Endres
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dert: wir müssen gemeinsame europäische Antwor-
ten auf die Ukraine-Russland-Krise finden, auf den 
Terror des IS, der gewaltige Flüchtlingsströme nach 
Europa auslöst und auf den islamistischen Terror in 
Europa mit den Anschlägen in Paris.

MEINE ARBEIT IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT
In der vergangenen Wahlperiode war ich sowohl 
Mitglied des Agrar-, als auch des Fischereiausschus-
ses. Meine Bilanz des in dieser Zeit in den beiden 
Ausschüssen Erreichten fällt sehr unterschiedlich 
aus. Im Fischereiausschuss ist es mir als Berichter-
statterin gelungen, eine wirkliche Reform der Ge-
meinsamen Fischereipolitik (GFP) durchzusetzen.

Im Dezember 2013 stimmte das Europäische Parla-
ment mit breiter Mehrheit dem mit der irischen  
Ratspräsidentschaft ausgehandelten Kompro-
misstext und damit einer grundlegenden Reform 
der Europäischen Fischereipolitik zu. So sieht die 
Reform unter anderem eine zügige Beendigung der 
Überfischung vor. Außerdem wird der Rückwurf von 
Beifang, also von Fischen, die wegen Größe oder Art 
eigentlich nicht gefangen werden sollten, schrittwei-
se zwischen 2015 und 2019 verboten.
Mit dieser Reform haben wir bewiesen, dass das 
Europäische Parlament gleichberechtigter Gesetz-
geber und auf Augenhöhe mit dem Rat ist und dass 
wir es schaffen können, endlich neue Kapitel in der 
europäischen Politik aufzuschlagen – nämlich hin zu 
mehr Nachhaltigkeit und Verantwortung für unsere 
natürlichen Ressourcen. Ein weiterer wichtiger Erfolg 
ist, dass die EU in den Gewässern von Drittländern 
ebenfalls nicht zur Überfischung beitragen darf und 
die Fischereiabkommen mit Drittländern in Zukunft 
eine Menschenrechtsklausel enthalten.

In der neuen Wahlperiode bin ich wieder Mitglied 
des Fischereiausschusses, auch wieder Koordinatorin 
der S&D-Fraktion und bereits mitten in der Umset-
zung der GFP-Reform. Unter den neuen Bedingun-
gen im Europäischen Parlament, mit neuer Zusam-
mensetzung und ausgeprägten einzelstaatlichen 
Interessen, ist diese Aufgabe nicht leicht. 
Da die Arbeit in zwei Ausschüssen auf Dauer nicht 

zu schaffen war, habe ich die Mitgliedschaft im 
Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Räume 
abgegeben.
Leider konnte die dort anstehende Reform der Ge-
meinsamen Agrarpolitik in Europa, so wie ich sie mir 
vorgestellt hatte - nämlich hin zu einer Ökologisie-
rung der Direktzahlungen - nicht umgesetzt werden. 
Wir sind auch an den zahlreichen Bauernvertretern 
im Europäischen Parlament und am Rat gescheitert.

In der neuen Wahlperiode bin ich nun stellvertreten-
des Mitglied im Verkehrsausschuss, in dessen Be-
reich auch die integrierte Meerespolitik gehört.
Ich möchte dieses Politikfeld als Schleswig-Holstei-
nerin auf Brüsseler Ebene weiter voran bringen, 
denn unser Land, die Arbeitsplätze, die Wirtschaft 
wie Schiffbau, Zulieferindustrie und Offshore, For-
schung und Tourismus, sind vom Meer geprägt. 
Aber auch die Frage wie man das sogenannte Blaue 
Wachstum in Einklang bringt mit der Verantwortung 
für das Ökosystem Meer wird mich hier beschäfti-
gen. Der Raum auf unseren Meeren wird enger, die 
wirtschaftliche Nutzung nimmt zu, die Umweltbe-
lastung steigt. Es entstehen Interessenskonflikte und 
um die muss sich die Politik kümmern – in diesen 
Fragen bin ich in engem Kontakt mit unserer Landes-
regierung.

In der neuen Kommission habe ich mich besonders 
dafür eingesetzt, dass ein neues Ressort, das sich für 
Minderheitenfragen verantwortlich zeichnet, ge-
schaffen wird. Dies ist bisher nicht gelungen, ich bin 
aber im Gespräch mit Vizekommissar Frans Timmer-
manns, der offen für die Themen der Minderheiten 
ist.

Regelmäßig treffe und diskutiere ich mit den Fach-
politiker/innen im Landtag, Bundestag und in den 
Gremien der Partei, in den Kreisverbänden, mit 
Schüler/innen sowie Vertreter/innen der Verbände 
im Umweltschutz, den Fischern und Fischereiverbän-
den, weil ich mich als Bindeglied zwischen Europa, 
Schleswig-Holstein und der SPD verstehe. 

Auch weiterhin werde ich deshalb regelmäßig eu-
ropäische Themen nach Schleswig-Holstein holen. 
Erst im September fand eine große Diskussionsver-
anstaltung in Neumünster zum transatlantischen 
Handelsabkommen statt. Als Referenten konnte ich 
hierzu beispielsweise meinen Kollegen Bernd Lange 
gewinnen, der Handelsausschussvorsitzender im 
Europäischen Parlament ist und außerdem gerade 
zum Berichterstatter für TTIP ernannt worden war. 
Andere Abgeordnete wie Evelyne Gebhardt habe ich 
nach Schleswig-Holstein eingeladen, um beispiels-
weise Fragen der Dienstleistungsrichtlinie mit der 
Spitze der Handwerkskammer zu diskutieren.

Europabüro Ulrike Rodust, Tel. 0431-90 60 622
E-Mail: info@ulrike-rodust.eu
Homepage: www.ulrike-rodust.eu
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WILLI PIECYK PREIS 2015
AUSSCHREIBUNG

ERSTMALIGE VERLEIHUNG IN 2011
Von 1992 bis zu seinem Tod 2008 hat sich der 
schleswig-holsteinische SPD-Europaabgeordne-
te Willi Piecyk für eine soziale und ökologische 
Politik in Europa eingesetzt.  
Um sein politisches Wirken zu würdigen, hat die 
SPD Schleswig-Holstein 2011 gemeinsam mit 
dem SPD EuropaForum erstmals den Willi Piecyk 
Preis vergeben, der alle zwei Jahre verliehen 
wird. In unterschiedlichen Themenbereichen soll 
damit ein besonderes Engagement für Europa 
gewürdigt und an Willi Piecyks Wirken erinnert 
werden.

JURY
Über die Preisverleihung entscheidet eine unab-
hängige Jury. Ihr gehörten bisher an: Ein Mitglied 
des Landesvorstands, die Europaabgeordnete, 
der Sprecher des EuropaForums, eine Vertreter/in 
der Kommunalpolitik, eine Vertreter/in der Zivil-
gesellschaft, der Europa-Union oder der Jungen 
Europäischen Föderalisten (JEF) sowie eines der 
Kinder von Willi Piecyk. 

BEWERBUNGSDETAILS
Einzureichender Inhalt:  
-Projektbeschreibung,  
-besonderer Beitrag des Projekts für das ehren-
amtliche Engagement in der Flüchtlingshilfe, 
-gegebenenfalls öffentlich zugängliche Berichte 
über das Projekt (Zeitungs- oder Internetartikel), 
-wenn vorhanden illustrierendes Material (Fotos, 
Videos usw.)
-Nennung der Beteiligten und 
-ein/e verantwortliche/r Ansprechpartner/in mit 
allen Kontaktdaten. 

AUSSCHREIBUNGSTHEMA 2015
Kriege, Bürgerkriege und der Terror im Nahen 
Osten und in Afrika lassen Tausende von Men-
schen unter unwürdigsten Bedingungen nach 
Europa fliehen - viele von ihnen landen in Schles-
wig-Holstein und gleichzeitig machen rechtspo-
pulistische Bewegungen und Parteien massiv 
Stimmung gegen Asylsuchende.
Doch auch der Einsatz der zahlreichen ehrenamt-
lichen Initiativen zur Unterstützung von Flücht-
lingen ist groß. Aus diesem Grund möchten wir 
in diesem Jahr besonders engagierte schles-
wig-holsteinische Hilfsangebote für Flüchtlinge 
würdigen.
Deshalb wollen wir Vereine und Verbände, Or-
ganisationen, Schulen, Kommunen oder Einzel-
personen ansprechen, die sich besonders dafür 
einsetzen, dass sich Flüchtlinge schnell in ihrem 
neuen Zuhause wohl fühlen, die diesen Men-
schen bei der Bewältigung des Alltags behilflich 
sind und sie in Deutschland willkommen heißen.

PREISGELD
Das Preisgeld in Höhe von insgesamt 1.000 Euro 
kann an einzelne oder mehrere Personen bzw. 
Gruppen oder Institutionen für ihre weiteren 
Aktivitäten vergeben werden. Es können für die 
weitere Arbeit am Thema/Projekt bis zu drei Prei-
se verliehen werden.

PREISVERLEIHUNG
Die Preisverleihung findet am 30. August 2015 
um 11 Uhr (voraussichtlich im Alten Stahlwerk in 
Neumünster) statt. Die Preisträger und alle Be-
werber/innen werden rechtzeitig benachrichtigt. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

BEWERBUNGEN KÖNNEN BIS ZUM 30. JUNI 2015 (POSTSTEMPEL) HIER EINGEREICHT WERDEN: 
SPD LANDESVERBAND SCHLESWIG-HOLSTEIN, NINA THIELSCHER
KLEINER KUHBERG 28-30, 24103 KIEL,  TEL.: 0431-9060628, FAX: 0431-9060621
E-MAIL: NINA.THIELSCHER@SPD.DE


